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Niederschrift

Uber die 8. Sitzung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Innsbruck am 15. Oktober 2015

Ort:

Dauer:

Vorsitzende:

Anwesende und entschuldigte Gemeindera-
tinnen bzw. Gemeinderate:

Ferner anwesend:

Schriftflhrerinnen:

Rathaus, 6. Obergeschol3,
Plenarsaal (Gemeinderatssitzungssaal)

15:00 Uhr bis 18:45 Uhr
19:00 Uhr bis 20:00 Uhr

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer

siehe beiliegende Anwesenheitsliste

MD Dr. Holas

Vertreterlnnen der Beamtenschaft,
der Presse und des Rundfunks

Raggl (bis 16:00 Uhr)

Mag.? Plankensteiner (bis 18:40 Uhr,
ab Seite 534)

Ciaghi (ab Seite 570)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eréffne die Sitzung

des Innsbrucker Gemeinderates.

Mein Grul3 gilt den Damen und Herren des Gemeinderates, den erschienenen Zuhoérerinnen,
den Reprasentantinnen der Beamtenschaft und der Medien.

Ich stelle die Beschlussfahigkeit des Gemeinderates fest.
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1. Zulassigkeit von Ton- und Bild-
aufnahmen

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Laut

§ 25 Abs. 1 Stadtrecht der Landeshaupt-
stadt Innsbruck (IStR) hat der Gemeinderat
die Zulassigkeit von Ton- und Bildaufnah-
men zu beschliel3en.

Beschluss (einstimmig):

Die Aufnahmen von Ton und Bild werden
genehmigt.

2. Genehmigung der Niederschriften
Uber die Sitzungen des Gemein-
derates vom 18.06.2015
(6. Sitzung) und 16.07.2015 (7. Sit-
zung)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Wir haben
zwei Protokolle zu genehmigen. Ich sage
nur: Hut ab vor unseren Mitarbeiterinnen in
der Mag.-Abt. I, Kanzlei fir Gemeinderat
und Stadtsenat. (Beifall)

Die Niederschriften tber die Sitzungen des
Gemeinderates vom 18.06.2015 (6. Sit-
zung) und 16.07.2015 (7. Sitzung) wurden
allen Mitgliedern des Gemeinderates uber-
mittelt.

Erhebt sich gegen die Fassungen der Pro-
tokolle ein Einwand?

Beschluss (einstimmig):

Die Niederschriften tber vorstehend ange-
fuhrte Sitzungen des Gemeinderates wer-
den genehmigt.

3. Genehmigung der Tagesordnung

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Die Tages-
ordnung ist Ihnen zeitgerecht zugegangen.

Ich darf bekanntgeben, dass nachstehend
angefuhrter Punkt von der Tagesordnung
abgesetzt wird:

Zu Punkt 7., Antrage des Ausschusses flr
Stadtentwicklung, Wohnbau und Projekte:

k) Bebauungsplan und Erganzender Be-
bauungsplan Nr. WI - B22, Wilten, Be-
reich Zollerstrale 6 und Egger-Lienz-

StraRe 50 (als Anderung des Bebau-
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ungsplanes Nr. 85/ai), gemal § 56
Abs. 1 und 2 TROG 2011

Hat jemand gegen die Tagesordnungspunk-
te einen Einwand?

Beschluss (einstimmig):
Die Tagesordnung wird genehmigt.

4, Totengedenken

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Hoher Ge-
meinderat, ich darf Sie bitten, sich von den
Sitzen zu erheben. (Die Anwesenden erhe-
ben sich zu einer Trauerminute von ihren
Sitzen.)

4.1 HR Dr. Wo6tzer Oskar, ausgezeich-
net mit dem Sozialehrenzeichen
der Stadt Innsbruck 1982 und dem
Verdienstkreuz der Stadt Inns-
bruck 2007, verstorben am

21.07.2015 im 89. Lebensjahr

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Dr. Oskar
Woétzer wurde am 14.01.1927 in Gran gebo-
ren. Nach dem Besuch des Bischoflichen
Gymnasiums Paulinum in Schwaz absol-
vierte er ein rechtswissenschaftliches Studi-
um an der Universitat Innsbruck.

Nach dem Studium begann er seine berufli-
che Laufbahn beim Finanzamt in Schwaz,
wechselte aber bereits nach wenigen Jah-
ren in die Landesdirektion nach Innsbruck.
Dr. Wétzer war schlielich 15 Jahre lang
Vorstand des Finanzamtes Innsbruck und
erarbeitete unter anderem einen Steuerer-
lass, der als Vorbild flr die bundesweite Er-
lasssammlung diente. Nebenbei Ubte er

23 Jahre eine Lehrtatigkeit fur Steuerrecht
an der Universitat Innsbruck aus.

Dr. Woétzer hatte tUber 30 Jahre die Leitung
der Vinzenzgemeinschaften von Tirol als
Zentralratsprasident inne. In dieser Zeit er-
hohte er die Anzahl der Vinzenzgemein-
schaften von 5 auf 44 und machte damit Ti-
rol zum starksten Landesverband. Zudem
offneten sich unter seiner Leitung die Vin-
zenzgemeinschaften in Tirol auch fur Frau-
en. Dieser Aufbruch der Strukturen wurde
Osterreichweit ibernommen.

AulRerdem war Dr. Woétzer Kuratoriumsmit-
glied der Stiftung "Malfatti". Er hat malRgeb-
lich dazu beigetragen, dass das heutige
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Haus St. Josef am Inn zu einem der mo-
dernsten Alten- und Pflegeheime in unse-
rem Land zahlt. Jahrzehntelang wirkte

Dr. Wétzer im Caritasbeirat mit und war bei
der Grindung von Sozialvereinen wie
WAMS oder Verein fir Obdachlose feder-
fuhrend.

Dr. Wotzer war ein gro3er Menschenfreund.
Sein Leben lang hat er die Armen und
Schwachen in unserer Gesellschaft in au-
Rergewdhnlicher Weise unterstutzt.

Fir diesen enormen Einsatz wurde

Dr. Oskar Wotzer 1982 mit dem Sozialeh-
renzeichen und 2007 mit dem Verdienst-
kreuz der Stadt Innsbruck ausgezeichnet.

Wir werden Dr. Oskar Wotzer stets ein eh-
rendes Andenken bewahren.

4.2 Potocnik Hermann, ausgezeichnet
mit dem Sportehrenzeichen der
Stadt Innsbruck 2012, verstorben

am 07.08.2015 im 75. Lebensjahr

Bgm.-Stellv. Kaufmann: Der 1940 gebore-
ne Hermann Potocnik pragte in seiner Kar-
riere gleich vier Sportarten mit. Als staatlich
geprufter Skilehrer, Winterbergfihrer und
Trainer betreute er 32 Jahre lang die Welt-
prominenz in Lech und Zirs. Er war Tief-
schneeweltmeister der Profis und grindete
Skischulverbande in Australien und Argenti-
nien.

Auch als Radrennfahrer feierte er Erfolge
und gestaltete den Verein Innsbrucker
Schwalben aktiv mit. Auch die Grindung
des Eishockeyclubs Innsbruck-Pradl geht
auf Hermann Potocnik zurtick. Nicht nur als
Spieler, sondern in den verschiedensten
Funktionen gestaltete er die Geschicke die-
ses renommierten Vereines Uber viele Jahre
mit.

Hermann Potocnik war auferdem langjahri-
ges Mitglied des Tauchklubs Innsbruck. Da-
bei war er als Ausbildner und Prifer regel-
mafig im Ausland im Einsatz. Als Lehrbe-
auftragter mit abgeschlossener Sportlehr-
ausbildung und einer Ausbildung in Sport-
psychologie hinterlieR® er bis zum Jahr 2000
auch am Universitats-Sportinstitut Innsbruck
(USI) seine Spuren.

Das Leben von Hermann Potocnik war von
der Liebe zur Bewegung maldgeblich ge-
pragt. Dabei war es dem erklarten Natur-
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liebhaber aber immer ein entscheidendes
Anliegen, Sport und Natur in Einklang zu
bringen. Zeit seines Lebens versuchte er,
besonders der Jugend ein Verstandnis fur
einen respektvollen Umgang mit der Umwelt
Zu vermitteln.

Fur sein sportliches Wirken wurde Hermann
Potocnik 2012 mit dem Sportehrenzeichen
der Stadt Innsbruck ausgezeichnet.

Wir werden Hermann Potocnik stets ein eh-
rendes Andenken bewahren.

4.3 Notar Dr. Zobl Hanspeter, ausge-
zeichnet mit dem Sozialehrenzei-
chen der Stadt Innsbruck 2003,
verstorben am 07.09.2015 im

76. Lebensjahr

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Dr. Hanspeter
Zobl wurde am 25.01.1940 in Innsbruck ge-
boren. Nach der Matura begann er im

Jahr 1959 seine Tatigkeit als Postbediens-
teter. Im Jahr 1961 entschloss er sich, ne-
benbei Jus zu studieren. Ende der 1960er
Jahre trat er als Notariatsanwarter in das
Notariat Dr. Murschetz ein. 1983 erfolgte
seine Ernennung zum offentlichen Notar
und er begrindete das Notariat Dr. Hanspe-
ter Zobl.

1970 heiratete Hanspeter Zobl seine Brigit-
te, mit welcher er drei Kinder hatte. Der al-
teste Sohn des Paares kam mit einer Be-
hinderung zur Welt und arbeitete in einer
Werkstatte der Lebenshilfe. Dieser Umstand
war sicherlich ausschlaggebend flr das
jahrzehntelange Engagement Hanspeter
Zobils fur Menschen mit Behinderung.

Ganz besonders lagen ihm hierbei immer
die Autonomie und Eigenstandigkeit der be-
gleiteten Menschen, aber auch die Unter-
stutzung der Angehdrigen am Herzen.

Dr. Hanspeter Zobl trat unbeirrbar fir das
Recht auf Leben und die Wirde von Men-
schen mit Behinderung ein. Schon frih
mahnte er Mitstreiterlnnen und Politikerln-
nen, die UN-Konvention fir Menschenrech-
te umzusetzen.

Dr. Zobl hat sich in aulRergewodhnlicher Wei-
se fur das Gemeinwohl eingesetzt. Mit
enormem personlichem Einsatz Ubte er eh-
renamtlich Uber viele Jahre hindurch die un-
terschiedlichsten Funktionen in sozialen
Vereinen aus.
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Fir sein grof3es soziales Engagement wur-
de Notar Dr. Hanspeter Zobl im Jahr 2003
mit dem Sozialehrenzeichen der Stadt Inns-
bruck ausgezeichnet.

Wir werden Dr. Hanspeter Zobl stets ein eh-
rendes Andenken bewahren.

4.4 Heiseler Helmut, ausgezeichnet
mit dem Sportehrenzeichen der
Stadt Innsbruck 1988, verstorben

am 01.10.2015 im 82. Lebensjahr

Bgm.-Stellv. Kaufmann: Helmut Heiseler
wurde am 19.10.1933 in Imst geboren.
Nach Abschluss der Pflichtschule musste er
sich mehreren Operationen am linken Knie
unterziehen, die zu einer Totalversteifung
des Kniegelenks fihrten.

Nach kurzer beruflicher Tatigkeit in der Tex-
tilwirtschaft wechselte er 1954 in die Aul3en-
stelle Imst der Tiroler Gebietskrankenkasse
(TGKK). Bereits 1966 Ubersiedelte er nach
Innsbruck in die Hauptverwaltung und wur-
de schlieRlich 1981 zum Direktor-Stellver-
treter der TGKK bestellt.

Helmut Heiseler hat sich mit enormem per-
sonlichem Engagement fur den Behinder-
tensport eingesetzt und hat in diesem Be-
reich nicht nur in Tirol, sondern Osterreich-
weit viel bewegt. Er hat aktiv dazu beigetra-
gen, dass der Osterreichische Behinderten-
sportverband (OBSV) mit einer bescheide-
nen Struktur sich zu einem national und in-
ternational anerkannten Sportverband wan-
delte. Mit seiner ruhigen, umsichtigen und
zielorientierten Flhrung als Vizeprasident
und geschéaftsfuhrender Obmann hat er den
Tiroler Behindertensportverband (TBSV)
malfdgeblich gepragt.

Ein Héhepunkt seiner erfolgreichen Tatig-
keit bildete die Vertretung Osterreichs als
Grindungsmitglied des Internationalen Pa-
ralympischen Komitees sowie die Arbeit als
Finanzreferent bei den beiden Weltwinter-
spielen fur Behinderte (Winter Paralympics)
1984 und 1988 in Innsbruck.

Fir sein aulRergewdhnliches Engagement
fur den Behindertensport wurde Helmut
Heiseler 1988 mit dem Sportehrenzeichen
der Stadt Innsbruck ausgezeichnet.

Wir werden Helmut Heiseler stets ein eh-
rendes Andenken bewahren.
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4.5 Martini Klaus, ausgezeichnet mit
dem Sozialehrenzeichen der Stadt
Innsbruck 1989, verstorben am

25.08.2015 im 71. Lebensjahr

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Klaus Martini
wurde am 04.04.1945 in Innsbruck geboren.
Nach dem Besuch der Landesblindenschule
absolvierte er die Ausbildung zum Stenoty-
pisten am Bundes-Blindenerziehungsinstitut
(BBI) und war daraufhin als Fachinspektor
fur den Bereich Fernmeldewesen an der
Universitat Innsbruck tatig.

Nach einer anfanglich schweren Sehbehin-
derung im Jugendalter wurde er zuerst von
seiner Behinderung weitgehend geheilt, er-
blindete aber kurze Zeit darauf vollstandig.
In bewundernswerter Weise hat er sein
Schicksal angenommen und eine aulerge-
wohnliche soziale Aktivitat entwickelt.

Schon 1966 war Martini in der Leitung des
Blinden- und Sehbehindertenverbandes Ti-
rol tatig. Von 1976 bis 1987 stand er dem
Verein als Obmann vor. 1987 wurde er zum
Prasidenten des Osterreichischen Blinden-
und Sehbehindertenverbandes gewahlt, den
er insgesamt vier Amtsperioden mit grof’iem
Engagement leitete.

Wahrend seiner Amtszeit wurden wesentli-
che Gesetzesreformen auf Bundesebene
durchgeflihrt. So hat er sich besonders fir
die Reform des Bundesbehinderteneinstel-
lungsgesetzes und die Einfihrung des Bun-
despflegegeldes stark gemacht.

Sowohl unter Kollegen als auch innerhalb
der politischen Landschaft Osterreichs wur-
de Klaus Martini geschatzt. Martini war si-
cherlich eine der zentralen Figuren in der
Behindertenpolitik seiner Zeit und hat die
Interessen seiner Zielgruppe mit groRtmog-
lichem Einsatz vertreten.

Flr sein enormes Engagement fur Men-
schen mit Behinderung wurde Klaus Martini
1989 mit dem Sozialehrenzeichen der Stadt
Innsbruck ausgezeichnet.

Wir werden Klaus Martini stets ein ehrendes
Andenken bewahren.
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5. GR Mag. Abwerzger Markus, Beur-

laubung auf unbestimmte Zeit

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer verliest folgen-
des Schreiben vom 07.10.2015:

"Sehr geehrte Frau Burgermeisterin,

ich, Mag. Markus Abwerzger, zeige hiermit
gemal § 16a Stadtrecht der Landeshaupt-
stadt Innsbruck 1975, mit heutigem Datum,
die jederzeit von mir widerrufbare Beurlau-
bung auf unbestimmte Zeit aus beruflichen
Grunden an, mindestens voraussichtlich
langer als zwei Monate.

Mit freundlichen Grifien
Mag. Markus Abwerzger"

Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

6. Mag. Dr. Uberbacher Johann, Be-

urlaubung auf unbestimmte Zeit

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer verliest folgen-
des Schreiben vom 07.10.2015:

"Sehr geehrte Frau Burgermeisterin,

ich, Mag. Dr. Johann A. Uberbacher, zeige
hiermit gemaf § 16a Stadtrecht der Lan-
deshauptstadt Innsbruck 1975, mit heuti-
gem Datum, die jederzeit von mir widerruf-
bare Beurlaubung auf unbestimmte Zeit aus
beruflichen Griinden an, mindestens vo-
raussichtlich langer als zwei Monate.

Mit freundlichen GriiRen,
Johann A. Uberbacher"

Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

7. Sattlegger Landolf, Beurlaubung

auf unbestimmte Zeit

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer verliest folgen-
des Schreiben vom 07.10.2015:

"Sehr geehrte Frau Burgermeisterin,

ich, Landolf Sattlegger, zeige hiermit geman
§ 16a Stadtrecht der Landeshauptstadt
Innsbruck 1975, mit heutigem Datum, die
jederzeit von mir widerrufbare Beurlaubung
auf unbestimmte Zeit aus privaten Griinden
an, mindestens voraussichtlich langer als
zwei Monate.

Mit freundlichen Grif3en,
Landolf Sattlegger"
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Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

8. Thoény Alexandra, Verzichtserkla-

rung

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer verliest folgen-
des Schreiben vom 27.06.2015:

"Sehr geehrte Frau Birgermeisterin,

ich, Alexandra Thény, geb. 12.04.1965,
wohnhaft 6020 Innsbruck, Schitzenstra-

3e 24 b, verzichte hiermit gemaf} § 80

Abs. 1 der Innsbrucker Wahlordnung 2011
unwiderruflich auf mein Mandat als Ge-
meinderatin der Landeshauptstadt Inns-
bruck, welches mir aufgrund der Vorriickung
zustehen warde.

Mit freundlichen GriiRen,
Alexandra Thony"

Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

9. Ebenbichler Thomas, Verzichtser-

klarung

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer verliest folgen-
des Schreiben vom 30.06.2015:

"Sehr geehrte Frau Birgermeisterin,

ich Thomas Ebenbichler, geb. 16.01.1969,
wohnhaft in 6020 Innsbruck, Andechsstra-
Re 9/1, verzichte hiermit gemaf § 80 Abs. 1
der Innsbrucker Wahlordnung 2011 unwi-
derruflich auf mein Mandat als Gemeinderat
der Landeshauptstadt Innsbruck, welches
mir aufgrund der Vorrickung zustehen war-
de.

Mit freundlichen Grif3en,
Thomas Ebenbichler"

Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

10. Vescoli Winfried, Nachriickung

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer verliest folgen-
des Schreiben vom 12.10.2015:

"Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit teile ich lhnen mit, dass im freiheitli-
chen Gemeinderatsklub Winfried Vescoli fir
Mag. Markus Abwerzger in den Innsbrucker
Gemeinderat nachriicken wird.
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Mit besten GrifRden, )
Jurgen Mayer, Klubdirektor der FPO Inns-
bruck"

Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

Freiheitliche Partei Osterreichs
(FPO), Bekanntgabe Klubobmann

11.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer verliest folgen-
des Schreiben vom 12.10.2015:

"Sehr geehrte Damen und Herren,

ich teile Thnen hiermit mit, dass Winfried
Vescoli Mag. Markus Abwerzger als Klub-
obmann des FPO Gemeinderatsklubs nach-
folgen wird.

Mit besten GriiRen,
Jiirgen Mayer, Klubdirektor der FPO Inns-
bruck"

Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

12. Stadtteilausschuss Igls, N__ominie—
rung, Freiheitliche Partei Oster-

reichs (FPO)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Ich verlese
folgendes Schreiben vom 12.10.2015:

"Sehr geehrter Frau Vorsitzende!

Liebe Christine!

Die Freiheitliche Gemeinderatsfraktion
(FPO) bittet auf Grund der Beurlaubung von
Mag. Markus Abwerzger GR Winfried
Vescoli in den Stadtteilausschuss Igls zu
berufen.

Mit kollegialen Gruf3en
Andreas Kunst"

Mit dieser Benennung ist die Berufung er-
folgt. Herzlich willkommen im Stadtteilaus-
schuss Igls, GR Vescoli.

In diesem Ausschuss ist die Vorsitzfunktion
vakant. Sie wird derzeit, auf Wunsch von
Mag. Defner, von DI Wiesflecker interimis-
tisch wahrgenommen. Das Vorgehen in ei-
nem solchen Fall ist nach Stadtrecht der
Landeshauptstadt Innsbruck (IStR) nicht
eindeutig geregelt. Eigentlich musste

Mag. Defner sein Amt zurlicklegen. Auf
Vorschlag des Unterausschusses musste
ich dann eine/n neue/n Vorsitzende/n be-
nennen.
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Die Vorgehensweise wird noch abgeklart,
denn bisher hatten wir noch nie einen sol-
chen Fall. Bis auf weiteres ist mein An-
sprechpartner DI Wiesflecker.

Vorstehende Mitteilung wird zur Kenntnis
genommen.

13. Innsbrucker Soziale Dienste
GmbH (ISD)-Wohnheim Olympi-

sches Dorf

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Ich mochte
darauf aufmerksam machen, dass die Tiro-
ler Tageszeitung (TT) am 18.09.2015 zum
Wohn- und Pflegeheim Olympisches Dorf
der Innsbrucker Soziale Dienste

GmbH (ISD) die vorliegende Sonderbeilage
enthielt.

14. Ausstellung "Erzahl mir was vom

Tod" in der Hofburg

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Ich méchte
auf die Ausstellung "Erzahl mir was vom
Tod" in der Hofburg hinweisen, die auch
dank des massiven finanziellen Engage-
ments der Burghauptmannschaft Osterreich
bzw. des Bundes stattfinden kann.

Das ist eine wirklich sehenswerte Ausstel-
lung Uber Leben und Sterben, die fur Kinder
konzipiert wurde. Auch fir Erwachsene ist
sie sehr interessant.

15. Osterreichische Abgeordnete des
Europaischen Parlaments, Referat
Uber aktuelle europaische The-
men vor dem Innsbrucker Ge-

meinderat, Zusagen

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: In der Sitzung
des Gemeinderats vom 05.11.2015 wird
erstmals ein Abgeordneter zum Europai-
schen Parlament flrr einen kurzen Vortrag
mit anschlieRender Diskussion anwesend
sein.

Dies geht zurlick auf meine Einladung vom
19.05.2015. Wir haben bereits von einigen
Abgeordneten eine Riuckmeldung erhalten.

Beginnen wird Mag. Karas, M.B.L.-HSG.
Dieser Termin steht fest. Mag.? Lunacek
und Dr." Mlinar, LL.M, haben sich fiir eine
der nachsten Sitzungen angemeldet.
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Der Ablauf wird so sein, dass die Abgeord-
neten etwa 20 Minuten Uber ihre Schwer-
punkte referieren und dann den Mitgliedern
des Gemeinderates fur eine gute Stunde
Rede und Antwort stehen. Das heif3t fir Sie,
Sie kdnnen sich vielleicht schon dement-
sprechend vorinformieren.

Ich halte diesen Austausch zwischen den
Gemeinden bzw. Kommunen und dem Eu-
ropaischen Parlament fir ausgesprochen
wichtig. Dies sind letztendlich die beiden In-
stitutionen, die die grofite Bedeutung flr die
Bulrgerinnen im taglichen Leben und in der
Weiterentwicklung der Gesellschaft haben.

Nach meinem Wissen ist es eine Premiere
auf kommunaler Ebene in Osterreich. Es
gibt bisher diese Mdglichkeit - leider erst
seit kurzer Zeit - nur im Nationalrat.

Es war ein lang gehegter Wunsch von mir,
den wir jetzt umsetzen kdonnen.

16. Sondersitzung des Gemeinderats

am 30.10.2015, Patscherkofel

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Ich darf mittei-
len, dass wir fir die Sondersitzung des Ge-
meinderates den Termin 30.10.2015 gefun-
den haben. Bei dieser Sitzung geht es um
den Grundsatzbeschluss zur Ausschreibung
fur die Weiterverfolgung des Projektes "Pat-
scherkofelbahnen".

Dieser Beschluss ist notwendig, damit die
Vorbereitungen fur die Ausschreibung des
Architektinnen-Wettbewerbs, der allen an-
deren Verfahren vorgelagert sein muss, er-
folgen kénnen. Dazu braucht die Patscher-
kofelbahn Infrastruktur GmbH (PKB Infra)
die entsprechende Sicherheit in der Pla-
nung und Ausschreibung. Deshalb werden
wir die Sondersitzung des Gemeinderats
dem voranstellen.

Die Kolleglnnen der Freiheitlichen Partei
Osterreichs (FPO) haben angemerkt, dass
sie keinen Zeitdruck sehen wirden und die-
ser Punkt in der Sitzung am 05.11.2015 be-
handelt werden kdnnte. Ich méchte das
nicht, denn ich gehe davon aus, dass wir -
nach der Vorstellung des Projektes - doch
drei bis vier Stunden dariber beraten wer-
den. Es sind verschiedene Rahmenbedin-
gungen nochmals zu erlautern und der Zeit-
plan ist festzulegen. Das wirde eine Ge-
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meinderatssitzung auf jeden Fall zeitlich
sprengen.

Darlber hinaus sind wir um jede Woche
froh, in der wir auf Grundlage einer Ent-
scheidung friher weiterarbeiten konnen.

17. Mag.-Abt. V, Stadtblcherei, Ex-

kursion

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Nachste Wo-
che findet eine Sitzung des Kulturausschus-
ses statt. Uber den Sommer war - auch bei
einzelnen Gemeinderatinnen - immer wie-
der die Mag.-Abt. V, Stadtblicherei, ein
Thema.

Dazu gab es auf baulicher bzw. technischer
Ebene bereits eine Exkursion mit den Mitar-
beiterlnnen der Mag.-Abt. V, Kultur, und der
Innsbrucker Immobilien GesmbH & Co KG
(nG).

Es wurde immer wieder die Frage nach der
GroRe der Bibliothek aufgeworfen: Braucht
es das Uberhaupt? Was soll dort stattfin-
den? Daher werde ich dem Kulturausschuss
eine Exkursion nach Salzburg und Linz vor-
schlagen.

Einige von lhnen haben die Bitte an mich
herangetragen, die Einladung auch an die
Gemeinderatinnen ergehen zu lassen. Es
spricht nichts dagegen, allerdings ist mdg-
licherweise der Termin ungunstig. Vorgese-
hen ist Samstag, der 24.10.2015. Wir hof-
fen, dass beide Bibliotheken an diesem Tag
gedffnet sind, damit wir bei den Fihrungen
auch den Betrieb erleben kénnen.

Den Ablauf stelle ich mir wie folgt vor: Mit
dem Zug ist man relativ schnell in der Stadt
Salzburg und muss dann noch nach Lehen
weiter. Es ist auch kein Problem, mit der
Bahn nach Linz zu kommen. Ich werde ver-
suchen, die Reise "schmackhaft" zu ma-
chen, indem auch ein Mittagessen einge-
plant wird.

Wir werden das organisieren und hoffen, die
entsprechenden Fuhrungen zu bekommen.
Die Einladung wird dann auch an alle Ge-
meinderatinnen ergehen.
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18. Freies Theater, "Jetzt wird gere-

det", Premiere, Freikarten

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Am
29.10.2015, 20:00 Uhr, findet im "Freien
Theater" die Premiere des Stlcks "Jetzt
wird geredet. Heimerziehung im Namen der
Ordnung" statt.

Das Theaterprojekt, das der Gemeinderat
im Juli 2014 mehrheitlich beflrwortet hat, ist
berthrend. Es zeigt auf und macht deutlich,
was im Zusammenhang mit der Heimerzie-
hung in friheren stadtischen Heimen pas-
siert ist.

Fur die Premiere liegen fur interessierte
Mitglieder des Gemeinderates Freikarten
bereit und kdnnen im Bluro des Magistratsdi-
rektors reserviert werden.

19. Aktuelle Stunde zum Thema "Das
Freiwillige Soziale Jahr - Entlas-
tung im Pflegebereich" (Themen-
auswahl durch Tiroler Senioren-

bund)

GR Kritzinger: Ich freue mich, dass dieses
Thema im Gemeinderat wieder behandelt
wird. Ich werde auch versuchen, es noch
Ofter zur Sprache zu bringen, denn es ist
aus meiner Sicht sehr wichtig. Wir héren ja
immer wieder, dass es im Pflegebereich ei-
nen Mangel an Betreuungspersonal gibt.

Die Vorschlage zum Sozialen Jahr fir Frau-
en sind in manchen Kreisen unbekannt.
Vielleicht liegt der Grund darin, dass dieses
Jahr vom Bundesministerium fir Arbeit, So-
ziales und Konsumentenschutz bezahlt
wird. Deshalb hért man davon wenig, wird
es nicht an die groRe Glocke gehangt. Das
Personal im Pflegebereich ist von den Ge-
meinden und den Landern zu bezahlen.
Viele Frauen wirden aber begeistert zu-
stimmen, wenn sie von diesem Angebot ei-
nes Sozialen Jahres wissten.

Es geht letztlich um ein ganz wichtiges
Problem, die Pflege des Menschen. Es ist
ein Dienst, der hauptsachlich von Frauen
durchgeflhrt wird. Es schadet nicht, wenn
eine junge Frau eine Zeit lang im Pflegebe-
reich tatig ist.

Ich kann mir gut vorstellen, dass eine Ar-
beitgeberln ein Zeugnis einer Bewerberin
uber eine Tatigkeit im Pflegebereich mit
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Wohlgefallen betrachtet. Sie wird sagen:
"Sie hat auch diesen Dienst nicht gescheut."

Die meisten Frauen arbeiten ja nicht um ih-
rer Selbstoptimierung wegen, sondern um
das Wohlergehen anderer. Die Ausbildung,
die sie dabei geniellen, liegt auch nicht
brach. Sie fliel3t in die Erziehung der Kinder
ein. Das ist ein ganz wichtiger Faktor.

Ich bedanke mich 6ffentlich bei all den
Frauen, die bereit sind, solch einen Dienst
zu leisten. Es ist ja ein bezahlter Dienst, bei
dem die Frauen zwar nicht viel verdienen,
aber pensionsversichert sind.

Ich bringe das Thema hier in den Gemein-
derat, weil wir bestrebt sein missen, das
Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) in einem viel
grolReren Ausmald bekanntzumachen. Es
brachte nach meiner Ansicht eine sehr gro-
Re Entlastung fur den Pflegebereich.

StR Pechlaner: Das FSJ wird seit dem
Jahr 1968 angeboten. Dieses Angebot gilt
naturlich nicht nur fir Frauen. Im Eigentli-
chen ist es ein Jugendprojekt und ein Pro-
jekt fur junge Erwachsene.

Seit dem Jahr 2012 gibt es auch das Frei-
willigengesetz, das im Wesentlichen die
Rahmenbedingungen fir das FSJ regelt.

In erster Linie wahlen junge Menschen die-
ses Jahr, um sich einerseits sozial zu enga-
gieren und andererseits beruflich zu orien-
tieren oder auch bestimmte berufliche Inte-
ressen und Eignungen festzustellen.

Derzeit leisten im Bundesland Tirol

72 Personen das FSJ. Es sind 66 Frauen
und 6 Manner. Die Bezahlung - weil

GR Kritzinger darauf hingewiesen hat - ist
€ 220,-- pro Monat. Also davon kann man
natirlich nicht wirklich leben.

Was mir ganz wichtig ist: Das FSJ kann die
notwendige und unerlassliche professionelle
Betreuung der alteren pflegebeddirftigen
Menschen nicht ersetzen - auch nicht ent-
lasten -, sondern bestenfalls unterstitzen.
Das tun viele Freiwillige und Ehrenamtliche
tagtaglich, auch im Rahmen der Innsbrucker
Soziale Dienste GmbH (ISD).

Fir die Stadt Innsbruck darf ich festhalten,
dass sie bereits voll das Pflegesoll erfullt.
Mit dem Bau des Wohn- und Pflegeheims
Olympisches Dorf und mit der Erweiterung
des Wohnheims in Pradl - der Spatenstich
war vor zwei Wochen - werden weitere
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138 neue Wohn- und Pflegeplatze geschaf-
fen. Erwahnen darf ich noch die 20 Pflege-
platze in der Hunoldstral3e - im Anschluss
an die stadtische Herberge - und die ge-
planten Wohn- und Pflegebetten im Wohn-
heim Natters.

Damit wird der "Strukturplan Pflege 2022"
eigentlich schon jetzt zur Ganze von der
Stadt Innsbruck erfullt.

Mir ist es auch wichtig, darauf hinzuweisen,
dass sich unsere Pflegelandschaft aktuell
auf einem hochmodernen Stand befindet.
Diese hohe Qualitat unserer Einrichtungen
wurde auch im Rahmen des Vorsorgeplans
bei der Ist-Erhebung des Osterreichischen
Bundesinstituts fur Gesundheitswesen
(OBIG) bestétigt.

In den acht Heimen der ISD werden zurzeit
fast 1.000 Menschen von 878 Beschaftigten
betreut. Dazu kommen noch die privat ge-
fuhrten Pflegeheime St. Raphael, Stiftung
Nothburga und St. Josef.

Es ist mir sehr wichtig, auf Folgendes hin-
zuweisen: Die meisten dieser zu pflegenden
Personen in unseren Heimen befinden sich
in der Pflegestufe vier bis sechs. Sie sind
also schon besonders pflegebedurftig und
deshalb ist es nicht méglich, die Pflege ein-
jahrig Freiwilligen zu Uberlassen.

Das Eintrittsalter bei Wohn- und Pflegehei-
men lag heuer im Durchschnitt bei 81 Jah-
ren. Das Durchschnittsalter in den Heimen
liegt bei 86 Jahren, in den Seniorlnnen-
Wohnungen bei 74 Jahren. In der mobilen
Pflege werden im Rahmen der ISD unge-
fahr 800 Menschen Tag fur Tag betreut.
Ebenso viele sind es bei anderen sozialen
Einrichtungen unserer Stadt.

Handlungsbedarf, GR Kritzinger, sehe ich
natUrlich auch. Vor allem sehe ich ihn in der
Kurzzeitpflege, in der Ubergangspflege, in
der Tagesbetreuung, in der mobilen Betreu-
ung und auch - das ist sicherlich ein Weg in
die Zukunft und neu - im weiteren Ausbau
alternativer Wohnformen auch fir die kinf-
tige Generation.

Eine wesentliche Herausforderung und eine
grol3e Aufgabe ist die Ausbildung im ge-
samten Pflegebereich. Hier liegt die Kompe-
tenz beim Land Tirol. Wir wissen, es gibt
Bedarf bei den Pflegeberufen. Wenn man
sich die Prognosen ansieht, dann ist die
Zahl der Personen im Alter von Uber
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75 Jahren um 25 % gestiegen. Fir die
nachsten 10 Jahre wird ein weiterer Anstieg
erwartet. Gegenwartig sind 14.500 Burge-
rinnen der Stadt Innsbruck Uber 70 Jahre alt
und 3.200 uber 85 Jahre.

Die Betreuung der alteren Menschen in den
letzten 10 Jahren hat zu einer wahren Kos-
tenexplosion gefihrt. Es kam zu einer Stei-
gerung von 240 %. Ich sage das deshalb,
weil ich ein Verfechter davon bin, dass in
diesem Bereich an der Einkommensschrau-
be gedreht werden muss. Das ist notwen-
dig, damit die hohe Qualitat auch in Zukunft
sichergestellt werden kann.

Unser Ziel ist eine qualitatsvolle stadtteilbe-
zogene Vollversorgung. Es ist Aufgabe der
Politik, im Bereich der Hardware Rahmen-
bedingungen zu schaffen, und ich glaube,
das tun wir. Hier kdnnen wir durchaus stolz
auf unsere Einrichtungen sein.

Wichtig ist uns aber auch die sogenannte
Software, also die menschliche Komponen-
te: Die Zuneigung, die Zeit, die Warme und
die Beachtung und Aufmerksamekeit fiir un-
sere alteren Menschen. Das, damit die Ein-
richtungen zu dem werden, was sie sein
sollen, namlich Heimat, fur die, die dort
wohnen.

Ich mochte wirklich allen recht herzlich dan-
ken, die sich in diesem Bereich professio-
nell engagieren, aber auch den vielen frei-
willigen Mitarbeiterlnnen. Sie tragen zur ho-
hen Lebensqualitat und zum sozialen Zu-
sammenhalt in unserer Stadt bei.

Ich darf abschlieRend junge Menschen, die
sich fur ein FSJ entschieden haben, herzlich
einladen. Sie sind willkommen, uns zu un-
terstltzen und mitzugestalten. Sie kénnen
allerdings die erforderliche professionelle
Pflege keinesfalls GUbernehmen und damit
auch nicht diesen Bereich entlasten.

GR" Dr."" Krammer-Stark: Zu diesem
Thema mdchten wir sagen, dass sich das
FSJ nach unserer Meinung seit 1968 - ich
war erstaunt, dass es das schon so lange
gibt - nicht nur bewahrt, sondern auch sinn-
voll weiterentwickelt hat. Das gilt fir beide
Seiten. Es profitieren die Einrichtungen da-
von, in denen die jungen Menschen arbei-
ten, und die jungen Menschen selbst. Es ist
also eine Win-win-Situation.

In die sozialen Einrichtungen kommen
wissbegierige, engagierte junge Menschen
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und damit frischer Wind. Auf der anderen
Seite durfen diese jungen Mitarbeitenden
nicht nur helfen, sondern sie werden dabei
auch wirklich gut betreut und begleitet. Sie
mussen oder dirfen dabei auch ein pada-
gogisches Programm bzw. Angebot absol-
vieren.

Deshalb mochten wir auch, im Unterschied
zu GR Kritzinger, dass das FSJ - so wie es
sich bewahrt hat und so wie es weiterentwi-
ckelt worden ist -, weiterhin auf Freiwilligkeit
beruht. Zusatzlich kann ich als Frau Fol-
gendes sagen: Solange wir Frauen taglich
den Grolteil der unbezahlten Arbeit leisten -
Equal Pay Day war erst vor kurzem -, méch-
te ich auf jeden Fall, dass es freiwillig bleibt,
dass es Mannern und Frauen freiwillig offen
steht. (Beifall)

Selbstverstandlich freuen wir uns, wenn
sich moglichst viele junge Menschen - Man-
ner und Frauen - dauerhaft durch das FSJ
fur den Sozialbereich begeistern lassen.

GR Dr. Stemeseder: Ich darf mich bei mei-
nen Vorrednerlnnen bedanken, denn jetzt
ist fur mich schon einiges klarer.

Uber Zivildienst fiir junge Frauen hat

GR Kritzinger in der aktuellen Ausgabe von
"Innsbruck informiert" geschrieben. Er ist
ein wahnsinnig ehrenwerter Mann, denn er
sagt alles so, wie er sich das denkt. Seit ich
hier im Gemeinderat bin, hat er kein einzi-
ges Mal die Unwahrheit gesagt. Das finde
ich bemerkenswert. Das muss wirklich ein-
mal gesagt werden.

Er hat sich in seinem Beitrag gewundert,
dass es fur das FSJ kaum Anmeldungen
gibt. Das ist logisch. GR Mag. Jahn wird mir
zwar wieder vorwerfen, dass ich alles auf
meine Person beziehe, aber ich war auch in
der Pflege tatig. Ich betreute zwei pflegebe-
dirftige Frauen, Mutter und Tochter, in der
Anichstralle.

Wir haben dafiir monatlich ATS 500,-- be-
kommen. Beim Verein "Der Ort fir Woh-
nungs- und Arbeitssuchende (DOWAS)"
habe ich fiir den Nachtdienst ebenfalls
ATS 500,-- erhalten. Moral von der Ge-
schichte ist aber: Es soll freiwillig bleiben,
denn nur so finden sich ehrenwerte Leute,
die dieses Ehrenamt erfiillen.

Ich habe in den letzten Wochen, seit ich
mich mit der Flichtlingsthematik auseinan-
dersetze, viel gelernt. Da wird unterschie-
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den zwischen - Ihr werdet es nicht glauben -
Freiwilligen und Ehrenamtlichen. GR Ofer
ist z. B. ein Ehrenamtlicher, denn er be-
kommt als Gemeinderat eine Aufwandsent-
schadigung. Nach meiner Meinung ist es
namlich eine Aufwandsentschadigung und
kein richtiges Gehalt. (Unruhe im Saal)

Es ist insofern eine Aufwandsentschadi-
gung, da dieses Geld nicht gepfandet wer-
den kann. Aufwendungen, Lebenszeit geho-
ren entschadigt und zwar in einem fairen
Bereich. Keine Abzocke der Freiwilligen!
Ich, Heinrich Stemeseder, habe noch kei-
nen einzigen Euro fur meine Tatigkeit im
Gemeinderat verdient. Ich habe keinen Cent
veruntreut oder sonst etwas. Ich bekomme
keine Parteimittel und trotzdem bin ich hier,
denn ich finde es wichtig.

Ich habe nicht nur ein Jahr Sozialarbeit ge-
leistet, sondern im Grunde zweieinhalb Jah-
re - mit DOWAS. Zusatzlich war ich auch
noch Patientenanwalt fir psychisch Kranke.
Wenn man auch die Schuldnerberatung
noch miteinbezieht, dann waren es dreiein-
halb Jahre.

Ich verlange von niemandem, dass er das
nachmacht, aber ich muss da GR Kritzinger
absolut Recht geben. Deshalb ist dieses
Thema wirklich so wertvoll. Keine/r, die/der
tatsachlich einmal durch diese Lebensschu-
le gegangen ist, wird das je bereuen oder
vergessen.

Im Fall der zwei Damen, auf die ich aufge-
passt habe, gab es einen Psychiater an der
Universitatsklinik Innsbruck. Er hat sich sehr
fur die alte Frau eingesetzt. Im Nachhinein
habe ich erfahren, dass er sie beerbt hat.

GR" Mag.? Yildirim: Ich méchte die Zeit,
die fUr unsere Fraktion geblieben ist, flr ein
Pladoyer nutzen. Man sollte mehr Manner
motivieren, in soziale Berufe zu gehen. (Bei-
fall)

Ich kann mich dem anschliel3en, was

StR Pechlaner gesagt hat. Es ist eine wert-
volle Arbeit, aber persoénlich sehe ich das
FSJ als ein Jahr der Berufsorientierung.
Nach meinem Wissen verrichten Frauen
zwei Drittel der unentgeltlichen Arbeit. Dass
sich das schlecht auf die Erwerbs- bzw.
Pensionszeiten auswirkt, das ist klar.

Also bitte ich darum, mehr Manner zu moti-
vieren und das nicht immer wieder den
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Frauen aufzublirden, die schon sehr viel eh-
renamtlich und unentgeltlich tun.

GR Vescoli: Ich modchte mich kurz halten,
denn sonst ist es kein Gehalt, sondern
Schmerzensgeld, das wir hier bekommen.
Darauf wollen wir gerne verzichten.

GR Kritzinger, Du hast mit dem Thema ei-
nen wesentlichen Punkt angesprochen. Wir
mussen viel weiter denken. Ich glaube, das
FSJ ist in diesem Bereich nur ein Tropfen
auf dem heil3en Stein. Wir missen tberle-
gen, ob wir nicht Gesetze andern kdnnten,
denn man musste ein verpflichtendes frei-
williges Jahr einfihren. So wie das Bundes-
heer fur die Burschen sollte es fur Frauen
und Madchen ein verpflichtendes freiwilliges
Jahr geben.

(StR Gruber: Wie jetzt? Verpflichtend oder
freiwillig?)

Verpflichtend, verzeiht. Warum verpflich-
tend? Eines von dem, was GR" Dr." Kram-
mer-Stark gesagt hat, stimmt nicht. Es ist
nicht so, dass nur die Madchen freiwillige
Arbeit leisten. Auch Burschen arbeiten sehr
viel freiwillig. Ich denke da z. B. an die Frei-
willige Feuerwehr.

Ich will nun auf den Punkt zuriickkommen.
Wenn man bedenkt, wie viele Auslanderin-
nen wir in der Heimpflege haben, die tber
Agenturen z. B. aus Tschechien kommen,
weil Einheimische die Arbeit nicht ausfih-
ren. Das, obwohl man sie daflir bezahlen
wirde. Das heif3t, dieses freiwillige Jahr
sollte in ein verpflichtendes Jahr umgewan-
delt werden. Natirlich missen die Madchen
und Burschen dafur auch entschadigt wer-
den. Das ist gar keine Frage.

Wir missen uns Uberlegen, wie wir diesen
Pflegenotstand, auf den wir die nachsten
Jahre zusteuern, |6sen. Da ware moglich-
erweise eine verpflichtendes soziales Jahr
hilfreich. Es muss naturlich der Dienst beim
Bundesheer angerechnet werden. Das ist
ganz klar.

GR Senn: Das heutige Thema lautet ja
"Das Freiwillige Soziale Jahr - Entlastung im
Pflegebereich". Ich sehe das generell etwas
differenzierter. Bekanntlich ist es so, dass
sich durch die wissenschaftlichen Entwick-
lungen der letzten Jahre die Pflege massiv
weiterentwickelt hat. Es gibt ein Gesund-
heits- und Krankenpflegegesetz (GuKG),
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das strikt und genau regelt, wer welche Ta-
tigkeit in der Pflege durchfiihren darf.

Insofern kénnen also junge Menschen, die
freiwillig ein soziales Jahr absolvieren, bes-
tenfalls in jenem Bereich tatig sein, den das
nichtmedizinische Personal abdeckt. Was
ware das? Das ware z. B. im stationdren
Bereich eine Hilfestellung unter standiger
Aufsicht durch das medizinische Personal.
Das waren einfache Handreichungs- und
Reinigungsdienste. Das waren Hol- und
Bringdienste diverser erforderlicher Mittel
und Guter wie Essen und Wasche.

Im mobilen Bereich waren das bestenfalls
Haushaltshilfe, Besuchs- und Begleitdienste
- wieder unter Aufsicht ausgebildeter Pfle-
gekrafte. Ich sehe das nicht als tatsachliche
Entlastung, denn in diesen Bereichen
herrscht nicht unbedingt ein Mangel.

In den letzten Jahren hat es sich in der
Stadt Innsbruck zum Glick so entwickelt,
dass in allen Einrichtungen grofites Augen-
merk auf Aus- und Weiterbildung der Pfle-
gekrafte gelegt wurde. Aus der Erfahrung
der letzten 30 Jahre, in denen ich in diesem
Bereich tatig bin, kann ich sagen, dass es
zu einer wirklich hohen Qualitat in unseren
Hausern gekommen ist. Sie hat sich im-
mens entwickelt, speziell in den letzten

15 Jahren. Was da passiert ist, das ist un-
glaublich und alles zum Wohl der Bewohne-
rinnen der Heime bzw. der betreuten Per-
sonen.

Es ware also so, dass man junge Menschen
Dinge tun Iasst, die gesetzlich nicht mdglich
sind. Zudem steht ein neues GuKG kurz vor
der Beschlussfassung, mit dem noch ge-
nauer und restriktiver eingeteilt wird. Inso-
fern sehe ich personlich, mit 30 Jahren Er-
fahrung in der Pflege, im FSJ absolut keine
mdgliche Entlastung fir den Pflegebereich.

GR'" Dengg: Ich habe mir das FSJ an Hand
eines Beispiels angesehen. Ein junger
Mann aus meiner Verwandtschaft hat die-
ses absolviert. Er war ein Jahr im Elisabe-
thinum Axams. Wenn man mit ihm vorher
und nachher gesprochen hat, dann ist das
"hundert und eins", also nicht zu verglei-
chen. Er sah, was dort geschieht, welchen
Stellenwert Gesundheit hat, auch fiir ihn
personlich.

Nur eines sieht er auch. Man muss erst die
Voraussetzungen dafiir haben, dieses sozi-
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ale Jahr absolvieren zu kbnnen. Man muss
kostenlos wohnen kénnen und irgendwoher
eine Unterstlitzung bekommen, denn mit

€ 225,-- reicht man nicht weit. Also man
braucht in diesem Jahr schon viel Taschen-
geld von zu Hause.

Was mich sehr erschreckt hat - und was ich
nicht gewusst habe - ist, dass momentan
nur 72 Personen dieses soziale Jahr ma-
chen. Ich glaube schon, dass man da dieje-
nigen, die ein solches Jahr absolviert ha-
ben, in die Schulen schicken konnte, um
Uber die durchaus guten Erfahrungen - das
wurde mir bestatigt - zu informieren. Aber
wahrscheinlich wird man die € 225,-- nicht
so stehen lassen kdnnen. Diesen Betrag
wird man dringend wesentlich erhdhen
missen. Damit wird man auch wieder mehr
Menschen fir das FSJ gewinnen.

Es gibt natirlich auch die Mdglichkeit, Sozi-
al- und Pensionsversicherung zu bezahlen,
dann muss die Entschadigung vielleicht nur
etwas erhoht werden. Wenn ich aber weil},
dass ein Zivildiener € 1.300,-- Kostenersatz
erhalt, dann liegen da Welten dazwischen.
Ich glaube, das darf es in Zukunft nicht ge-
ben, wenn wir dieses soziale Jahr als Alter-
native und, wie GR Kiritzinger gesagt hat,
Hilfestellung fir den Pflegebereich haben
wollen.

GR" DI" Sprenger: Wir haben jetzt zwar
einiges gehort, aber wenig zum FSJ selbst.
Da kann ich vielleicht etwas aufklaren. Die-
se Mdglichkeit gibt es seit dem Jahr 1968,
das haben wir bereits gehért. Trager ist der
Verein zur Forderung der freiwilligen Diens-
te mit Sitz in Wien. Die Geschéftsstelle be-
findet sich in Linz.

Die Zielsetzung des FSJ ist es, jungen
Menschen, die Interesse haben, nach Ab-
schluss ihrer schulischen Ausbildung die
Moglichkeit zu geben, im sozialen Bereich
ein Jahr zwanglos zu schnuppern.

Beworben wird das auf Studieninformati-
onsmessen. Der Zulauf ist enorm und es
gibt zu wenige Platze. Das heil’t, die Zahl
der Bewerbungen ist wesentlich hoher als
Platze zur Verfigung stehen. Im

Herbst 2015 z. B. beginnen 525 Teilneh-
merlnnen in ganz Osterreich mit dem FSJ,
aber es wollten eigentlich viel mehr junge
Menschen einen Platz haben.
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In Tirol ist es so, dass vor allem im Bereich
der Betreuung von Menschen mit Behinde-
rung Platze zur Verfiigung stehen. Im Pfle-
gebereich nur sehr wenige. Da stehen bei-
spielsweise je zwei Platze der Stiftung
Nothburgaheim und der Johanniter zur Ver-
fugung. Alle weiteren Platze sind Uber ganz
Tirol verteilt: Jeweils zwei Platze sind in
Mieming, Sélden, Grins, Hall und Mils zu
vergeben.

Wer bewirbt sich darum? Es sind zu 90 %
Frauen. Davon machen dann 80 % wirklich
eine weitere Ausbildung im Sozialbereich.
Die Motivation fur diese jungen Menschen
ist in erster Linie, Einblick in den Sozialbe-
reich zu erhalten. DarUber hinaus bekom-
men sie in vier Seminarwochen weitere In-
halte - zusatzlich zu einer padagogischen
Begleitung - vermittelt. Neben der Selbster-
fahrung gibt es Exkursionen zu verschiede-
nen Einsatzstellen und sie erhalten Super-
vision, Bewerbungstrainings etc. Also es
geht weit Uber die Tatigkeit, die jetzt ange-
sprochen wurde, hinaus.

Die Pflege, aber auch die Betreuung von
Obdachlosen oder Drogensuchtigen sind
mogliche Einsatzbereiche. Uberall, wo frei-
williges Engagement verlangt wird, kann
man tatig werden.

Eine grof3e Motivation fur junge Menschen
ist die, dass sie in dem sozialen Bereich ih-
re berufliche Zukunft sehen. Die Fachhoch-
schulen haben nur eine gewisse Anzahl an
Platzen fur die Ausbildung in Sozialberufen
zur Verfugung. Da fallen auf einen Studien-
platz zehn Bewerberlnnen. Die, die ein FSJ
absolviert haben, haben den Vorteil, dass
sie vorgereiht werden. Den Fachhochschu-
len ist namlich daran gelegen, dass von
Studierenden schon eine gewisse Erfahrung
gesammelt wurde.

In der Praxis wird es so gehandhabt, dass
sich junge Menschen sowohl an einer
Fachhochschule bewerben als auch fir das
FSJ. Wenn sie keinen Studienplatz bekom-
men, konnen sie die Wartezeit von einem
Jahr damit Gberbriicken, bekommen diese
vier Seminarwochen an Ausbildung,

€ 225,-- netto als Taschengeld und die
Fahrtkosten vom Wohnort zur Einsatzstelle
vergutet.

Die Einsatzstelle hat diese Kosten zu tra-
gen. Derzeit sind das in Summe etwa
€ 612,--. Es gibt Verhandlungen, dass die
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Einsatzstelle eine Aufzahlung auf das Ticket
des Verkehrsverbundes Tirol (VVT) Uber-
nimmt. Das wirde freie Fahrt in ganz Tirol
bedeuten, nicht nur vom Wohnort zum Ar-
beitsplatz.

Was bekommen sie noch? Verpflegung,
was in den Betreuungseinrichtungen kein
Problem sein dirfte, da die Bewohnerlnnen
ohnedies verkostigt werden.

Grundsatzlich ist es aber so, dass das FSJ
dazu da ist, einen Einblick zu geben und
nicht einen Arbeitsplatz zu besetzen. Was
hier teilweise gefordert wurde, ist nicht der
Sinn des freiwilligen Jahres. Es muss laut
Freiwilligengesetz (FreiwG) vom 27.03.2012
arbeitsplatzneutral sein. Das heil3t, es kann
nicht einen Arbeitsplatz zur Ganze ersetzen.
Das ist Uberhaupt nicht Ziel und Sinn des
FSJ. Es soll einen Einblick bieten und Inte-
resse wecken.

Freiwillige kbnnen auch erkennen, ob es als
Beruf fur sie vorstellbar ist. Das ist gut, denn
zu diesem Zeitpunkt haben sie noch die Ge-
legenheit, sich fir einen anderen Beruf zu
entscheiden und sparen sich damit eine
Ausbildung auf diesem Sektor.

Sehr wohl einen Vorteil bringt es, egal in
welcher Arbeitsstelle die jungen Menschen
zum Einsatz kommen, da dadurch Qualitat
und Intensitat der Betreuung wesentlich ge-
steigert wird. Sie haben Zeit, etwas vorzule-
sen oder einen Spaziergang zu machen. Es
kann den zu Betreuenden viel mehr Zuwen-
dung entgegengebracht werden, als es oh-
ne diesen freiwilligen Dienst der jungen
Menschen der Fall ware.

In diesem Sinne hoffe ich, etwas Aufklarung
geboten zu haben, damit jeder weil3, was
das FSJ ist.

StR Gruber: Vielleicht noch eine Ergan-
zung zur Wortmeldung von GR™ DI" Spren-
ger.

Wenn GR Senn, der in diesem Bereich si-
cher die grofdte Erfahrung hat, davon
spricht, dass Freiwillige das Personal in
Wohn- und Pflegeheimen nicht ersetzen
konnen, dann hat er schon Recht. Aber bit-
te, es ist auch klar, dass wir uns Uber jeden
Zivildiener freuen, der sich in diesem Be-
reich engagiert. Dass es naturlich nicht nur
Tatigkeiten der qualifizierten Pflege gibt,
sondern viele andere Tatigkeiten, die in
Wohn- und Pflegeheimen auch von Zivildie-

nern und jenen Freiwilligen, wie sie

GR" DI" Sprenger beschrieben hat, ge-
wahrleistet werden konnen, das ist auch ei-
ne Tatsache.

Ich glaube, das Ziel muss sein - da hat

GR Vescoli Recht -, junge Menschen zu so-
zialen Tatigkeiten zu motivieren.

GR" Mag.? Yildirim hat eine Lanze daflr
gebrochen, dass sich mehr Manner daftr
entscheiden. Dem stimme ich zu. Das soll
der Ansatzpunkt des Themas sein, das wir
heute diskutieren. Danke, GR Kritzinger,
dass Du das aufgeworfen hast. Auch wir in
der Kommune brauchen in vielen Bereichen
sehr dringend diese Unterstutzung.

Da geht es nicht um die qualifizierte Pflege,
sondern um die Moéglichkeit, dass die Pfle-
gekrafte sich um ihren Job kimmern kon-
nen und andere Tatigkeiten von jenen Frei-
willigen erledigt werden, die man damit mo-
tivieren kénnte.

Tatsache ist, dass wir im sozialen Bereich,
vor allem in der Pflege, mehr Personal
brauchen. Das wird niemand bestreiten.
Tatsache ist, dass die Motivation, dort tatig
zu werden, vielleicht auch geweckt wird,
wenn man sich dort engagiert hat. Es hat
nicht jeder Verwandte oder Bekannte in
Pflegeheimen. Ich muss offen sagen, ich
habe das erst mit Mitte 30, als meine
Grol3mdutter in diese Situation kamen, ken-
nen gelernt.

Man soll jetzt also bitte nicht so tun, als ob
Freiwillige oder Zivildiener nicht ihren Bei-
trag - vor allem im Pflegebereich - leisten
konnten.

Prinzipiell ist es ein interessantes Thema.
Alle Bandbreiten der ideologischen Zugan-
ge sind ja heute erklart worden. Ich glaube
schon, dass der Bundesgesetzgeber - ob-
wohl die letzte Novelle 2012 war - sich das
Thema zu Herzen nehmen und es neu auf-
rollen sollte. Das, auch auf Basis der sich
jetzt neu entwickelnden Anforderungen. Ich
nenne da die Flichtlingsproblematik. Hier
hat es sehr viele engagierte Freiwillige ge-
geben.

Ich glaube, dass GR Kritzinger hier ein
Thema angerissen hat, das wir nicht im
Gemeinderat entscheiden kdnnen, aber zu
dem wir heute einige Handlungsperspekti-
ven entdeckt haben.
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GR Kritzinger: Da ich noch etwas Redezeit
habe, mdchte ich schon prazisieren, was
unter einem FSJ zu verstehen ist.

Man versteht darunter nicht den Ersatz ei-
ner Pflegekraft - sie ist unersetzbar -, aber
den einer Hilfskraft, jemanden, der z. B. Se-
niorlnnen spazieren fahrt und betreut. Die
Minuteneinteilung im Pflegebereich ist fur
manche schon eine arge Einschrankung.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Wenn es kei-
ne weiteren Wortmeldungen zu diesem
Thema gibt, dann darf ich mich fir lhre Dis-
kussionsbeitrage in der Aktuellen Stunde
herzlich bedanken.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer Gibergibt den
Vorsitz an Bgm.-Stellv. Kaufmann.

Schriftfihrerin Mag.? Plankensteiner
Ubernimmt die Schriftfihrung.

20. I-RA 223/2015

Stadt Innsbruck, Kauf des Grund-
stucks 342/5 und des Grund-
stiicks 342/6, beide vorgetragen in
EZ 800, KG 81121 Mihlau (Kreuz-
gasse/Dr.-Franz-Werner-Stralie),
im Ausmaf von gesamt 1.975 m?
von der OBB-Infrastruktur Aktien-
gesellschaft

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 11.08.2015:

1. Die Stadt Innsbruck kauft von der OBB-
Infrastruktur Aktiengesellschaft
(FN 71396w) das Grundstuck 342/5
und das Grundstick 342/6, beide vor-
getragen in EZ 800, KG 81121 Muhlau,
im Ausmaf von gesamt 1.975 m?.

2. Der Kaufpreis fur die beiden Grundstu-

cke von gesamt 1.975 m? betragt
. Der vereinbarte Kaufpreis

ist nach einseitiger Unterfertigung des
Kaufvertrages durch die Stadt Inns-
bruck von dieser auf das fir diesen
Verkaufsfall zu errichtende Treuhand-
konto zu Uberweisen. Die Kaufneben-
kosten (Grunderwerbsteuer, Eintra-
gungsgebihr) sind gleichzeitig auf das
dafur eingerichtete Durchlaufkonto des
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Treuhanders einzubezahlen. Die Ge-
genzeichnung des Kaufvertrages durch
die Verkauferin erfolgt erst nach Vorlie-
gen eines Nachweises des Einganges
des Kaufpreises samt Nebenkosten auf
den Konten des Treuhanders.

Allfallige auf den gegenstandlichen
Grundsticken haftende Dienstbarkei-
ten werden von der Kauferin mitlber-
nommen.

Die Stadt Innsbruck erklart fur sich und
ihre Rechtsnachfolgerinnen im Eigen-
tum des Kaufgegenstandes gegentber
der jeweiligen Eigentimerln des
Grundstuicks 342/1, EZ 800, KG Muih-
lau und gegenuber der Betreiberln der
Eisenbahn, auf dem Kaufgegenstand
die (auch elektromagnetische) Einwir-
kungen des ordentlichen Eisenbahnbe-
triebes sowie die Einwirkungen eines
allfalligen Um- oder Neubaus an der
Eisenbahnanlage entschadigungslos
zu dulden und auf die Geltendmachung
eines allfalligen daraus resultierenden
Schadens (mit Ausnahme von Perso-
nenschaden) zu verzichten. Diese
Dienstbarkeit der Duldung der Einwir-
kungen des ordentlichen Eisenbahnbe-
triebs wird im Grundbuch sichergestellt.

Die Stadt Innsbruck verpflichtet sich,
dem Verein "Osterreichische Bundes-
bahn-Landwirtschaft" den von diesem
geleisteten VerkehrserschlieRungsbei-
trag in Gesamthdhe von € 9.539,47
ruckzuerstatten.

Fir die erfolgreiche Vermittlung des
Liegenschaftsverkaufes durch die
OBB-Immobilienmanagement GmbH
verpflichtet sich die Stadt Innsbruck zur
Bezahlung einer Vermittlungsprovision
in Hohe von [l des Kaufpreises zu-
zuglich 20 % Umsatzsteuer an die
OBB-Immobilienmanagement GmbH.
Die Vermittlungsprovision ist nach bei-
derseitiger Unterfertigung des Kaufver-
trages und nach Rechnungslegung auf
das von der OBB-Immobilien-
management GmbH genannte Konto
zur Zahlung fallig.

Die Stadt Innsbruck Gbernimmt die Er-
stellung des Kaufvertrages, die Einho-
lung aller notwendigen behordlichen
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Bewilligungen und die grundbucherli-
che Durchflhrung dieses Rechtsge-
schéaftes. Samtliche Kosten, die im Zu-
sammenhang mit der Erstellung und
Verblicherung des Kaufvertrages anfal-
len, sowie alle in diesem Zusammen-
hang anfallenden 6ffentlichen Abga-
ben, Steuern und Geblhren, ein-
schliefl3lich der Beglaubigungskosten,
tragt die Stadt Innsbruck.

Fur die Finanzierung des gegenstandlichen

Rechtsgeschaftes in Hohe von

zuzuglich des VerkehrserschIleBungsbeltra-

ges in Hohe von € 9.539,47, der Grunder-

werbsteuer und Eintragungsgebuhr von

4,6 % und der Vermittlungsprovision von
zuzlglich Umsatzsteuer wird ein

Nachtragskredit in Hohe von gesamt

€ 277.000,-- auf Vp. 5/780100-001100 ge-

nehmigt.

21. I-RA 452/2014

Innsbrucker Kommunalbetriebe
AG (IKB), Gastronomiebetrieb am
Baggersee-Areal, Einraumung ei-
nes Baurechtes, Bericht

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer referiert den
Antrag des Stadtsenates vom 11.08.2015:

Vorliegender Bericht der Mag.-Abt. |, Prasi-
dialangelegenheiten, Referat Liegen-
schaftsangelegenheiten, vom 28.07.2015
wird zur Kenntnis genommen. Der Innsbru-
cker Kommunalbetriebe AG (IKB) wird auf
dem gegenstandlichen Grundstick ein Bau-
recht im Wert von € 1,4 Mio. auf die Dauer
von 99 Jahren eingeraumt.

StR Gruber: Ich habe dazu einige Anmer-
kungen. Wir haben diesem Projekt immer
zugestimmt. Der Beitrag der Stadt Inns-
bruck erfolgt in Form dieses Baurechtes. Mir
gefallt das Projekt an sich ganz gut, obwohl
wir schon im Zuge der Entwicklung darauf
hingewiesen haben, dass die Dimension fir
die Betreiberln bzw. die Innsbrucker Kom-
munalbetriebe AG (IKB) - manche Leserln-
nenbriefe bestatigen das ja auch - schon
herausfordernd sein wird.

Ich mochte nicht den Teufel an die Wand
malen, aber mir ist es wichtig zu deponie-
ren, dass man versuchen muss - was hof-
fentlich auch geschehen wird -, die Kosten
einzuhalten. Ich gehe einmal davon aus,

- 535 -

dass die IKB im Plan ist. Sollte es zu einer
Erhéhung der Kosten kommen - wobei dann
naturlich auf die Eigentimerinnen zurlck-
gegriffen werden wurde (also die Tiroler
Wasserkraft AG {TIWAG} und die Stadt
Innsbruck) -, wird meine Partei das nicht
mittragen. Ich kindige also hiermit an, dass
wir einer eventuellen Verteuerung der Pro-
jektes nicht zustimmen wirden. Wahr-
scheinlich hatten wir zwar keine Mehrheit
und das Vorhaben wirde trotzdem umge-
setzt, aber ich mochte klar appellieren, die
praliminierten Kosten einzuhalten.

Alles in allem bedeutet es aber natlrlich ei-
nen Qualitdtsgewinn fur das Baggersee-
Areal, wenn an diesem Freizeitort der Stadt
Innsbruck ganzjahrig ein Gastronomieange-
bot besteht.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Ich melde
mich als Debattenrednerin. Bezugnehmend
auf die Wortmeldung von StR Gruber méch-
te ich gleich einen Erganzungsantrag stel-
len.

(StR Gruber: Ich habe keinen Antrag ge-
stellt.)

Dann stelle eben ich jetzt einen mit dem In-
halt, dass die IKB die Kosten einzuhalten
hat, andernfalls der Gemeinderat dem Pro-
jekt keine Zustimmung gibt. Kann ich das so
formulieren? Ich mochte dem Szenario, das
Du, StR Gruber, gerade geschildert hast,
vorgreifen.

Wie ware es, wenn wir der Innsbrucker
Kommunalbetriebe AG (IKB) mitteilen, dass
der Gemeinderat beschlossen hat, die Kos-
ten sind einzuhalten? Muss ich diesen An-
trag schriftlich einbringen?

Bgm.-Stellv. Kaufmann: Darf ich Magist-
ratsdirektor Dr. Holas bitten, das zu klaren?
In der Zwischenzeit mochte ich mit der
Rednerlnnenliste fortfahren.

StR Mag. Fritz: StR Gruber hat die Lese-
rinnenbriefe angesprochen. Es ist mir schon
bewusst, dass es manchen Personen ge-
ndgt, sich an einem Badetag einfach eine
Fleischkasesemmel oder was auch immer
von zuhause mitzunehmen. Ich moéchte
aber schon zu bedenken geben, dass es
zwischen dem Restaurantbetrieb und dem
Baggersee eine Wechselwirkung gibt. Es
geht ja nicht nur darum, dass die Gaste, die
hauptsachlich zum Baden an den Bagger-
see kommen, eine Wiirstelbude vorfinden.
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Vielmehr mdchte die IKB mit dem Restau-
rant eine ganzjahrige Nutzung des Areals
auch aulerhalb der Saison bzw. der Spit-
zenzeiten forcieren. Es geht also um eine
wechselseitige Starkung der Auslastung.

Daher ware es zu kurz gegriffen zu argu-
mentieren, dass fur die Badegaste ein Im-
bissstand gentigen wirde. Die IKB verfolgt
da eine umfassendere Strategie, bei der es
um die Férderung der Ganzjahresnutzung
des Gelandes - auch durch Ansprechen
neuer Zielgruppen - geht. Dabei wiinsche
ich der IKB viel Gluck.

Nun méchte ich noch die Gelegenheit fir
ein Anliegen nutzen. Die Vorsitzende des
Behindertenbeirates der Stadt Innsbruck hat
sich an mehrere Mitglieder des Stadtsena-
tes gewandt und in einem Schreiben mitge-
teilt, dass das Wasser des Baggersees
nicht barrierefrei erreichbar ist. Sie hat darin
auch auf eine anscheinend sehr kosten-
gunstige Konstruktion, die es am Bodensee
gibt, hingewiesen. Wenn man eine entspre-
chende Vorrichtung auch am Baggersee
anbringt, ist der Makel relativ einfach zu be-
heben. Somit kann dann jemand, die/der
auf den Rollstuhl angewiesen ist, bzw. kén-
nen gehbehinderte Seniorlnnen mit Rollator
ohne fremde Hilfe zum Einstieg beim Was-
ser gelangen. Ich halte diesen Vorschlag fur
sehr vernlnftig und habe das sowohl Frau
Blrgermeisterin als auch der IKB mitgeteilt.

Ich hoffe, dass die IKB die Anregung des
Behindertenbeirates aufgreift und diese
MafRnahme im Zuge des Umbaus verwirk-
licht. Diese Rampe wird die Kosten nicht in
solche Hohen treiben, dass sich StR Gruber
furchten muss.

GR Kunst: Wir Freiheitlichen unterstitzen
dieses Bauvorhaben am Baggersee. Ich
gehe dort gerne schwimmen und freue mich
darauf, dass endlich fur eine gescheite
Gastronomie gesorgt wird. Das haben sich
die Bewohnerlnnen des Olympischen Dorfs
und alle anderen Innsbruckerlnnen wirklich
verdient.

Bgm.-Stellv. Kaufmann: Entschuldigung,
ich muss an dieser Stelle kurz unterbre-
chen. Ich bitte Bgm.-Stellv." Mag.? Pit-
scheider, den Vorsitz zu Ubernehmen, weil
ich wegen eines Fototermins kurz den Saal
verlassen muss.
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Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider tber-
nimmt den Vorsitz von Bgm.-Stellv. Kauf-
mann.

GR Kunst: Laut Geschéaftsordnung des
Gemeinderates (GOGR) kann Frau Bur-
germeisterin natlrlich jederzeit einen Er-
ganzungsantrag einbringen. Dies muss aber
selbstverstandlich in schriftlicher Form er-
folgen.

GR Dr. Stemeseder: Wir PIRATEN begru-
Ren dieses Projekt ebenfalls. Schwimmen
ist eine feine Geschichte.

Zur Anregung der Kosteneinhaltung mochte
ich noch Folgendes sagen: Es ware ja sen-
sationell, wenn so etwas gehen wirde. Das
bringt mich auf folgende Idee: Wir kdnnten
auch beschlieRen, dass Armut und Traurig-
keit in der Stadt Innsbruck abgeschafft wer-
den sollten!

(Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Aber bitte
schriftlich einbringen!)

Genau, das ist ganz wichtig!

Wir werden heute noch Uber einen Antrag
bezlglich Kletterhalle am WUB-Areal abzu-
stimmen haben. Dabei geht es um ein
Summchen von € 6 Mio., habe ich mir no-
tiert. Dartber hinaus wird noch eine Kosten-
toleranz von 7 % gefordert. Herrlich!

Wenn ich in die Bundesrepublik Deutsch-
land blicke, dann braucht man da bei Grof3-
projekten schon 70 % Kostentoleranz. Al-
lerdings gibt es auch Vorhaben, bei denen
eine 700%ige Kostentoleranz nicht ausrei-
chen wirde ...

Das war jetzt ein bisschen zynisch, ich
weil}. Auf alle Falle sind wir daflir, dass das
Projekt am Baggersee umgesetzt wird.

StR Gruber: Ich méchte etwas aufklaren.
StR Mag. Fritz hat daruber gesprochen,
dass es nicht nur darum geht, ob die Bade-
gaste das Restaurant am Baggersee nitzen
werden. Das habe ich bei meiner Wortmel-
dung ja gar nicht gemeint! Wir waren von
Anfang an fur dieses Projekt. Auch habe ich
keinen Antrag gestellt, Frau Blrgermeiste-
rin. Aber wenn Du das machen willst, dann
unterstitze ich Dich gerne!

Ich habe nur angeklndigt, dass wir eine
Uberschreitung der Kosten nicht mittragen
wulrden. Es ware ja nicht das erste Mal,
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dass wir bei Projekten einen Nachtragskre-
dit brauchen. Das gab es auch schon unter
anderen Stadtregierungen. Sollte die IKB
also im Fall der Félle an ihre Eigentimerlin-
nen wegen eines finanziellen Mehrbedarfs
herantreten, dann werden wir dieser Forde-
rung nicht zustimmen.

Vielleich ware ein Ergdnzungsantrag eine
gewisse Aufforderung an die IKB, sich je-
denfalls an die Kostenvorgaben zu halten.

Natdrlich ist unbestritten, wie schon

GR Kunst erwahnt hat, dass ein neues
Gastronomiekonzept der Region gut tut und
ihr zu Aufschwung verhelfen wird. Das un-
terstitzen wir naturlich gerne.

GR Grunbacher: Ich fasse zusammen - wir
werden jetzt einen Antrag beschlieRen,
dass die beschlossenen Kosten einzuhalten
sind. Bravo.

(StR Gruber: Das habe ich nicht gesagt!)

Blicken wir aber kurz auf die Vorgeschichte
dieses Projekts zurlick: Die Kostensteige-
rung hat ja damit zu tun, dass die Dachkon-
struktion beim Erstentwurf Gberhaupt nicht
passend war. Ich hatte es ja von Haus aus
nicht fir unverniinftig gehalten, an einem
Badesee eine Restaurant-Bedachung zu
planen, die Schatten spendet. Aber gut.
Man hat das dann in der Nachbesserung
mitgeplant und der Bau wird nun wohl ein
Highlight werden. Fruher konnte man dort ja
gastronomische Grenzerfahrungen machen.
Daher sind wir sehr froh, dass nun etwas
Ordentliches auf die Beine gestellt wird.

Nicht alles, was ein Vergleich ist, hinkt.
Dass aber im Restaurant "Strandperle" am
Wildsee in Seefeld eine andere Qualitat ge-
boten wird, als es am Baggersee bislang
der Fall war, das ist wohl unbestritten.
Ebenso, dass eine gute Gastronomie fur
das ganze Areal klimapragend sein kann.

Ich glaube auch, dass man die Kosten
uberwachen sollte. Wenn sich aber die An-
forderungen andern, dann muss man wohl
auch reagieren. Denn mit dieser Denkwei-
se, StR Gruber, hatten wir das Strallen- und
Regionalbahnprojekt schon vor vier Jahren
einstellen muissen.

Bei vielen Projekten ergeben sich Umstan-
de, die die Kosten in die Hohe treiben. Apfel
koénnen teurer werden, aber wenn Apfel zu
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Birnen werden, sind die Birnen teurer. So ist
es nun einmal.

Ich kann mich noch erinnern, dass die exor-
bitante Kostensteigerung zwischen dem
ersten und dem zweiten Entwurf, die aber
einen gewissen Grund hatte, uns allen hier
nicht gefallen hat.

GR Federspiel: Die Entwicklung konnten
wir in den vergangenen Monaten mitverfol-
gen. Ja, das Projekt ist teurer geworden,
aber daflr wird etwas Ordentliches daraus.
Vorher war es nichts Gescheites und jetzt
schon.

Ich méchte das Anliegen von StR Mag. Fritz
aufgreifen. Frau Blrgermeisterin hat den
Erganzungsantrag in der Zwischenzeit
schriftlich formuliert, sehe ich. Man sollte
jetzt noch hineinschreiben, dass auf den
barrierefreien Zugang zum See geachtet
werden soll. Bislang wurde das nur als An-
regung weitergeleitet. Es sollte von der IKB
aber unbedingt umgesetzt werden.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: GR Griinba-
cher hat natlrlich Recht. Die Idee von

StR Gruber ist eigentlich nur billiger Popu-
lismus. Man muss ja immer bedenken, dass
es verschiedene Grinde geben kann, wa-
rum in ein Projekt dann doch mehr investiert
wird. Im Zuge der Entwicklung kénnen un-
terschiedlichste Ursachen dazu fiihren,
dass zusatzliches Geld in die Hand ge-
nommen werden muss. Das ist mit dem
Hausbau oder einer Wohnungsrenovierung
vergleichbar. Man muss dann an Ort und
Stelle entscheiden und abwagen, ob man
diese Einrichtung wahlt oder eine andere,
ob man es sich leisten kann oder nicht und
ob man dadurch einen dauerhaft héheren
Wert erschafft.

Daher ist es eigentlich zu kurz gegriffen,
wenn man sagt, der heute fixierte Kosten-
rahmen darf unter keinen Umsténden tber-
schritten werden. Nehmen wir nur die gera-
de erwahnte Barrierefreiheit des Seezu-
gangs her, wie sie Dr." Rieder fordert. Sind
diese Kosten jetzt schon inkludiert oder
nicht? Ich denke, niemand hier aus dem
Gemeinderat wurde sich dieser Forderung
verschlief3en.

StR Gruber, vielleicht riihrt Deine Sorge da-
her, dass Du lange im Aufsichtsrat der IKB
warst. Ich werde jedenfalls dem Vorstands-
vorsitzenden DI Schneider von Deinen Be-
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denken, dass hier nicht ordentlich gearbeitet
werden wird, berichten.

Mein Erganzungsantrag lautet folgender-
malfien:

Der Gemeinderat moége beschliefen:

Die veranschlagten Kosten des Projektes
sind jedenfalls von der IKB einzuhalten. Da-
von nicht umfasst sind die Mal3nahmen, die
im Schreiben von Dr." Rieder im Hinblick
auf die Barrierefreiheit vorgeschlagen wur-
den.

Mag.? Oppitz-Plorer, eigenhandig

Kann ich das so formulieren, StR
Mag. Fritz?

(GR Grinbacher: Das ist jetzt aber eine
Themenvermischung!)

Ja, natirlich! StR Gruber hat die Diskussion
losgetreten und ich Uberlege nun, wie man
das in einen formellen Rahmen bringt.

(GR Grunbacher: Meiner Meinung nach
geht das aber geschaftsordnungsmafig
nicht! Das ist ja eine vollig andere Sache!)

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider:
GR Grinbacher, bitte keine Zwiegesprache!

GR Grlunbacher: Gut, ich melde mich zur
Geschéaftsordnung. Bisher war es unublich,
zu A einen Antrag zu stellen und einen Er-
ganzungsantrag zu B dazuzugeben. Die ei-
ne Sache betrifft ein Gebaude, das andere -
der barrierefreie Zugang - ist eine lobens-
und erstrebenswerte Idee, hat aber mit dem
Bauwerk nichts zu tun. Daher kann man das
meiner Meinung nach in den Antragen nicht
vermischen.

GR™ Mag.? Schwarzl: Ich (iberlege gerade,
welche Konsequenzen dieser Erganzungs-
antrag hatte.

(Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Keine!)

Na ja, wir unterstellen damit ja quasi unse-
rer Beteiligungsgesellschaft, dass sie ohne
unseren Hinweis die Kosten nicht einhalten
wirde. Zum anderen - missen wir nun kiunf-
tig bei allen Projekten unserer Beteiligungs-
gesellschaften, die eine Kostenibernahme
der Stadt Innsbruck enthalten, immer den
Vordruck auf dem Papier haben, dass die
Kosten bitte einzuhalten sind?

Es ist nicht das Gleiche, ob man dartber
diskutiert oder es in einem Gemeinderats-
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antrag festhalt. Hier geht es ja im Grunde
um ein Baurecht, das nicht direkt mit den
Baukosten zu tun hat. Daher warne ich da-
vor, hier so ein Zeichen zu setzen.

StR Gruber: Zur tatsachlichen Berichti-
gung! GR™ Mag.? Schwarzl, ich weiR schon,
dass es sich hier um ein Baurecht handelt.
Sollten die veranschlagten Kosten dieses
Projektes aber Uberschritten werden, dann
muss die IKB wohl an die Eigentiimerinnen
oder andere herantreten. Dazu will ich kei-
nen Antrag stellen - das hat Frau Blrger-
meisterin gemacht. Nicht ich!

Mir ging es nur um die Ankundigung, dass
wir im Fall der Falle keiner weiteren Kos-
tenlibernahme durch die Stadt Innsbruck
zustimmen werden. Nicht mehr und nicht
weniger habe ich gesagt - und ich habe da-
zu keinen Antrag gestellt.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Ich bin jetzt
wirklich Uberfragt.

(StR Gruber: Zieh den Erganzungsantrag
einfach zurlck, dann ist das erledigt.)

Meiner Meinung nach sollte der Gemeinde-
rat schon darauf eingehen. Die IKB muss
das wohl schon im Vorfeld wissen, wenn
man sich sicher ist, dass ein Nachtragskre-
dit nicht genehmigt werden wirde.

(StR Gruber: Von unserer Seite aus ist das
so. Ich weil} nicht, wie das die Regierung
sieht.)

StR Mag. Fritz: Ich halte es ebenfalls fur
reichlich unsinnig, den kommunalen Betrie-
ben von vorneherein zu unterstellen, dass
eine Kostenuberschreitung stattfinden wird.

(StR Gruber: Das habe ich nicht gesagt! Ich
habe immer von "sollte" gesprochen!)

(Bgm.™ Mag.? Oppitz-Plérer: Doch, das hast
Du. Das ist ja das Problem.)

Ich spreche jetzt, so wie es die Geschafts-
ordnung des Gemeinderates (GOGR) vor-
sieht, das Plenum an und nicht die Einzel-
person StR Franz Xaver Gruber! Daher
muss sich dieser nicht immer angesprochen
fuhlen.

Wir erwarten naturlich von den kommunalen
Betrieben genauso wie von stadtischen
Dienststellen, dass sie ihre Projekte im Kos-
tenrahmen ordentlich abwickeln. Das brau-
chen wir nicht extra zu beschliel3en. Inso-
fern ware ein solcher Antrag ein spezielles
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Misstrauensvotum gegenuber der IKB. Ich
wirde mich dem nicht anschlief3en.

Sollten zusatzliche Anforderungen (von
wem auch immer) an das Projekt herange-
tragen und die Kostensteigerung von einer
Mehrheit akzeptiert werden, dann wird es
wohl auch eine Mehrheit dafur geben, wenn
es darum geht, die Kosten zu bezahlen.
Umso unsinniger ist es dann, sich im Vo-
raus die Hande zu binden.

Dass die Kosten eingehalten werden, be-
zieht sich auf das Projekt, so wie es jetzt
geplant ist, und das erwarte ich von einem
kommunalen Unternehmen.

Hier noch die Frage der Barrierefreiheit in
einen Erganzungsantrag zu verpacken, hal-
te ich ebenfalls nicht flir gescheit. Die Anre-
gung der Vorsitzenden des Behindertenbei-
rates ist an den Vorstandsdirektor der IKB
bereits herangetragen worden. Bis zum
Beweis des Gegenteils gehe ich davon aus,
dass die IKB soviel soziale Verantwortung
hat, dass sie ihre Dienstleistungen - in die-
sem Fall die Freizeitanlage Baggersee und
den Zugang zum Wasser - moglichst barrie-
refrei anbieten will (wenn es nicht mit un-
Uberwindbaren Hindernissen oder unver-
haltnismafigen Kosten verbunden ist). Soll-
te es anders kommen, dann kann man im-
mer noch durch einen dringenden Antrag,
oder was auch immer, im Gemeinderat eine
entsprechende Aufforderung beschlieRen
lassen.

Ich denke aber, dass der Vorstand der IKB
soviel soziale Verantwortung hat, seiner so-
zialen Verpflichtung, die ab 01.01.2016
auch eine gesetzliche sein wird, schon jetzt
nachzukommen. Man ist ja gerade am Bau-
en und es ist relativ kostengunstig, wenn
man das in einem Aufwaschen gleich miter-
ledigt. Ich wurde es ebenfalls als Misstrauen
gegenuber der IKB werten, wenn man dar-
aus, dass ich diese Anregung weitergege-
ben und 6ffentlich gemacht habe, gleich ei-
nen Antrag bastelt. Wir miissen um Him-
mels Willen doch nicht einmal pro Monat
beschlieen, dass unsere IKB nicht nur effi-
zient, sondern auch sozial verantwortlich
handeln soll.

GR Federspiel: Ich habe nun einen Vor-
schlag zu machen, nachdem der Gemein-
derat anscheinend immer mehr Kontroll-
funktion Gbernimmt. Wir werden bei der Re-
gional- und Stra3enbahn sowie beim Haus
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der Musik jeweils einen solchen Antrag ein-
bringen.

(Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Bitte auch beim
Patscherkofel!)

Selbstverstandlich, auch beim Patscherko-
fel. FUr alle Beschlusse sollte man im Ge-
meinderat gleichzeitig Antrage fur eine der-
artig starke Kontrolle einbringen, dass keine
Kostentiberschreitungen mehr moglich sind.

Das kénnte man gleich als Gesamtantrag
formulieren. (Gelachter im Saal)

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: Ich ma-
che darauf aufmerksam, dass es bei diesem
Tagesordnungspunkt um ein Baurecht geht.
Ein Generalbeschluss sollte jetzt nicht ge-
fallt werden.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Ich bedanke
mich fur die Ausfiihrungen von GR Grlinba-
cher und StR Mag. Fritz. Daraus ersehe ich,

dass es noch von Seiten mancher Fraktio-
nen Vertrauen in die IKB gibt. Daher

Ziehe ich meinen Erganzungsantrag zuruck.
(StR Gruber: Bravo, Frau Blrgermeisterin!)
Beschluss (einstimmig):

Der Antrag des Stadtsenates vom
11.08.2015 (Seite 535) wird angenommen.

22. I-RA 1043/2014

Stadt Innsbruck, Erwerb von Teil-
flachen fir den Gehsteigausbau in
der Wiesengasse

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:

1. Die Stadtgemeinde Innsbruck erwirbt
fur den Gehsteigausbau in der Wie-
sengasse nachstehende Teilflachen:

a) von den Miteigentumerinnen des

Grundstiicks [N i I

KG 81125 Pradl, (Eigentimerin-

nengemeinschaft ||| G
eine Teilflache von ca. 263 m? zu
einem Kaufpreis von
somit insgesamt ca.

von aus dessen Grund-

stiick in [l <G 81125

Pradl, eine Teilflache von ca.
199 m? zu einem Kaufpreis von

b)
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-, insgesamt somit ca.
c) von aus dessen
Grundstlick in ,

KG 81125 Pradl, eine Teilflache von
ca. 20 m? zu einem Kaufpreis von

- insgesamt somit ca.
von I und
aus deren Grundstlick

in , KG 81125 Pradl, eine
Teilflache von ca. 2 m? zu einem

Kaufpreis von , insge-
samt somit ca

von der Innsbrucker Immobilien
GmbH & Co KG (11G) und ||}

aus deren
Grundstiick ||l i . <G
81102 Amras, eine Teilflache von
ca. 56 m% Die IIG hat sich verpflich-
tet, ihren Anteil am Grundstlick
KG Amras, unentgeltlich an
das o6ffentliche Gut abzutreten. i
erhalt einen Kaufpreis von
(das ist die Halfte von
insgesamt somit ca.

Weiters tritt die IIG die aus Grund-
stiick 1670, KG Amras, aus Grund-
stlick 1669, KG Amras, und aus
Grundstiick 1667/1, KG Amras, flr
den Gehsteigausbau bendtigten
Teilflachen unentgeltlich an das 6f-
fentliche Gut der Stadt Innsbruck
ab.

Die Gesamtentschadigung betragt ca.

f)

2. Der Erwerb der gegenstandlichen Teil-
flachen durch die Stadt Innsbruck
erfolgt zur Vermeidung der bereits
angedrohten Enteignung.

3. Die Mag.-Abt. |, Prasidialangelegenhei-

ten, Referat Liegenschaftsangelegen-
heiten, wird mit der vertraglichen Rege-
lung und grundbicherlichen Durchfiih-
rung dieser Rechtsgeschafte beauftragt
und ermachtigt.
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23. I-RA 1054/2014

Deponie Ahrental, Zustimmung
seitens der Stadt Innsbruck zur
Abanderung der bestehenden Be-
standvertrage durch Abschluss
einer 2. Nachtragsvereinbarung

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer referiert den
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:

Die Stadtgemeinde Innsbruck stimmt der
Abanderung der bestehenden Bestandver-
trage durch Abschluss der vorliegenden
Nachtragsvereinbarungen zu.

GR Mag. Kogler: Es ist sehr positiv, dass
die Innsbrucker Kommunalbetriebe AG
(IKB) hier nachverhandelt hat und bessere,
marktkonforme Konditionen erwirkt hat.
Ebenfalls erfreulich ist, dass diese rickwir-
kend fur das Jahr 2015 gelten sollen. Ich
hoffe, dass das auch in der Tarifgestaltung
der Mullgebuhren im Jahresvoranschlag der
Landeshauptstadt Innsbruck flir das Rech-
nungsjahr 2016 seinen Niederschlag findet.
Fur heuer haben wir ja eine Erhdhung um
5 % in Kauf nehmen mussen.

Die Gebuhrengestaltung hat ja keinen un-
wesentlichen Einfluss auf die Wohnkosten,
daher ist das ein Thema, mit dem wir das
leistbare Wohnen unterstiitzen kénnen. Wir
werden den Jahresvoranschlag der Lan-
deshauptstadt Innsbruck fir das Rech-
nungsjahr 2016 diesbezuglich genau unter
die Lupe nehmen.

Beschluss (einstimmig):

Der Antrag des Stadtsenates vom
16.09.2015 wird angenommen.

24. I-RA 175/2013

Rathgeber GmbH, Verlangerung
des Baurechtes auf den Grund-
stlicken 776/1, 776/5 und 773/3,
jeweils KG Amras, bis 31.12.2068

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 23.09.2015:

1. Die zugunsten der Firma Rathgeber
GmbH auf Grundstiick 776/1 (Ende
30.06.2019) und Grundstlick 776/5
(Ende 31.12.2039), jeweils KG Amras,
bestehenden Baurechte werden jeweils
bis 31.12.2068 verlangert.
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Die Stadt Innsbruck raumt der Fir-

ma Rathgeber GmbH in weiterer Folge
auch auf Grundstlick 773/3, KG Amras,
ein Baurecht bis 31.12.2068 ein.

Zum Zwecke eines einheitlichen Bau-
rechtes werden die Grundstulicke 776/1,
776/5 und 773/3, jeweils KG Amras,
gemal Vermessungsurkunde von

DI Thurner, GZ 8/14, zu einem Grund-
stiick zusammengelegt. In weiterer
Folge wird ein Gesamtbaurechtsvertrag
mit Ubernahme samtlicher Rechte und
Pflichten aus den bestehenden Bau-
rechtsvertragen erstellt. Die bestehen-
den Vertrage werden zeitgleich mit der
Neueinraumung einvernehmlich aufge-
IOst.

Hinsichtlich der Baurechtsflache des
Grundstlicks 776/1 im Ausmalf} von
4.380 m? bleibt der Baurechtszins bis
30.06.2019 gemal} Baurechtsvertrag
vom 26.06.1969 unverandert aufrecht.
Ab 01.07.2019 bis 31.12.2039 wird der
Baurechtszins fiir die Flache des
Grundstucks 776/1 mit jahrlich

€ 56.486,16 zuzlglich Indexierung ge-
maf Verbaucherpreisindex (VPI) 2010
festgesetzt. Ab 01.01.2010 wird der zu
entrichtende Baurechtszins mit

€ 15,68/m? und Jahr zuzuglich Indexie-
rung geman VPI 2010 festgesetzt.

Hinsichtlich der Baurechtsflache des
Grundstlicks 776/5 im Ausmalf} von
4.401 m? bleibt der Baurechtszins bis
31.12.2039 gemal Baurechtsvertrag
vom 24.11.2009 unverandert aufrecht.
Ab 01.01.2010 wird der zu entrichtende
Baurechtszins mit € 15,68/m? und Jahr
zuzuglich Indexierung gemaf VPI 2010
festgesetzt.

Der Baurechtszins fir die Baurechtsfla-
che des Grundstlicks 773/3 im Ausmal}
von 450 m? betragt einvernehmlich

€ 15,68/m? und Jahr. Dieser Bau-
rechtszins wird gemaf VPI 2010 wert-
gesichert.

Samtliche im Zusammenhang mit der
Verlangerung und Neubegrindung der
gegenstandlichen Baurechte verbun-
denen Kosten, Abgaben und Steuern
hat die Firma Rathgeber GmbH zu tra-
gen.
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25.

Die Mag.-Abt. |, Prasidialangelegenhei-
ten, Referat Liegenschaftsangelegen-
heiten, wird beauftragt und erméachtigt,
nahere Details dieses Rechtsgeschaf-
tes vertraglich zu regeln.

I-RA 205/2014

Stadt Innsbruck, Verkauf des
Grundstlcks 281/2, vorgetragen
in EZ 128, KG Miuhlau, des Grund-
sticks 898/2 und des Grund-
stiicks 278, beide vorgetragen in
EZ 139, KG Mihlau (6ffentliches
Gut), mit einer FlachengrofRe von
insgesamt 694 m? an die Linser
Holding GmbH (Autohaus Linser)

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 07.10.2015:

1.

Die Stadt Innsbruck verkauft das
Grundstuck 281/2 in EZ 128,

KG Muhlau, das Grundstiick 898/2 und
das Grundstiick 278, beide in EZ 139,
KG Muhlau, (6ffentliches Gut) mit einer
FlachengrofRe laut Grundbuch von ins-
gesamt 694 m? an die Firma Linser
Holding GmbH, FN 55167d.

Der Kaufpreis fiir diese Grundstlicke
betragt insgesamt || G dies
entspricht einem Quadratmeterpreis
von Der Kaufpreis ist in zwei
gleichen Teilen zu bezahlen, wobei die
erste Halfte binnen einem Monat nach
allseitiger Unterfertigung des Kaufver-
trages, die zweite Halfte binnen einem
Monat nach grundbucherlicher Durch-
fuhrung des Rechtsgeschaftes zur Zah-
lung an die Stadt Innsbruck fallig ist.

Der Erwerb dieser drei Grundstuicke
dient der langfristigen Absicherung des
Firmenstandortes der Linser Holding
GmbH. Zur Absicherung des Bauvor-
habens im Sinne der Bestandsicherung
erfolgt der Verkauf der gegenstandli-
chen Grundsticke mit dem Vorbehalt
des Wiederkaufes geman

§ 1068 ABGB zugunsten der Stadt
Innsbruck, sofern nicht spatestens
nach drei Jahren ab Eigentumsuber-
gang mit dem Neubau begonnen und
spatestens funf Jahre nach Eigentums-
Ubergang derselbe fertiggestellt wird.
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Das Wiederkaufsrecht wird im Grund-
buch einverleibt. Der Wiederkaufspreis
entspricht dem Verkaufspreis ohne
Verzinsung oder Wertsicherung. Fir al-
lenfalls bis dorthin getatigte Investitio-
nen der Firma Linser Holding GmbH
auf den kaufgegenstandlichen Grund-
stiicken leistet die Stadt Innsbruck kei-
ne wie immer geartete Ablose.

Die Stadt Innsbruck Gbernimmt die Er-
stellung des Kaufvertrages, die Einho-
lung aller notwendigen behdrdlichen
Bewilligungen und die grundbucherli-
che Durchflihrung dieses Rechtsge-
schaftes. Samtliche Kosten, die im Zu-
sammenhang mit der Erstellung und
Verblicherung des Kaufvertrages anfal-
len, sowie alle in diesem Zusammen-
hang anfallenden 6ffentlichen Abga-
ben, Steuern und Gebluhren, ein-
schliefl3lich der Beglaubigungskosten,
ubernimmt die Kauferin. Die Immobilie-
nertragsteuer tragt die Stadt Innsbruck.

| 6574/2015

Entwurf einer Verordnung, mit der
die Dienstzweigeverordnung der
Landeshauptstadt Innsbruck ge-
andert wird;

Durchfiihrung des Grundausbil-
dungslehrganges und Dienstpri-
fung fur Verwendungsgruppe A
beim Land Tirol, Umstellung der
Dienstprufung fur Verwendungs-
gruppe B

26.

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 30.09.2015:

Der beiliegende Entwurf einer Verordnung

des Gemeinderates der Landeshauptstadt
Innsbruck, mit der die Dienstzweigeverord-
nung der Landeshauptstadt Innsbruck ge-

andert wird, wird beschlossen. Die Verord-
nung tritt mit 01.01.2016 in Kraft.
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27. IV 7013/2015

Osterreichische Bundesbahnen
(OBB), Hauptbahnhof, Aufwertung
durch Polizeiinspektion

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer referiert den
Antrag des Stadtsenates vom 11.08.2015:

1. Die Stadt Innsbruck begrifdt die Ein-
richtung einer Polizeiinspektion im
"Uhrturmgebaude" beim Hauptbahnhof.
Zu den Kosten des Umbaus leistet die
Stadt daher einen Zuschuss von
€ 333.333,33 an die OBB Infrastruktur
AG.

Die Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirtschafts-
und Beteiligungsverwaltung, wird be-
auftragt, fur die budgetare Deckung im
Haushalt 2015 zu sorgen, wofur ein
Nachtragskredit von € 333.400,-- und
die Finanzierung mittels Kommunaldar-
lehen genehmigt werden.

Die Mag.-Abt. Ill, Planung, Baurecht
und technische Infrastrukturverwaltung,
wird beauftragt, zusammen mit der
OBB Infrastruktur AG rechtzeitig fur die
auch kunftig erforderlichen Fahrrad-
Abstellmdglichkeiten am Hauptbahnhof
Zu sorgen.

GR Grinbacher: Ich darf zur Richtigstel-
lung Folgendes erwahnen. In den Medien
wurde kolportiert, dass StR Gruber person-
lich verantwortlich fur die Errichtung der Po-
lizeiinspektion am Hauptbahnhof ware. Das
ist natdrlich volliger Unsinn. Es ist nach-
weisbar, dass viele Fraktionen an diesem
Projekt beteiligt waren. Ich méchte aber
nicht verhehlen, dass bei diesem Thema die
Abgeordnete zum Nationalrat, NR" Gisela
Wurm, die Erste war, die hier massiv mitge-
arbeitet hat. StR Gruber, |hr habt viel ge-
macht, aber das nicht!

StR Gruber: Wir sind alle sehr froh, dass
die Stadt Innsbruck diese Aufwertung durch
die Polizeiinspektion am Hauptbahnhof be-
kommt. Ich kenne Presseaussendungen
von Regierungsfraktionen, wo gesagt wur-
de, dass das wohl nicht sein kann - aber ich
mochte gar nicht in Wunden bohren. Sollte
NR" Gisela Wurm die Vorreiterin gewesen
sein, dann ist mir das Recht. Auch die Liste
RUDI und die FPO haben immer gesagt,
dass sie dieses Wachzimmer haben wollen.
Eines muss man aber auch festhalten: Hier
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im Gemeinderat war es GR Hitzl, der den
Antrag dazu gestellt hat. Aber halten wir uns
nicht langer mit den Urheberlnnen auf.

In diesem Haus hat es unterschiedliche Zu-
gange zu diesem Thema gegeben. Ich bin
froh, dass wir diesen Schritt jetzt machen.
Daher stehe ich auch nicht an, meinen
Dank an die Regierungsfraktionen auszu-
sprechen, dass dieses Projekt nun zu einem
guten Ende geflihrt wird.

GR Griunbacher, bei Euch hat es nach ei-
nem dreimaligen Nein zum Thema Sicher-
heitszentrum schlussendlich auch ein drei-
maliges Ja gegeben. Gott sei Dank! Beim
Thema Sicherheit kdnnen sich anscheinend
Meinungen im Sinne der Birgerinnen an-
dern.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Dass der
Dank der schwarzen Opposition am groften
ist, wenn wir Geld hinauswerfen, weil das
Bundesministerium seiner Aufgabe nicht
nachkommt - das ist der Treppenwitz der
Geschichte und ware mir an Eurer Stelle
peinlich! Ich ware ruhig und wirde darauf
warten, bis das nachste Mal die Bundesmi-
nisterin zugegen ist.

Bei den Debatten zum Jahresvoranschlag
der Landeshauptstadt Innsbruck fir das
Rechnungsjahr 2016 werde ich sicher
zehnmal darauf zu sprechen kommen. BM
Dr. Schelling, der ja noch der Fahigste in
der Bundesregierung ist, hat den Gemein-
den heute in der Fruh ausrichten lassen,
dass wir bei den Gebuhren sparen sollen.
Wir wirden liebend gerne jeder Innsbrucke-
rin € 400.000,-- direkt in die Tasche ste-
cken!

Ich nehme jetzt auch einen Ordnungsruf in
Kauf: Verdammt noch einmal, der Bund soll
einmal seine eigenen Aufgaben wahrneh-
men und endlich etwas auf die Reihe be-
kommen! Der Bundesminister muss uns
nicht ausrichten, dass € 0,20 mehr fir die
Mullgebihren das Wohnen nicht mehr leist-
bar machen. Das ist ein unsaglicher Akt un-
ter ganz vielen, bei denen der Bund die
Kommunen im Regen stehen lasst, uns das
Geld aus der Tasche zieht und mit einem
Rucksack die Aufgaben in die Stadt Inns-
bruck bringt. Dann ist er im Parlament ge-
scheit und sagt, die Geblhren machen das
leistbare Wohnen zunichte und tragen zur
kalten Progression bei. Das ist zum Schéa-
men. (Beifall)

- 543 -

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: In die-
sem Fall verzichte ich auf den Ordnungsruf,
weil ich glaube, dass wir alle mit dem Inhalt
einverstanden sind.

GR Mag. Krackl: Ich méchte in Erinnerung
rufen, dass ich es prinzipiell nicht fir richtig
erachte, den Umbau der Polizeiinspektion
finanziell zu unterstitzen. Es ist schén, dass
wir uns das leisten kdnnen und dass die
Dienststelle eingerichtet wird. Der Blrgerin
wird es egal sein, wer hinter der Finanzie-
rung steht - der Bund, die Stadt oder wer
auch immer. In Wirklichkeit ist die Vor-
gangsweise aber furchtbar.

In Osterreich haben wir eine Gewaltentei-
lung, und es ist klar geregelt, dass jemand
anderer fur diese Finanzierung zustandig
ist. Was bedeutet das denn im Endeffekt?
Eine Gemeinde, die es sich leisten kann,
hat den Anspruch auf Sicherheit, und eine,
die dafir kein Geld hat, hat das nicht. Ist es
wirklich das, was wir wollen? Ich denke
nicht!

Gott sei Dank sind wir in der Lage, uns die-
se Polizeiinspektion leisten zu kénnen. Ich
stehe dazu, dass ich innerlich eigentlich da-
gegen bin, hier Geld in die Hand zu neh-
men. Trotzdem bin ich froh, dass die
Dienststelle am Hauptbahnhof eingerichtet
wird. Die Art der Finanzierung ist aber si-
cher nicht korrekt.

GR Wallasch ist stimmlich heute leider ein-
geschrankt. Daher darf ich in seinem Na-
men sprechen. Er hat mir ein paar Unterla-
gen gegeben. Man muss namlich auch auf-
zeigen, dass sich fur die Burgerlnnen durch
die neue Polizeiinspektion eine sehr hohe
Besetzungsdichte ergibt. Es werden viele
Beamtlnnen als Fulstreifen unterwegs sein
und zu einem subjektiven Sicherheitsemp-
finden beitragen. Bedauerlich ist, dass die
Angelegenheit zunachst von der zustandi-
gen Bundesministerin fur Inneres (von der
OVP) verschleppt worden ist. Dann wollte
der Bundesminister flr Finanzen nicht zah-
len. Und zu guter Letzt macht die Innsbru-
cker Volkspartei eine Presseaussendung, in
der sie behauptet, die Stadt Innsbruck habe
das Projekt verhindert. Na toll, ich finde es
ja groRartig, dass wir angeblich so méachtig
sind und den Ministerien auftragen konnen,
was sie zu tun haben. Nachdem die Ge-
meinderatskolleglinnen der OVP ja alles auf
der Welt und in der Stadt Innsbruck erfun-
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den haben, gehért eben auch der Stillstand
dazu.

Der einmalige Investitionszuschuss zu die-
sem Projekt betragt inklusive Umsatzsteuer
€ 400.000,--. Das ist sehr viel Geld, das
auch anderweitig genutzt werden konnte.
GR Wallasch hat berechnet, dass man da-
fur eine Polizeibeamtin sieben Jahre lang
mit allen Zulagen und Nebengebtihren be-
zahlen kdnnte. Mit dieser Summe ware es
also moglich, das Personal sieben Jahre
lang um eine BeamtIn aufzustocken - oder
ein Jahr lang um sieben Beamtinnen.

GR Grinbacher: Das ist ja nur die Spitze
des Eisbergs. Wir missen Postfilialen zah-
len, Sozialsubventionen Gbernehmen - all
das, weil Bund und Land nicht mehr zahlen
wollen. Wir sind dankbar fir die Polizeiin-
spektion, das eint uns, StR Gruber. Ich
glaube aber nicht, dass der Weg der richtige
ist und auf Dauer gangbar. In diesem Fall ist
es aber in Ordnung, dass wir das Projekt
gemacht haben. Die Glickseligkeit kann
aber nicht darin bestehen, dass wir uns al-
les selbst finanzieren. Wo kdmen wir denn
da hin? Wir hatten gerne 50 Beamtinnen
mehr. Sollen wir sie auch selbst bezahlen?
Ich kann mich noch erinnern, dass es die-
sen Antrag gab, die Zahlung selbst zu tber-
nehmen. Da hat GR Mag. Krackl schon
Recht, diejenigen, die es sich leisten kén-
nen, bekommen Sicherheit, die anderen
werden quasi zur Bronx. Sie haben keine
Dienstleistungen und keine Postfilialen
mehr. Der Weg muss ein anderer sein!

(GR Federspiel: Rot-schwarz in die Versen-
kung!)

Ihr arbeitet ja eh daran. Das wird aber wohl
erst Realitat werden, wenn ich hoffentlich
nicht mehr unter den Lebenden bin - im
Jahr 2400 oder so.

(GR Mag. Krackl: GR Federspiel, Ihr ver-
senkt daftr die Milliarden Euro!)

Aber Schluss damit, die Polemik bringt uns
jetzt nichts.

Was uns eint, ist die Uberzeugung, die Poli-
zeidienststelle zu brauchen. Was uns trennt,
ist der Weg dorthin.

Wenn ich das Wort "Budgetpfad" in Rich-
tung Land Tirol hore, dann bekomme ich
Brechreiz. Was da alles verhindert wird, das
eigentlich zu tun ware! Wir werden das im
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Dezember sehen. Die Aufgaben werden
mehr und die finanziellen Rahmenbedin-
gungen immer schwieriger. Unser Spiel-
raum wird immer geringer und wir mussen
auch noch Projekte Gbernehmen, die uns
wichtig sind, mit denen wir aber eigentlich
nichts zu tun haben. Das nimmt uns Bewe-
gungsfreiheit fir vieles andere. Davor warne
ich. Wir werden politisch nicht mehr agieren
kénnen! Das wird das Problem werden.

StR Gruber: Ich bin ja glicklich, dass wir
nun auller Streit stellen konnten, alle froh
Uber die Polizeiinspektion zu sein. Frau
Blrgermeisterin, Du wirst erstaunt sein,
dass ich genau wie Du diese Kritik an Bund
und Land auliere! Mich argert das auch!

Ich habe immer gesagt, es kann nicht sein,
dass eine Kommune Bundes- oder Landes-
aufgaben Ubernimmt. Das ist ja unbestritten!

(GR™ Mag.? Schwarzl: Setzt Du Dich etwa
im Land Tirol nicht durch?)

Da kannst Du, GR™ Mag.? Schwarzl, Dich
aber auch mit Deinen Parteikolleglnnen auf
Landesebene in Energiefragen auseinan-
dersetzen. Da fallen mir auch noch andere
Fraktionen ein - von Vorwarts Tirol Uber Im-
puls oder wie immer sie heillen. Auch die
Geschichte der Freiheitlichen Partei Oster-
reichs (FPO) ist erwahnenswert, die der So-
zialdemokratischen Partei Osterreichs
(SPO) sowieso.

Ich verstehe die Aufregung nicht. Aber we-
nigstens starten wir lebhaft und vital in die-
sen politischen Herbst.

Ich unterstreiche die Kritik von Frau Bulr-
germeisterin. Ja, der Bund versagt bei vie-
len Themen. Auch mir ist gestern bei eini-
gen Aussagen der Budgetrede des Finanz-
ministers fast der Kragen geplatzt.

Eigentlich ware es die Aufgabe des Bun-
desministeriums fir Inneres, die Polizeiin-
spektion zu finanzieren. Es bleibt uns aber
wahrscheinlich nichts anderes ubrig, als
selbst das Geld in die Hand zu nehmen. Wir
wissen, dass wir am kirzeren Ast sitzen.
Daher werden heute wohl alle Fraktionen
dem Antrag zustimmen. Wir haben halt da-
bei eine Trane im Auge. Es dient der sub-
jektiven und objektiven Sicherheit in der
Stadt Innsbruck.

Anscheinend hat diesen Antrag ja NR" Gi-
sela Wurm erfunden. Sie sitzt allerdings
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schon seit vielen Jahren im Parlament und
hat das dort offenbar auch nicht durchge-
bracht. Jetzt missen wir in die Bresche
springen. Ich trage gerne die Kritik an Bund
und Land mit, bin aber froh, dass das Pro-
jekt jetzt umgesetzt wird, weil es der Si-
cherheit dient.

GR Hitzl: Eines kénnt lhr mir glauben - den
Innsbruckerinnen ist es egal, wer den An-
trag eingebracht hat. Das Ergebnis zahlt!

Was zahlt ist, dass wir die Polizeiinspektion
am Hauptbahnhof in Betrieb nehmen, dass
sie dort mit 48 Beamtinnen rund um die Uhr
an 365 Tagen im Jahr besetzt ist. Die Men-
schen werden sehen, dass immer Poli-
zistinnen vor Ort sind. Es werden ausge-
zeichnet ausgebildete Exekutivbeamtinnen
dort tatig sein, die hervorragende Arbeit
leisten und das subjektive Sicherheitsgefiihl
der Bevolkerung steigen lassen. Nur darum
geht es, alles andere ist den Leuten egal.

GR Federspiel: Man vergisst so leicht,
dass es das Wachzimmer am Hauptbahn-
hof schon gegeben hat. Es wurde vor elf
Jahren geschlossen - im Jahr 2004. Wir, die
Liste Rudi Federspiel (RUDI) und die Frei-
heitliche Partei Osterreichs (FPO), haben
dagegen massiv protestiert. Von den ande-
ren Parteien gab es im Gemeinderat grof3es
Schweigen. Das muss man auch erwahnen
und es ist die Wahrheit!

Jetzt sagt Frau Burgermeisterin klar und
deutlich - so wie wir alle -, dass die Polizei-
inspektion wichtig ist. Daher braucht man ja
gar nicht dartiber zu diskutieren, wer wann
einmal einen Antrag dazu gestellt hat. Im
Endeffekt ist nur wichtig, dass das Projekt
nun endlich umgesetzt wird. Denn seitdem
das Wachzimmer am Hauptbahnhof ge-
schlossen worden ist, ist die Kriminalitat
dort explodiert! Das sind Tatsachen. (Unru-
he im Saal)

Das sind keine Ubertreibungen, das ist die
Wabhrheit. |hr von den Innsbrucker Griinen
(GRUNE) habt ja wahrscheinlich keine Ah-
nung, was dort passiert! Macht einmal einen
Rundgang mit mir und schaut Euch das
Ganze an. Faktum ist, dass die Kriminalitat
am Hauptbahnhof explodiert ist und wir dort
keine Polizei vor Ort haben. Faktum ist wei-
ters, dass nicht 14 Beamtinnen, sondern fir
die Pressefotos einmalig 11 Beamtinnen
dort waren. Danach waren entweder wieder
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zwei oder gar niemand im Einsatz. Daher
habe ich das kritisiert.

Wenn StR Gruber glaubt, dass die Exeku-
tivbeamtinnen super arbeiten, dann muss
ich darauf antworten: Ja, die Polizistinnen
schon! Aber die Seitenblick-Offiziere wie der
Landespolizeidirektor Mag. Tomac und der
Stadtpolizeikommandant Kirchler, die sollen
sich mehr einsetzen und vor allem mehr
Beamtinnen abstellen! Wenn ich fordere,
dass auch das Einsatzkommando Cobra
zum Zug kommt, dann ist das sehr wohl
madglich, wie mir auch die Bundesministerin
fur Inneres bestétigt hat. Die Sicherheitsla-
ge ist einfach prekar!

In den Unterlagen steht, es werden 48 neue
Posten geschaffen. Das stimmt so ja auch
nicht, sie werden von der Landespolizeidi-
rektion in der Kaiserjagerstralle zum Haupt-
bahnhof verschoben. Wenn wir Glick ha-
ben, bekommen wir 12 neue Dienststellen.
Wie gesagt, wenn wir Glick haben. Denn
ich glaube Landespolizeidirektor Mag. To-
mac und Ministerin Mag.? Mikl-Leitner nicht
einmal mehr das Schwarze unter dem Fin-
gernagel.

(StR Gruber: Das ist aber jetzt gemein!)

Nein, das ist nicht gemein. Wenn wir heute
diesen Investitionsbetrag beschlie3en, dann
ist das eine gute Sache. Das Geld hat ja
kein Mascherl. Es handelt sich um Steuer-
gelder, die von uns bezahlt werden. Ich hof-
fe, dass die Umsetzung rasch in die Wege
geleitet wird. Laut Mag. Tomac ist damit
Ende des Jahres 2016 bzw. Anfang des
Jahres 2017 zu rechnen. Wir werden uns
das genau anschauen, ob hier etwas pas-
siert.

Liebe Fraktion der GRUNEN, Ihr habt ja die
rosarote Brille auf - vielleicht auch eine gru-
ne, was weild ich. Schaut Euch doch die Si-
tuation am Hauptbahnhof an und redet mit
den Mitarbeiterlnnen der Osterreichischen
Bundesbahnen (OBB). Sie haben nicht
einmal die Moglichkeit, sich zu verteidigen,
weil sie keinen Pfefferspray bei sich fuhren
dirfen. Das wird seitens der OBB abge-
lehnt. Aber jede Bulrgerln kann sich einen
kaufen. (Falls sie/er noch einen bekommt,
denn beim Fachgeschaft "Waffen Fuchs"
gibt es momentan gar nichts mehr, das ist
alles ausverkauft.)
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Ich bin noch besser bewaffnet, denn ich ha-
be einen grolien Hund. Meinen Nero. Er
bewacht mich Tag und Nacht.

Ich bin zufrieden und dankbar, wenn wir
diesen Antrag heute beschlieen. Dann
wird am Hauptbahnhof endlich wieder mehr
Ruhe und Sicherheit gegeben sein.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: GR Fe-
derspiel, ich bitte Sie, die Beleidigung "Sei-
tenblick-Offiziere" zuriickzunehmen. Diese
Bezeichnung ist nicht korrekt.

GR Federspiel: Nein, ich nehme diese Au-
Rerung nicht zurick.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: Dann er-
teile ich IThnen einen Ordnungsruf. Es ist
nicht korrekt, einen Menschen so zu beti-
teln. Ob man ihn mag oder nicht, ist irrele-
vant.

GR Mag. Krackl: Das Beispiel von den
Postffilialen ist ja schon erwahnt worden. Wir
haben das friiher des Ofteren diskutiert,
dass Gewinne privatisiert und die Verluste
der offentlichen Hand Uberlassen werden.
So ist das immer, wenn sich eine Poststelle
nicht rentiert. Ich hoffe, dass das bei den
Polizeidienststellen nicht so gehandhabt
wird. Ubrigens hat St. Pélten auch eine Po-
lizeiinspektion am Bahnhof, die ebenfalls
von der Kommune mitfinanziert wird. Das
erwahne ich der Vollstandigkeit halber.

Es stimmt, dass die Dienstposten zum Teil
verschoben werden, wie GR Federspiel es
erlautert hat. Naturlich sollten mehr Beam-
tinnen vor Ort sein. Wir warten ja schon
sehr lange darauf, dass die zusatzlichen
Polizistinnen, die von BM"™ Mag?® Mikl-
Leitner angekundigt worden sind, auch tat-
sachlich eintreffen.

Es wurde erwahnt, dass vor elf Jahren das
Wachzimmer am Hauptbahnhof geschlos-
sen worden ist. Weil es mich interessiert
hat, habe ich in der Zwischenzeit nachgele-
sen, wer damals der zustandige Bundesmi-
nister war. Siehe da, das war ab dem

Jahr 2000 Dr. Ernst Strasser, ein Aushan-
geschild der OVP! Auch an der Auflésung
der Polizeiinspektion war also diese Partei
malfdgeblich beteiligt! Daflir haben wir uns
heute schon anhdren mussen, dass sie die
neue Wachstube angeblich erfunden hat.
Da sieht man, wie durchschlagskraftig lhr
seid! Ihr behauptet auch noch, die Stadtre-
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gierung hatte die Neuerrichtung lange ver-
hindert.

Ich bitte die Vorsitzende um die Genehmi-
gung, Folgendes aus der "Tiroler Krone"
vom vergangenen Sonntag zitieren zu dur-
fen:

"Das Wachzimmer am Bahnhof war durch
die Stadtregierung generell gefahrdet.”

Zuerst macht |hr die Polizeidienststelle ka-
putt und dann beschwert |hr Euch, dass wir
sie gefahrden wiurden?! Dabei zahlen wir ja
sogar etwas hinein! lhr misst Euch schon
Uberlegen, wie |hr Euren Zick-Zack-Kurs
beenden konnt. Es wird namlich langsam
wirklich langweilig.

GR™ Mag.? Schwarzl: Meine erste Reaktion
auf Dich, GR Federspiel, war die, mir zu
Uberlegen, dass wir doch im Jahr 2004 eine
schwarz-blaue Regierungskoalition hatten.
Es gab grofe Kahlschlage in allen Berei-
chen - auch bei der Polizei. Also bitte nicht
immer nur dann vermeintliche Verantwor-
tung Ubernehmen, wenn es etwas Gutes zu
verkaufen gibt, sondern tbernehmt auch
Verantwortung fur die Dinge, die lhr ver-
bockt habt. Und davon gibt es mehr, als wir
jeweils in Jahrtausenden ausgeben kdnn-
ten, wenn ich nur an das Hypo Alpe Adria-
Desaster denke!

GR Federspiel, Du sagst so gern die Floskel
"Fakt ist". Aber nur, weil Du etwas mit star-
ker korperlicher Prasenz vortragst, ist das
noch lange kein Faktum. Wenn ich Fakten
zur Sicherheit in der Stadt Innsbruck haben
mochte, dann gehe ich zur Polizei und frage
nach. Ich méchte fir das Protokoll festhal-
ten, dass ich mich an den Stadtpolizeikom-
mandanten Kirchler wende, dessen Betite-
lung als "Seitenblicke-Offizier" ich hier dezi-
diert zurickweisen mochte und klarstellen,
dass die Mehrheit hier im Gemeinderat (ich
denke, ich kann fir alle Mitglieder der Stadt-
regierung sprechen) das ganz anders sieht
als Du.

Auch hast Du, GR Federspiel, nicht ganz
alleine die Lufthoheit Gber den Hauptbahn-
hof. Ich gehe davon aus, dass Mitglieder
der GRUNEN aufgrund ihres Mobilitatsver-
haltens wesentlich haufiger dort sind als Du!
Ich selbst bin sehr oft am Hauptbahnhof.
Man muss festhalten, dass es einen Unter-
schied zwischen regelwidrigem, gesetzlo-
sem und unangenehmem Verhalten gibt.
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Manchmal ist das eine, manchmal das an-
dere mehr prasent, manchmal ist der Auf-
enthalt dort angenehmer, manchmal weni-
ger. Die Fakten dazu hole ich mir aber nicht
bei Dir, GR Federspiel, sondern bei der Po-
lizei und vom eigenen Augenschein.

Nun noch zu GR Hitzl und seiner Aussage,
das Geld habe kein Mascherl und den Leu-
ten ware es egal, woher das Geld kommt.
Ich glaube, wir haben sehr wohl die Ver-
pflichtung, der Bevolkerung zu sagen, wo-
her das Geld stammt. Denn es muss ja an
anderer Stelle eingespart werden - was den
Leuten nicht egal ist!

Eines ist heute ganz vergessen worden: Im
Endeffekt sind ja auch die hohen Kosten,
die wir fir die Mobile Uberwachungsgruppe
(MUG) haben, dem Abbau der polizeilichen,
staatlichen Dienstleistung geschuldet. Das
ist jetzt keine Argumentation gegen die
MUG. Aber mit deren Aufbau haben wir ei-
nen grof3en Teil an Aufgaben und Kosten
ubernommen, den die Polizei sukzessive
einfach nicht mehr wahrgenommen hat. Das
den Menschen zu sagen, ist wichtig, denn
irgendwo muss das Geld eingespart wer-
den. Wahrscheinlich wird das wieder die
Bevolkerung treffen und zwar diejenigen,
die wir eigentlich nicht treffen wollen. Die
Innsbruckerlnnen sind gescheit genug, die
Zusammenhange zu verstehen, und verdie-
nen es, dass man ihnen die Wahrheit sagt.

GR Mag. Krackl: Zur tatsachlichen Berich-
tigung! Ich méchte GR™ Mag.® Schwarzl kor-
rigieren, die vorhin die FPO angegriffen hat.
GR Federspiel war zu der Zeit, als das
Wachzimmer am Hauptbahnhof aufgelas-
sen worden ist, fur die OVP im Tiroler Land-
tag.

GR Dr. Stemeseder: Jetzt muss ich mich
fast um StR Gruber sorgen. Ich mdchte et-
was Grundsatzliches zu den Konflikten zwi-
schen Bund, Landern und Kommunen sa-
gen. Diese Auseinandersetzungen werden
immer intensiver werden. Das hat auch mit
dem Verschuldungsgrad der Gemeinden zu
tun. Diese Informationen kann man Ubri-
gens auch googeln.

Warum mir StR Gruber wirklich leid tut,
hangt mit Mag. Peter McDonald zusammen.
Er wurde heute zum Generalsekretar der
Osterreichischen Volkspartei (OVP) gekiirt.
Schade, dass GR Kritzinger gerade nicht im
Saal ist. Wir hatten heute ja die Aktuelle
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Stunde zum Thema Pflege. Ich habe mir die
Biographie von Mag. McDonald angesehen.
Er war geschaftsfiihrender Obmann der So-
zialversicherung der Gewerblichen Wirt-
schaft, hatte viele Managerjobs. Ich sage
nur, fragt bitte meinen ehemaligen Steuer-
berater, Dr. Frétscher aus Imst, was er mit
den Sozialversicherungstragern tun wirde!
Osterreich hat ca. 8 Mio. Einwohnerinnen
und dazu unverhaltnismaRig viele monstro-
se Tintenburgen! GR Kritzinger hat insofern
Recht, als sich die MitarbeiterInnen dort,
diese Tintifaxen, lieber einmal mit den Men-
schen selbst beschaftigen sollten.

GR Haager: Ich muss jetzt auch einmal zy-
nisch werden. Nach dem Studium der heu-
tigen Ausgabe der Tiroler Tageszeitung
(TT), frage ich mich, ob wir auf dem richti-
gen Weg sind und das Wachzimmer am
Hauptbahnhof wirklich brauchen? Angeblich
haben wir ja eine massiv sinkende Krimina-
litatsrate. Die Sicherheit steigt und die Straf-
taten werden weniger. Das kann jeder heute
der Zeitung entnehmen.

Ich weil} jetzt aber nicht mehr, von welcher
Stadt hier die Rede ist. Denn in derselben
Zeitung wird jeden Tag von einem Uberfall
berichtet - gerade gestern hat sich wieder
einer ereignet. Ein Tankstellen-Uberfall.
Aufgeklart wird fast nichts.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: In Ihrer
Rede geht es jetzt aber nicht um den
Hauptbahnhof!

GR Haager: Das Gesetz gilt nur mehr fir
bestimmte Personengruppen, die Grenzsi-
cherung ist auRer Kraft gesetzt. Wenn man
allerdings mit 105 km/h unterwegs ist statt
mit 100 km/h, dann haben sie einen gleich!
Da gilt das Gesetz dann wieder! Ich muss
mich jetzt wirklich fragen, wie die Struktur
aussehen wird und welches Plus durch das
Wachzimmer am Hauptbahnhof zu erwarten
ist? Ich habe namlich wirklich Zweifel, dass
wir die zusatzlichen Posten dort bekommen.
Wie mdchte die Polizei das Sicherheitsge-
fuhl far die Bevolkerung denn erhéhen? Ich
wohne genau dort, wo es in den letzten Ta-
gen so zugegangen ist. Gerne kann ich je-
derzeit einen Lokalaugenschein machen
und dartber berichten. Frauen trauen sich
dort wirklich nicht mehr alleine zu gehen.
Die Sportlerinnen haben ihre Routen gean-
dert und laufen einen anderen Kurs, weil
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sich dort niemand mehr sicher fuhlt. Das ist
ein Fakt.

Vor ein paar Tagen wurde ein 16-Jahriger
auf der Friedensbrucke Uberfallen. Der
Kommentar des Exekutivbeamten wurde
gestern in der Zeitung abgedruckt. Er hat
gemeint, es hatte sich eigentlich um einen
Diebstahl gehandelt. Drei Personen haben
dem Jugendlichen das Geld abgenommen.
Das war aber "nur" Diebstahl, kein Uberfall.
Leider hat der 16-Jahrige aber dann die
"Frechheit" besessen, sein Geld zurlickzu-
fordern. Erst dann wurde er zusammenge-
schlagen. Dann wurde noch der Gerichts-
psychiater, den ich an sich sehr schatze, zi-
tiert. Er sagt willfahrig, man solle in so einer
Situation ja alles gleich freiwillig hergeben
und sich ja nicht wehren. Ist das die sichere
Stadt? Ich frage mich wirklich, warum wir
eine Polizei haben. Da kann man ja gleich
selbst eine Burgerlnnenwehr grinden und
man ist sicherer! Damit kann man wenigs-
tens abschrecken.

Die Bevolkerung will die Polizeibeamtinnen
auf der Stralde prasent haben. Sie will sie
nicht im Auto sehen und nicht beobachten
mussen, wie das Wachzimmer um zwei Uhr
Frih zugesperrt wird. Wenn man um diese
Zeit bei der Dienststelle in Mariahilf vorbei-
geht, ist dort alles dunkel und das Schild
vorne draufden leuchtet nicht.

Soviel ich weil} (ich habe neulich einen Po-
lizeibeamten befragt), ist in den Nachtstun-
den ein einziger Streifenwagen einsatzbe-
reit. Wenn also mehr los ist, dann hapert es
schon.

Ich will einmal Taten sehen und nicht nur
Statistiken, die man zurechtbiegt!

Mir ist klar, dass politischer Druck auf den
Polizistinnen lastet. Sie sind ja eigentlich
motiviert. Die Halfte der Vorkommnisse darf
aber gar nicht veréffentlicht werden. Vor

14 Tagen hat es ein Ereignis in der Maria-
Theresien-Stral’e gegeben, bei dem ein Po-
lizeiauto beschadigt worden ist - von Kurden
oder Turken, so genau weil} ich das nicht.
Ich konnte dazu sogar ein Dokument bei-
bringen. DarUber wurde in den Zeitungen
aber nicht berichtet! Obwohl sich das vor
der Annasaule zugetragen hat.

(GR Federspiel: Dazu gibt es ein Video!)

Es gab einen riesigen Wirbel und niemand
erfahrt etwas dartber. Das ist unerhort!

- 548 -

Die Lage ist ernst. Die Menschen fiihlen
sich wirklich nicht sicher. Es ist unsere Auf-
gabe daflir zu sorgen, dass einmal Klartext
mit der Polizei geredet wird, wie man sich
das Ganze vorstellt. Statistiken zu produzie-
ren, das nutzt unserer Sicherheit gar nichts!

StR Gruber: Zur tatsachlichen Berichti-
gung! Nur ein Satz in Richtung

GR Mag. Krackl. Er hat die Ebenen durch-
einander gebracht, was aber aufgrund sei-
ner wechselvollen Geschichte mit Vorwarts
Tirol, Impuls und Fr Innsbruck nachvoll-
ziehbar ist. Die Innsbrucker Volkspartei
(OVP) hat sich immer fiir die Beibehaltung
des Wachzimmers am Hauptbahnhof aus-
gesprochen! Ich habe gerade meinen Vor-
ganger, den ehemaligen Bgm-Stellv.

DI Sprenger, angerufen und ihn dazu be-
fragt. Er hat mir bestatigt, dass wir uns ge-
gen die Plane des damaligen Bundesminis-
ters fur Inneres, Dr. Strasser, ausgespro-
chen haben. Also bitte nicht die Ebenen
verwechseln. Wir waren immer fir den Er-
halt der Polizeiinspektion am Hauptbahnhof,
daher werden wir dem heutigen Antrag -
trotz aller Vorbehalte - zustimmen.

GR Vescoli: Der Fraktion der GRUNEN
mochte ich gerne eine Wanderung vor-
schlagen, von der Museumstral3e Uber die
Brunecker Stralte hinauf zum Hauptbahn-
hof. Vor meinem BUro in der Museumstralle
sind jeden Tag zwischen zehn und flnfzehn
Drogendealerinnen zu finden. Die Polizei
weild das und sagt: "Was sollen wir tun?
Wenn wir von funf Personen die Persona-
lien aufnehmen, dann muissen wir dartber
Protokoll fihren und wissen aber gleich
schon, dass wir sie eh wieder freilassen
mussen." Ich fahre auch mit dem Zug. Am
Hauptbahnhof fihlt man sich abends nicht
mehr wohl.

GR Dr. Stemeseder, wir kbnnen gerne ein-
mal zu zweit eine Versicherungsrundgang
machen und den Versicherungstragern Be-
richt erstatten.

Bgm.-Stellv.” Mag.? Pitscheider, ich weil
nicht, was sie gegen den Begriff Seitenbli-
cke haben? Das gibt es sowohl im TV-
Programm als auch in der "Kronen Zeitung"
und anderen Blattern. Sie haben jeweils die
héchste Zuseherlnnen- bzw. Leserlnnen-
quote. Der Ausdruck "Seitenblicke-Offizier"
kann also nichts Schlimmes sein.
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Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: Diese
Definition war diffamierend und herabwdardi-
gend. Es kommt auch auf den Zusammen-
hang und die Betonung an.

GR™ Duftner: Ich setze diese Debatte ei-
gentlich nur ungern fort. Mich regt aber auf,
dass die FPO die Situation missbraucht, um
sich als Sicherheitsexpertin aufzuspielen.
Woraus besteht denn die Kompetenz der
FPO? Herumzuwerfen mit irgendwelchen
Begriffen und Fallen, bei denen man uber-
haupt nicht nachvollziehen kann, worauf
sich das bezieht. Subjektive Wahrnehmun-
gen darzustellen und ganz offen zu sagen,
dass man von messbaren Fakten Uberhaupt
nichts halt.

Meiner Meinung nach tragen wir als Ge-
meinderatinnen politische Verantwortung.
Es gehort zu unserer Arbeit, messbare Fak-
ten zu vergleichen. Naturlich gibt es ein
subjektives Sicherheitsgefihl. Es ist auch
sehr wichtig, dass sich die Menschen, auch
diejenigen mit Migrationshintergrund, die
immerhin in der Stadt Innsbruck ein Viertel
der Bevolkerung ausmachen, sicher flihlen.
Aber dazu gehort nicht, dass man fast
schon hetzt oder Gerlichte verbreitet, spe-
ziell medial, und zwar ganz besonders ge-
gen bestimmte Gruppen. Bei uns in der
Stadt Innsbruck leben Menschen aus tber
hundert verschiedenen Nationen mit unter-
schiedlichen Sprachen. Alle haben das
Recht, gleich behandelt zu werden.

(GR Haager: Aber wir haben auch das An-
recht auf unsere Heimat!)

Das ist auch meine Heimat! Ich bin genauso
Burgerln hier wie Sie! Ich engagiere mich
genauso in dieser Stadt wie viele andere
auch. Daher haben wir alle ein Recht da-
rauf, medial nicht diffamiert zu werden!

(GR Federspiel: Wer wird diffamiert? Fak-
ten!)

Eben - das ist das Problem. Was versteht
man denn unter Fakten? Statistiken und das
Erfassen des Ganzen, auch der Hintergrin-
de von Delikten - das sind fur mich Fakten.
Das ist immer auch mit Kompetenz verbun-
den. Nimmt man die Fakten her, dann gilt
gerade fir den Stadtpark Rapoldi, dass er
sicherer ist als Parks in vergleichbaren an-
deren Stadten.

(GR Federspiel: Ja, vielleicht gilt das flr
Chicago!)
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Dass es in urbanen Rdumen mitunter auch
zu Konflikten kommt, weil viele Menschen
auf engem Raum zusammenleben, das ist
ganz normal und niemand von uns wird das
komplett verhindern kénnen. Man muss
aber schon eine gewisse Objektivitat walten
lassen, das ware mir ganz wichtig. Meiner
Meinung nach gehort das zu unserer politi-
schen Verantwortung.

Ich versuche immer, den Dingen auf den
Grund zu gehen und die Fakten genau zu
prufen. Wie oft passiert wirklich etwas, wo
haben wir tatsachlich Sicherheitsprobleme?
Diese sind selbstverstandlich zu 16sen, kei-
ne Frage. Davon unterscheiden muss man
aber die Situationen, wo es um Xenophobie
geht. Viele Leute flihlen sich schon verunsi-
chert, wenn jemand anders aussieht oder
eine Sprache spricht, die man selbst nicht
versteht. Es gehort zu unseren Aufgaben,
hier vermittelnd tatig zu werden. Die groRRen
Prozesse, wie Urbanisierung oder Globali-
sierung, sind ein weltweites Phanomen. Die
Welt wird bunter werden, das kann niemand
von uns umkehren. Es stellt sich mir auch
die Frage, ob man das Uberhaupt méchte,
dass in einer Stadt alle Menschen gleich
aussehen.

GR Kunst: Wenn die Polizistinnen frei be-
richten durfen, wirde die Sache ganz an-
ders aussehen. Dann hatten wir viel mehr
Informationen. Ich weil3, dass es fir die Be-
amtlnnen dort einen Maulkorb-Erlass gibt.
Die Polizei darf gegenliber den Mandatarln-
nen der Freiheitlichen Partei Osterreichs
(FPO) und auch gegenlber der Presse
nichts anderes aussagen, als das, was ge-
nehmigt wurde. Vielleicht kann GR Wal-
lasch das bestatigen. Auch ihn wird dieser
Druck treffen.

GR™ Duftner, wir hetzen doch nicht! Ihr
kommt immer mit dem gleichen Vorwurf,
dass wir Panik verbreiten wirden. Etwas
anderes fallt Euch in diesem Hohen Haus ja
gar nicht mehr ein. Wir gewinnen die Wah-
len! Aber nicht aufgrund von Hetze, sondern
weil wir den Menschen die Wahrheit sagen.
Wir haben die Landtagswahlen im Burgen-
land, in der Steiermark, in Oberdsterreich
und in Wien gewonnen. Und wo seid lhr?
Wir sagen den Leuten, was Tatsache ist.
Daher werden wir gewahlt, weil wir die
Wabhrheit sagen. Bitte nehmt das zur Kennt-
nis!
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GR Federspiel: Ich beziehe mich auf den

§ 11 Geschaftsordnung des Gemeinderates
(GOGR). Darf ich bitte zitieren? Hallo? Ist
das mdglich? Keine Antwort ist auch eine
Antwort.

"Wenn ein Redner vom Gegenstand der
Verhandlung abweicht, kann er vom Vorsit-
zenden 'zur Sache' gerufen werden. Wenn
ein Mitglied des Gemeinderates den An-
stand oder die Sitte verletzt, kann es 'zur
Ordnung' gerufen werden. Bei Nichtbeach-
tung eines zweimaligen Rufes 'zur Sache'
oder 'zur Ordnung' kann einem Redner das
Wort entzogen werden. Gegen die Entzie-
hung des Wortes durch den Vorsitzenden
kann der Redner Widerspruch erheben und
den Beschluss des Gemeinderates dartber
verlangen, ob er zum Wort weiter zugelas-
sen wird. Der Gemeinrat entscheidet hier-
Uber ohne Eréffnung der Debatte."

Nachdem mir das Wort nicht entzogen wor-
den ist, brauche ich den Gemeinderat nicht
zu fragen, ob ich weitersprechen darf. Es
wlrde mich aber schon interessieren, wa-
rum ich einen Ordnungsruf bekommen ha-
be, nachdem ich nicht gegen Anstand oder
Sitte verstofRen habe?! Ich bitte um Aufkla-
rung!

Bgm.-Stellv.” Mag.? Pitscheider: Eine Be-
leidigung oder diffamierende Aussage ist
naturlich fur einen Ordnungsruf geeignet.
Ich war so héflich und habe Sie ausreden
lassen. Das nachste Mal werde ich aber
gerne sofort unterbrechen.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Es ist richtig,
wie GR Kunst gesagt hat, dass die FPO im
Burgenland Wahlen gewonnen hat. Ich
muss aber Folgendes sarkastisch anmer-
ken, wie ich es in manch anderer Runde
schon gedulert habe. Seit es dort einen
Landesrat der FPO gibt, sind 80.000 Fliicht-
linge Uber die Grenze gekommen. Das er-
folgte fast zeitgleich mit der Bestellung die-
ses Landeshauptmann-Stellvertreters! Ei-
gentlich misste man sich wiinschen, dass
es mehr blaue Mitglieder in den Landesre-
gierungen gibt, denn dann wurden noch
mehr Flichtlinge zu uns kommen. Das ist
zwar jetzt satirisch gemeint, aber seit es im
Burgenland einen Sicherheits-Landesrat
gibt, sind die Grenzen im Burgenland offen.
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Das war mein Schlusswort zum Antrag der
Errichtung einer Polizeiinspektion am Inns-
brucker Hauptbahnhof.

Beschluss (einstimmig):

Der Antrag des Stadtsenates vom
11.08.2015 (Seite 542) wird angenommen.

28. IV 7014/2015

20 Jahre Verkehrsverbund Tirol,
IVB-Gratisverkehr am Autofreien
Tag 22.09.2015

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer referiert den
Antrag des Stadtsenates vom 11.08.2015:

1. Die Stadt Innsbruck begrtdt die Frei-
fahrt mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln in
Tirol und gewahrt der Innsbrucker Ver-
kehrsbetriebe und Stubaitalbahn GmbH
(IVB) einen Zuschuss in Héhe von
€ 22.764,45 zur Deckung des Erlésent-
falls.

Mit der finanziellen Abwicklung wird die
Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirtschafts- und
Beteiligungsverwaltung, beauftragt.

GR Mag. Kogler: Heute haben wir schon
oOfters besprochen, wo wir beim Jahresvor-
anschlag der Landeshauptstadt Innsbruck
fur das Rechnungsjahr 2016 Einsparungen
machen kénnten. Dass man die Innsbrucker
Verkehrsbetriebe und Stubaitalbahn GmbH
(IVB) fur den Autofreien Tag mit Gber

€ 20.000,-- unterstitzen soll, das sollten wir
auf alle Falle gleich einsparen.

Wenn die IVB ein Marketingprojekt lancie-
ren will, dann soll sie das machen. Aber
was hat das mit der Stadt Innsbruck zu tun?
Gar nichts! Der Erlosentfall wird mit

€ 22.764,45 beziffert. Wie setzt sich diese
Summe zusammen? Wie lautet die Berech-
nung? Nach meinen Recherchen gibt es ir-
gendwo eine Aufstellung dartber, aber in
den Unterlagen ist das nicht dabei. Die IVB
hat uns die Berechnung jedenfalls nicht zu-
kommen lassen. Man hat eine Tarifreform
gemacht, die einen verstarkten Absatz der
Monats- und Jahreskarten bringen sollte.
Wenn ich anhand dieses Tagesumsatzes
eine Hochrechnung mache, dann komme
ich auf Gber € 8,3 Mio. pro Jahr, die der
Verkauf von Einzel- bzw. Tagesticket brin-
gen musste. Das schaut dann aber nicht so
aus, als ob die Tarifreform etwas gebracht
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hatte und nun verstarkt Monats- und Jah-
reskarten im Umlauf waren.

Jedenfalls ist die Berechnung flir mich nicht
schlussig. Daher bitte ich darum, das
nachste Mal entsprechende Unterlagen bei-
zulegen, wie sich die Betrage zusammen-
setzen. Das sind so ja nur Schatzungen,
obwohl sie auf den Cent genau angegeben
wurden.

Wir bekommen viele Zahlen von der IVB ge-
liefert, was den Bau der Strallen- und Regi-
onalbahn betrifft. Das wird bei uns im Haus
meistens einfach kommentarlos durchge-
winkt. Es ist nicht nachvollziehbar, wie man
auf diese Betrage kommt.

StR Gruber: Bitte nicht erschrecken! Weder
habe ich vorhin die Innsbrucker Kommunal-
betriebe AG (IKB) kritisiert, noch werde ich
bei diesem Punkt die Innsbrucker Verkehrs-
betriebe und Stubaitalbahn GmbH (IVB) kri-
tisieren. Ich habe volles Vertrauen in unsere
Gesellschaften.

Ich kiindige allerdings an, dass wir in die-
sem Jahr dem Antrag noch zustimmen.
Nachstes Jahr aber nicht mehr. GR

Mag. Kogler hat schon nahere Ausfuhrun-
gen dazu gemacht. Der Geschéaftsfuhrer der
IVB, DI Baltes, halt sich ja gerne an das
Motto "Sie wiinschen, wir spielen." Wenn
Leistungen gewunscht werden, dann nimmt
er immer die Stadt Innsbruck in die Pflicht,
das ist ja auch seine Aufgabe. Unsere Ge-
sellschaft agiert hier schon geradliniger als
viele andere, das hat man in den letzten
Jahren positiv bemerken kdnnen. Dahinge-
hend sind wir in eine gute Richtung erzogen
worden.

Wenn alle andere Verkehrsbetriebe, die an
diesem Autofreien Tag mitmachen, den
Verdienstentgang im Rahmen von Marke-
tingmaflinahmen unterbringen kénnen, dann
sollte das doch auch hier méglich sein. In
Wahrheit ist das ja wirklich die beste Wer-
be-Mdoglichkeit, wenn Leute gratis in den
Autobus oder die StralRenbahn einsteigen
kénnen. Ich bitte daher, flr nachstes Jahr
an DI Baltes heranzutreten, damit dieser
Aktionstag von der IVB selbst durchgefuhrt
wird. FUr das heurige Jahr gibt es noch Zu-
stimmung unsererseits, im kommenden
Jahr werden wir die Finanzierung nicht
mehr mittragen.
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Solche MalRhahmen sind zwar sehr sinnvoll,
sie sollten aber durch Umschichtungen oder
Ahnliches selbst finanziert werden. Zumin-
dest sollte das nachste Mal die Summe im
Detail erklart werden. Das war bis jetzt nicht
der Fall, da hat GR Mag. Kogler Recht.

Die anderen Verkehrsbetriebe schaffen die
Finanzierung ja anscheinend auch, ohne
auf ihre Gesellschafterlnen zurlickzugreifen.

GR Vescoli: Ich habe eine Frage: Warum
will sich die IVB die Kosten abgelten las-
sen? Alle anderen Verkehrsunternehmen
schaffen es so - also warum? Hat sie kein
Geld? Wir sind jedenfalls gegen den Antrag.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider iibergibt
den Vorsitz an Bgm.-Stellv. Kaufmann.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: Auch
andere Gesellschaften haben das innerhalb
ihres Konzerns so gemacht - wie die Oster-
reichischen Bundesbahnen (OBB). Es gibt
daruber einen Gesellschafterbeschluss.
Nachdem die IVB eine 100 %-Tochter der
Stadt Innsbruck ist, braucht es auch hier im
Aufsichtsrat einen Gesellschafterbeschluss.
Die OBB hat keine éffentlichen Sitzungen,
deswegen erfahrt man das nicht.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider (iber-
nimmt den Vorsitz von Bgm.-Stellv. Kauf-
mann.

GR'" Dengg: Warum kann man das mit der
IVB nicht im Voraus klaren? Man postuliert
euphorisch den Autofreien Tag, dass je-
de/jeder gratis die offentlichen Verkehrsmit-
tel nutzen koénne. Eigentlich ist es dann aber
gar nicht kostenlos, weil die Burgerinnen mit
ihren Steuergeldern daftr aufkommen mus-
sen. Warum kann man das dann nicht im
Vorhinein klaren? Stattdessen sagt man
danach, die IVB hat uns eine Rechnung
Uber fast € 23.000,-- geschickt und die
mussen wir nun zahlen. Ich méchte nicht
mehr horen, dass die Innsbruckerlnnen an
diesem Tag gratis fahren durfen. Das
stimmt einfach nicht und ist gelogen!

StR Mag. Fritz: Zwei Klarstellungen. Zum
Ersten: Bitte schaut die Akten an. Naturlich
hat es im Vorhinein einen Antrag dazu ge-
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geben. Den hat der Stadtsenat im August
behandelt und beschlossen, also lange vor
dem Autofreien Tag. Der Akt kommt halt
erst jetzt zur Bestatigung in den Gemeinde-
rat, weil das geman Stadtrecht der Landes-
hauptstadt Innsbruck (IStR) so vorgesehen
ist. Ich mdchte mir den Aufschrei der Man-
datarinnen der Liste RUDI und der FPO gar
nicht vorstellen, wenn Frau Blrgermeisterin
Mitte August deswegen einen Sonder-
Gemeinderat einberufen hatte, um das zeit-
gerecht beschlieften zu kénnen.

Nun zum zweiten Punkt. Es ist schon rich-
tig, dass es fast nichts auf der Welt gibt,
was gratis ist. Immer zahlt irgendwer ir-
gendwas. Es ist immer eine politische Ent-
scheidung, wenn man sagt, dass etwas fur
die Nutzerlnnen kostenlos sein soll, daher
finanziert man es aus Steuergeldern. Die
andere Moglichkeit ist, es als Privatvergnu-
gen der/des Einzelnen anzusehen und da-
her von jeder/m selbst bezahlen zu lassen.

Immer, wenn die- oder derjenige, die/der ei-
ne Dienstleistung oder Ware bezieht, sie
nicht selbst bezahlt, steht dahinter eine poli-
tische Entscheidung. In diesem Fall ist es
eben so, dass der Verkehrsverbund Tirol
(VVT) den Autofreien Tag in ganz Tirol
durchfiihren wollte. Alle Eigentimerinnen
haben fir ihre Unternehmen zugestimmt.
Fir uns bedeutet das, dass der Gemeinde-
rat beschlieRen muss, der IVB die Kosten
abzugelten - unter anderem auch deswe-
gen, weil im Syndikatsvertrag der IKB (wo
das Betriebsergebnis der IVB letztendlich
hineingerechnet ist) das Defizit im &ffentli-
chen Verkehr zugunsten der Aktionare
Stadt Innsbruck und Tiroler Wasserkraft AG
(TIWAG) gedeckelt ist. Deshalb brauchen
wir solche Konstruktionen und mussen das
férmlich im Gemeinderat beschlieRen. Bei
den Busunternehmen LUftner Reisen oder
Ledermair Verkehrsservice GmbH kann die
Eigentiimerln einfach ihre Zustimmung ge-
ben und die Sache ist erledigt. Faktisch
bleiben ihr aber die Kosten ebenso.

Bgm." Mag.? Oppitz-Pl6rer: Noch zur Auf-
klarung. Wenn die OBB ihren Beitrag zu
zahlen hat und das im Vorstand frei gibt,
dann handelt es sich dabei ebenso um
Steuergelder. Auch die OBB wird durch
Steuern finanziert. Wenn das Unternehmen
Ledermair Verkehrsservice GmbH am Auto-
freien Tag fir die IVB Fahrten tGbernimmt,
dann bekommt sie die Leistung abgegolten.
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Mehrheitsbeschluss (gegen RUDI, FPO,
GR Mag. Kogler und PIRAT, 8 Stimmen):

Der Antrag des Stadtsenates vom
11.08.2015 (Seite 550) wird angenommen.

29. IV 5937/2015

Kletterhalle am WUB-Areal, Aktua-
lisierung Kostenaufteilung

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer referiert den
Antrag des Stadtsenates vom 07.10.2015:

Der Gemeinderat stimmt der Verwirklichung
des Projektes Zu- und Umbau WUB-Areal
zu und beauftragt die Innsbrucker Immobi-
lien GmbH & Co KG (lIG) damit. Die Stadt
Innsbruck leistet - unter Voraussetzung der
in der vorliegenden Erklarung angefiihrten
Kostenaufteilung - einen Baukostenzu-
schuss von € 6.087.528,50 zuzuglich

7 % Kostentoleranz.

GR Dr. Stemeseder: Wir stimmen bei die-
sem Antrag Uber den schénen Begriff "Kos-
tentoleranz" ab. Das ist ein wunderbares
Wort, das man sich vor dem Abendgebet
vorsagen sollte und mit in den Traum neh-
men. Das Thema ist ja nicht, dass man zu
teuer kauft und den Eh-schon-Gestopften
noch zusatzlich Geld in den Rachen
schiebt. Das kann man namlich auch ma-
chen und es passiert auch oft genug - gera-
de, wenn man den Bereich des leistbaren
Wohnens hernimmt. Da wird viel in den Ra-
chen hineingestopft. Die Gier ist maximal
und leistbares Wohnen kann nicht umge-
setzt werden. Ich behaupte aber, dass das
mdglich ist. Nur Uber die Laufzeiten...

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider:
GR Dr. Stemeseder, wir sind hier nicht bei
einem Investment-Vortrag, sondern bei der
Abstimmung Uber die Kletterhalle.

GR Dr. Stemeseder: Ja, ja, schon klar. Ich
werde es einfach ganz oft erklaren und
schreibe dartuber auch auf meinbezirk.at.
Da kann man sich ubrigens auch uber das
Sicherheits-Thema informieren. Stephan
Gstraunthaler hat einen tollen Artikel ge-
schrieben, in dem er dokumentiert hat, was
in einer einzigen Nacht an Gewalttaten in
der Stadt Innsbruck passiert ist. Griuf Gott
und guten Morgen!

GR Vescoli: Wir werden diesem Antrag un-
sere Zustimmung geben. Es ist wichtig, viel
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fir den Sport und die einheimische Jugend
zu machen.

Bgm.-Stellv. Kaufmann: Damit hier kein
falscher Eindruck entsteht, méchte ich be-
tonen, dass es bei diesem Antrag nicht um
Mehrkosten geht, weil das Projekt teurer
geworden ware. Wir hatten diesen Akt ja
schon in der Sitzung des Gemeinderates im
Juli 2015, vor der Sommerpause. Vielmehr
haben wir am 18.08.2015 im Bundesminis-
terium fur Landesverteidigung und Sport
das letzte Gesprach gefiihrt, wo der Antelil
des Bundes am Bundesleistungszentrum
Thema war.

Ich darf mich bei den Vertreterinnen des
Amtes der Tiroler Landesregierung, Abtei-
lung Sport, bei der Innsbrucker Immobilien
GmbH & Co KG (lIG) - besonders bei Ing.
Mag. (FH) Ausserhofer und DI Preyer - so-
wie bei unserem Finanzdirektor

Dr. PUhringer ganz herzlich bedanken.
Nach der ersten Verhandlungsrunde hat der
Bund der Stadt Innsbruck und dem Land Ti-
rol einen Zuschuss von € 1,6 Mio. angebo-
ten. Es ist in einer siebenstiindigen Mara-
thonsitzung gelungen, diesen Betrag auf
fast € 2,2 Mio. zu erhéhen. Den Restbetrag
Uber die fehlenden € 400.000,-- werden
Stadt Innsbruck und Land Tirol jeweils zur
Halfte Ubernehmen. Das Land Tirol wird in
der nachsten Regierungssitzung am
20.10.2015 den Beschluss daruber nachho-
len.

Noch einmal mein Dank an alle, die mich in
den vergangenen acht Jahren bei diesem
Groliprojekt begleitet haben - insbesondere
an die Finanzreferentin Bgm."™ Mag.? Op-
pitz-Plérer, die von Anfang an von dieser
Sache begeistert war. Ich glaube, es ist ein
sehr schones Vorhaben. Mit Sicherheit ist
es das groéfte Sportinfrastruktur-Projekt,
das wir in dieser Legislaturperiode abwi-
ckeln werden. Jede/r kennt die derzeitige
Kletterhalle am Tivoli-Areal. Man weil3, dass
die Uber 20.000 Nutzerlnnen dort nicht die
Rahmenbedingungen vorfinden, die sie
brauchen. Wir haben einen enormen Zeit-
druck, da wir den Zuschlag fir die Kletter-
Weltmeisterschaft (WM) 2018 erhalten ha-
ben. Daher miussen wir im November die-
ses Jahres mit dem Bau beginnen.

Herzlichen Dank auch an den Gemeinderat
fur die breite Unterstlitzung im Sinne des
Innsbrucker Sports! (Beifall)
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Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Umgekehrt
darf ich mich bei Bgm.-Stellv. Kaufmann
und seinem Team bedanken. Immer wieder
musste im vergangenen Sommer eine mitt-
lere oder groRRere Delegation zum Bundes-
ministerium nach Wien fahren - oft zu Sit-
zungen mit langen Tagesordnungspunkten.
Manchmal wurden die Termine zusammen
mit Vertreterlnnen des Landes Tirol wahr-
genommen. Gerade in letzter Zeit konnten
wichtige Beschlisse durchgebracht und gu-
te Erfolge fiur die Stadt Innsbruck verzeich-
net werden.

Im Bereich des Sports ist die Zusammenar-
beit mit dem Land Tirol, namentlich mit
Landeshauptmann-Stellv. Geisler, und mit
dem Bundesministerium sehr gut. Wir sind
sehr zufrieden mit den finanziellen Beitra-
gen von Bundesseite. Oft gehen dem aller-
dings harte Verhandlungen voraus. Die
nachhaltige Arbeitsweise von Bgm.-

Stellv. Kaufmann bzw. von den Mitarbeite-
rinnen der Mag.-Abt. V, Sport, der Mag.-
Abt. IV, Finanz-, Wirtschafts- und Beteili-
gungsverwaltung, und auch der Innsbrucker
Immobilien GmbH & Co KG (lIG), die alle
immer hervorragend vorbereitet zu diesen
Sitzungen kamen, zeigen Erfolge. Da pas-
siert viel Arbeit im Hintergrund, auch wenn
der Akt relativ dunn ist. Er hat eine lange
Vorgeschichte und konnte sich fur die Stadt
Innsbruck sehr erfreulich entwickeln. (Bei-
fall)

Ja, ich denke, Bgm.-Stellv. Kaufmann hat
sich diesen Applaus verdient.

Beschluss (einstimmig):

Der Antrag des Stadtsenates vom
07.10.2015 (Seite 552) wird angenommen.
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30. Forderungsansuchen nach dem
Tiroler Stadt- und Ortsbhildschutz-
gesetz 2003 (SOG)

30.1 1V 6349/2015

Innsbrucker Immobilien Service
GmbH (IISG), Erweiterung Urnen-
graber am Friedhof Hotting,
Schulgasse 2

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:

Die Stadt Innsbruck unterstitzt die Inns-
brucker Immobilien Service GmbH (IISG)
fur die Erweiterung der Urnengraber am
Friedhof Hétting in der Schulgasse 2 mit ei-
nem nicht rickzahlbaren Baukostenzu-
schuss in Hohe von € 56.330,--.

Die Auszahlung des Forderungsbetrages
erfolgt Uber die Mag.-Abt. 1V, Finanz-, Wirt-
schafts- und Beteiligungsverwaltung.

IV 6619/2015

, Sanierung
Dach und Fassade,

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:
Die Stadt Innsbruck unterstiitzt || | Gz

I b<i der Sanierung des Daches und
IR it e

30.2

der Fassade in
nicht rickzahlbaren Baukostenzuschuss in
Hohe von € 16.860,--.

Die Auszahlung des Forderungsbetrages
erfolgt Uber die Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirt-
schafts- und Beteiligungsverwaltung.

30.3 1V 6623/2015

I S:nierung

Dach und Fassade - 2. Bauab-
schnitt, [ NG

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:

Die Stadt Innsbruck unterstiitzt || | | |

I bei der Sanierung des Daches und
der Fassade im 2. Bauabschnitt in i}

mit einem nicht rlickzahl-
baren Baukostenzuschuss in Hohe von
€ 54.750,--.
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Die Auszahlung des Forderungsbetrages
erfolgt Uber die Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirt-
schafts- und Beteiligungsverwaltung.

30.4 1V 7800/2015

I Fcns-

tersanierung im 2. Obergeschol3,

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:

Die Stadt Innsbruck unterstiitzt |

bei der Fenstersanierung
in 2. Obergeschol}, mit
einem nicht rlickzahlbaren Baukostenzu-
schuss in Hohe von € 9.600,--.

Die Auszahlung des Forderungsbetrages
erfolgt Uber die Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirt-
schafts- und Beteiligungsverwaltung.

30.5 1V 8464/2015

Verein zur Sanierung der Kalvari-
enbergkapellen Arzl, Restaurie-
rung der Kreuzwegstationen am
Kalvarienberg Arzl

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 07.10.2015:

Die Stadt Innsbruck unterstitzt den Verein
zur Sanierung der Kalvarienbergkapellen
Arzl bei der Restaurierung der Kreuz-
wegstationen am Kalvarienberg Arzl mit ei-
nem nicht riickzahlbaren Baukostenzu-
schuss in Hohe von € 26.550,--.

Die Auszahlung des Forderungsbetrages
erfolgt Uber die Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirt-
schafts- und Beteiligungsverwaltung.
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31. IV 7802/2015

m&h Transport GmbH, Valiergas-
se 15, Ansuchen um Gewahrung
einer Arbeitsplatzpramie

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer referiert den
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:

Gemal der Richtlinie fir die Gewahrung
von Pramien fur die Schaffung von neuen
Arbeitsplatzen bei Betriebsneuansiedlungen
bzw. Betriebsneugriindungen sowie Be-
triebserweiterungen und Betriebsverlage-
rungen innerhalb der Stadt Innsbruck (Ge-
meinderatsbeschluss vom 22.06.1995) ge-
wahrt die Stadt Innsbruck der m&h Trans-
port GmbH, Valiergasse 15, fur die Schaf-
fung von neuen Arbeitsplatzen eine Forde-
rung von € 30.000,--.

Die Bedeckung erfolgt durch die
Vp. 1/780100-775000, Betriebsférderungen.

GR Dr. Stemeseder: Ich habe mir den Akt
genau angeschaut. Es handelt sich bei die-
ser Firma um einen Postbetrieb, bei dem
nur Manner angestellt sind - man muss die
Wortwahl hier also "zurechtgendern”.

Jetzt muss ich eine Spitzfindigkeit gegen die
Innsbrucker Griinen (GRUNE) anbringen.
Sie sind ja an und fur sich Glaubige des
freien Marktes. Aussagen a la "das regelt ja
eh der freie Markt" bzw. "das geht die Politik
nichts an" habe ich hier schon oft gehért. Da
frage ich mich dann schon, warum es eine
Arbeitsplatzpramie braucht? Pramie kenne
ich aus dem Versicherungsbereich oder aus
dem Treasury. Hier wird als Begrindung
angegeben, diese Pramie schaffe Anreize.

Ich sehe es so: Man muss Respekt haben,
wenn jemand einen Paketdienst mit zehn
"Haberern", also mannlichen Angestellten,
aufzieht. Ich habe mir sogar die Geburtsda-
ten angesehen - der Unternehmer bendtigt
eine Zwangsjacke! Also geben wir ihm die
€ 30.000,--, weil er ein mutiger Held ist!

Beschluss (einstimmig):

Der Antrag des Stadtsenates vom
16.09.2015 wird angenommen.

32. IV 6510/2015

Innenstadtverein, c/o Hudovernik
Thomas, MBA, MAS, Erlerstralie 4,
Veranstaltung "Lange Nacht des
Tanzes" am 03.06.2016, Grund-
tberlassung und Genehmigung
verlangerter Offnungszeiten fir
den Einzelhandel

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer referiert den

Antrag des Stadtsenates vom 30.09.2015:

1.) Die Stadt Innsbruck als Grundeigentu-
merin Uberlasst dem Innenstadtverein,
vertreten durch Obmann Thomas Hu-
dovernik, MBA, MAS, Erlerstralie 4,
6020 Innsbruck, die im Eigentum der
Stadt Innsbruck befindlichen Grundfla-
chen in der Maria-Theresien-Strale,
Wilhelm-Greil-StraRe, Meraner Strale,
Wiltener Platzl, in der Altstadt, Muse-
umstrafl’e sowie am Marktplatz.

Die Aufbauarbeiten beginnen am Frei-
tag, den 03.06.2016, ab 07:00 Uhr. Die
Veranstaltung dauert am Freitag, den
03.06.2016, von 16:00 Uhr bis

23:00 Uhr. Der Abbau der Infrastruktur
erfolgt unmittelbar nach Beendigung
der Veranstaltung bis 24:00 Uhr.

Die Grundlberlassung erfolgt unent-
geltlich. Zudem Ubernimmt die Stadt
Innsbruck die kostenlose Endreinigung.
Die Mag.-Abt. lll, StralRenbetrieb, wird
mit den entsprechenden Veranlassun-
gen beauftragt.

Der Innenstadtverein hat alle notwen-
digen fur die Durchfuhrung dieser Ver-
anstaltung erforderlichen Bewilligungen
(insbesondere jene nach dem Tiroler
Veranstaltungsgesetz sowie der Stra-
Renverkehrsordnung) rechtzeitig zu
erwirken, sowie die Haftung und die
Kosten in diesem Zusammenhang zu
ubernehmen,

Die vertragliche Regelung erfolgt durch
die Mag.-Abt. IV, Wirtschaft und Tou-
rismus.

2.) Weiters spricht sich die Stadt Innsbruck
im Sinne des Ansuchens des Innen-
stadtvereins fur eine Verlangerung der
Ladendéffnungszeiten im Rahmen die-
ser Veranstaltung am Freitag, den
03.06.2016, bis 23:00 Uhr aus.

GR-Sitzung 15.10.2015



GR'" Reisecker: Sehr gerne wirde ich sa-
gen, dass jahrlich das Murmeltier gruft.
Mittlerweile stimmt diese Zeitangabe aber
gar nicht mehr, weil wir behandeln dieses
Thema nun schon halbjahrlich!

(GR Grunbacher: Man kdnnte schon fast
sagen, monatlich grit das Murmeltier.)

Warten wir es ab, vielleicht sprechen wir
wirklich in einem Monat schon wieder dar-
Uber! Meine Reden zu diesem Thema ha-
ben sich zum Teil schon wiederholt.
Manchmal habe ich auf Protokolle friiherer
Sitzungen zurlckgreifen kénnen. Heute
probiere ich es anders - um Euch zu unter-
halten, als Abwechslung und um vielleicht
auch neue Argumente aufkommen zu las-
sen. Und ich hoffe, die oder den Eine/n
noch zu Uberzeugen.

Ich stelle zunachst die Frage in den Raum,
warum wir Uber die Verlangerung der La-
dendffnungszeiten ein- oder zweimal im
Jahr abstimmen? Warum brauchen wir die-
se Shopping-Nights, warum missen Men-
schen bis 23:00 Uhr arbeiten?

(GR Federspiel: Ja, das ist Wahnsinn!)

Die Intention seitens der Landesgesetzge-
berin und theoretisch auch der Stadt Inns-
bruck ist es erstens, ein Kulturprogramm auf
die Beine zu stellen, um die Szene zu for-
dern und die Innenstadt kulturell zu bele-
ben. Zweitens geht es um die Forderung
der kleinen Handelsbetriebe, die nicht in
grolRe Konzerne eingebunden und nicht in
den grofden Einkaufszentren vertreten sind -
wie beispielsweise die Geschafte in der Alt-
stadt. Sie sollen die Méglichkeit bekommen,
ihren Umsatz zu steigern und die Innsbru-
ckerlnnen und auswartigen Besucherlnnen
auf sich aufmerksam zu machen.

Zum ersten Punkt, dem Kulturprogramm,
mochte ich daran erinnern, dass sich vor ei-
nem halben Jahr viele Kulturinitiativen aus
der Stadt Innsbruck und Umgebung zu Wort
gemeldet haben. Sie haben gemeint, es sei
toll, dass eine Lange Nacht des Tanzes
veranstaltet werde - nur sie kdnnten nicht
mitmachen. Sie haben sich zu Recht be-
schwert, dass viel Geld flir Engagements
ausgegeben wird, es aber nicht der lokalen
Tanzszene zugutekommt. Die Tanzgruppen
wurden von auswarts geholt, teilweise auch
auRerhalb der Grenzen Osterreichs. Wenn
einzelne heimische Formationen die Mdg-
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lichkeit fUr einen Auftritt bekommen haben,
haben sie dafir keinen einzigen Cent gese-
hen. Somit kann man nach den Erfahrungen
in diesem Jahr zusammenfassen, dass der
Zweck der Kulturférderung nicht erreicht
wurde. Ich stelle ein klares Nichtgenligend
aus!

Der zweite Aspekt ist die Férderung der lo-
kalen Handelsbetriebe. Spricht man mit In-
haberlnnen von Geschaften in der Innen-
stadt, dann hért man regelmaRig, dass sie
sich Uberlegen, bei der innsbruck@night
oder der Langen Nacht des Tanzes Uber-
haupt noch mitzumachen. Das Ganze ist
namlich eine Schlacht der Giganten! Es
geht um einen Rabattkampf, der insbeson-
dere von Kaufhaus Tyrol und dem Einkauf-
zentrum dez ausgetragen wird. Die kleinen
Geschéafte kdnnen da nicht mithalten. Sie
muassen den Mitarbeiterlnnen an diesen
Abenden mehr bezahlen und sind damit
konfrontiert, dass die Kundinnen an ihrer
Eingangstur vorbeigehen und lieber das
Kaufhaus Tyrol aufsuchen.

Es ist halt einfach bequemer, wenn man
viele Geschéafte unter einem Dach vorfindet.
Das ist auch verstandlich. Nur genau das
war eigentlich die Intention der verlangerten
Offnungszeiten - dass man die Menschen
von den Einkaufstempeln wegholt und zu
den kleinen Betrieben hinbringt. Die Ge-
schéftsfuhrerlnnen der kleinen Laden sind
mit diesen Shopping-Abenden nicht zufrie-
den. Sie Uberlegen, ob sie bei den kom-
menden Events Uberhaupt noch aufsperren
sollen. Als Beobachterln sieht man deutlich,
dass der Hauptstrom der Kundlnnen sich an
diesen Abenden auf das Kaufhaus Tyrol
und das Einkaufszentrum dez zubewegt.
Das Augenmerk liegt also weder beim kultu-
rellen Rahmenprogramm noch bei der Star-
kung der KundIinnenfrequenz fur die kleinen
Geschafte. Auch fir diesen Bereich muss
man ganz klar die Note "Ungentigend" aus-
stellen.

Was bleibt also bei diesen Shopping-
Nachten Ubrig? Der Konsum! Es geht nicht
um das kulturelle Rahmenprogramm und
nicht um die Unterstutzung der kleinen Be-
triebe - nein, es geht um den Konsum. Die-
ser soll den Innsbruckerinnen und Besuche-
rinnen zuganglich gemacht werden - zu Zei-
ten, wo man sonst eher zuhause ist und
fernsieht oder im Wirtshaus sein Bier trinkt -
auch eine Version des Konsums. Ich glau-
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be, dass man die Ausweitung des Handels-
Konsums bis 23:00 Uhr an diesen Abenden
durchaus kritisch hinterfragen sollte. Inwie-
weit wollen wir das Uberhaupt?

Wie sieht die andere Seite aus? Da bleiben
Hunderte und Tausende Arbeitnehmerlinnen
Ubrig, die an diesem Abend im Geschaft
stehen, Kleidung verkaufen, nach 23:00 Uhr
den Kassaabschluss machen, aufraumen
und leider oft genug am nachsten Morgen
um 08:00 Uhr oder 09:00 Uhr wieder vor Ort
sein mussen.

Ich glaube, lhr seid alle tber die Medien in-
formiert worden und es wurden heute dazu
auch schon Flyer verteilt: Uber zwei Drittel
der Handelsangestellten haben sich dahin-
gehend ausgesprochen, persdnlich nicht bis
23:00 Uhr arbeiten zu wollen. Sie wollen
das nicht! Es hat sich auch herausgestellt,
dass sich diese Angestellten im Zuge der
vergangenen Events nicht freiwillig in das
Geschaft gestellt haben. Es wird ja oft das
Argument vorgebracht, die Beschaftigten
konnten es sich aussuchen, ob sie an die-
sen Abenden arbeiten wollen oder nicht. Die
Freiwilligkeit gibt es in diesem Sinn nicht,
weil die Angestellten Angst davor haben,
negative Konsequenzen seitens der Arbeit-
geberlnnen spuren zu bekommen. Genu-
gend Frauen und Manner haben kleine Kin-
der zuhause, die eine Betreuung brauchen.
Aber welcher Kindergarten oder Hort hat bis
23:00 Uhr offen? Alleine lassen kann man
sie ja nicht.

(Bgm.™ Mag.? Oppitz-Plérer: Wie ist das
dann bei der Polizistin, die in der Nacht ar-
beitet?)

Ich kenne namlich kein dreijahriges Kind,
das nicht panisch werden wirde, wenn es
mitten in der Nacht aufwacht und feststellt,
dass Mutter oder Vater weg sind. Die regu-
laren Arbeitszeiten der Handelsangestellten
enden ja normalerweise viel friher, so dass
hoffentlich auch die Kinderbetreuung orga-
nisiert werden kann. Bei diesen Events
mussen sie aber hoffen, privat etwas auf die
Beine stellen zu konnen. Nach Aussage der
Betroffenen machen sie sich Sorgen, ob die
Kinder gut versorgt sind, ob die Verwandten
und Bekannten an diesen Abenden Zeit ha-
ben. Das ist einfach ein Problem, das man
ernst nehmen muss.

Weiters stellt sich auch die Frage, wie die
Beschaftigten nach solchen Shopping-
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Nights heimkommen? Um 23:00 Uhr ist
nicht mehr jeder Ort durch den &ffentlichen
Personennahverkehr (OPNV) zu erreichen.
Vielfach muss man mit dem Taxi heimfah-
ren, was teuer ist. Man sieht, es gibt zahl-
reiche Themen, bei denen es Probleme
gibt.

Daher stellt sich fur uns die Frage: Wessen
Interessen vertreten wir? Geht es uns um
ein nettes, flockiges Kulturprogramm und
Forderung des Konsums? Oder um die Ar-
beitnehmerlnnen, die in der Stadt Innsbruck
arbeiten und/oder wohnen, fiir die wir auch
zustandig sind? Geht es uns um die Inte-
ressen der kleinen Kaufleute, die auch ihren
Umsatz machen wollen, aber mit den Ra-
battschlachten nicht mithalten kénnen?

Diese Fragen mdchte ich heute in den
Raum stellen. Ich bitte darum, sie auch
einmal anders zu gewichten. Wir sprechen
nicht von einem halben Duzend Handelsan-
gestellten, die an diesem Abend freiwillig
arbeiten und denen das Spald macht. Nein,
wir reden von einer viel hoheren Zahl von
Angestellten, denen die verlangerten Ar-
beitszeiten Probleme verursachen.

Ich freue mich auf die weiteren Argumente.

GR Vescoli: Ich bin véllig Ihrer Meinung,
GR" Reisecker, dass wir nicht zweimal im
Jahr Uber die Verlangerung der Ladendff-
nungszeiten abstimmen sollten. Man sollte
das prinzipiell freigeben!

Wenn Sie Urlaub in Italien machen, viel-
leicht in Jesolo, da werden Sie wahrschein-
lich shoppen gehen und Schuhe kaufen -
wie Frauen das dort eben gerne machen.
Nach dem Abendessen, so zwischen
21:00 Uhr und 23:00 Uhr ist die schonste
Zeit daflir. Da ist es nicht mehr so heil}.
Vielleicht findet man irgendwo Unterlagen,
dass auch Sie um diese Zeit schon einkau-
fen waren!

Ist Konsum per se denn etwas Schlechtes?
Sie reden prinzipiell die Konsumgesellschaft
schlecht. Als Mitglied des Bezirksausschus-
ses Innsbruck Stadt, dem auch GR"
MMag.? Traweger-Ravanelli angehort, kann
ich sagen, dass der Wirtschaftskammer Ti-
rol (WKO) keine Beschwerden von Han-
delsangestellten vorliegen. Die Beschaftig-
ten arbeiten an diesen Abenden freiwillig
und verdienen dabei sehr viel.
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Wir kénnen die Diskussion gerne noch viel
ausfuhrlicher fihren. Warum kann denn im
Sommer nicht jeden Donnerstag, Freitag
und Samstag bis 22:00 Uhr gedffnet sein?
Wieso mussen wir die Tische einklappen,
wenn es an einem lauen Abend um

24:00 Uhr noch 30 Grad Celsius hat? Wa-
rum kann man nicht weiterhin konsumieren?
Sie haben den Konsum vorhin ja auch mit
Wohlwollen gesehen. Also - warum kann
man da nicht noch ein Glaschen Wein oder
ein Bier trinken? Ich glaube, die Diskussion
ist vollig falsch. In der heutigen Zeit! Wir
sind eine Tourismusstadt. Wovon meinen
Sie leben die Unternehmerinnen in der
Stadt Innsbruck? Wovor haben Sie denn
Angst? Die Stadt Innsbruck lebt grofiteils
vom Tourismus.

(GR Federspiel: Nicht nur Innsbruck. Ganz
Tirol!)

Warum ist die Verlangerung der Ladendff-
nungszeiten flir Euch immer prinzipiell et-

was Schlechtes? Immer hore ich, dass die
Gewerkschaft dagegen sei etc.

Ich sage: Prinzipiell offenhalten. Schluss,
Punkt, aus, fertig.

GR"Moser: Wie GR™ Reisecker schon ge-
sagt hat, diskutieren wir nun bald nicht nur
halbjahrlich, sondern schon zweimonatlich
Uber dieses Thema. Ich bin nicht auf der
Seite von GR Vescoli, was ja nicht verwun-
derlich ist, weil ich Arbeitnehmerlinnenver-
treterin bin. Es liegt heute das Ergebnis der
Umfrage vor. Von 3.000 stimmberechtigten
Personen haben sich Uber 61 % beteiligt.
Davon haben zwei Drittel geantwortet, dass
sie diese langen Offnungszeiten nicht wol-
len. Ich denke, das sollte man nicht Gberho-
ren.

Bisher ist immer behauptet worden, die An-
gestellten seien alle zufrieden. GR Feder-
spiel und GR Vescaoli, ich glaube schon,
dass sich bei Euch diesbezuglich niemand
meldet! Die Betroffenen gehen namlich lie-
ber zur Kammer flr Arbeiter und Angestellte
fur Tirol (AK Tirol) oder zur Gewerkschaft.
Dort sind die Probleme bekannt - daher
wurde diese Urabstimmung auch durchge-
fuhrt.

Was mich am meisten stort, ist die Tatsa-
che, dass die Kultur zur Nebensache de-
gradiert wird. Jede/r ist mit einem Einkaufs-
sackerl unterwegs. Um 22:00 Uhr haben ei-
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nige schon zu viel getrunken und sind dann
in den Geschaften ein bisschen lastig. Der
massivste Kritikpunkt, der in der Umfrage
geaulert worden ist, war der der angebli-
chen Freiwilligkeit. Die Betroffenen flrchten
sich vor Konsequenzen, wenn sie an die-
sem Abend nicht arbeiten wollen. Es gibt
Personen, die angegeben haben, nach La-
denschluss mit den o6ffentlichen Verkehrs-
mitteln nicht mehr nach Hause zu kommen.
Wohnt man z. B. im Sellraintal, ist man auf
Freundinnen oder Verwandte angewiesen,
die einen abholen. Von der Kinderbetreuung
brauchen wir gar nicht erst anzufangen, ich
will ja nicht alles wiederholen.

Ich finde es tragisch, dass wir hier immer
wieder Uber dieses Thema diskutieren mis-
sen. Es sollte endlich eine einheitliche Re-
gelung und einen Eventkollektivvertrag ge-
ben. Damit wir nicht immer als Stadt Inns-
bruck zu Lasten der Arbeithehmerlnnen Be-
schlisse fassen.

GR Mag. Stoll: Es ist wirklich mihsam,
daruber zu diskutieren. Meine Argumente
werden sich jetzt nicht wesentlich von frihe-
ren Aussagen unterscheiden. Genau so,
wie das bei meinen Vorrednerlnnen der Fall
war. Eines ist klar: Der Wohlstand kommt
nicht von der Frau Holle. Soweit sind wir
uns wohl einig. Wer schafft denn die Ar-
beitsplatze? Leiten wir es doch von der Ba-
sis her. Es sind die Unternehmerinnen. Ich
habe noch nie jemanden von der Gewerk-
schaft gesehen, die/der einen Arbeitsplatz
geschaffen hatte.

(GR Federspiel: Doch, seinen eigenen!)

Unternehmerlnnen sorgen fur Arbeitsplatze.
Mir geht es bei der Sache auch um den
Wirtschaftsstandort Innsbruck. Er wird hier
nur mehr negativ gesehen. Welches Bild
transportieren wir denn nach auflen? Dass
alles schlecht sei! Das kann es doch nicht
sein!

Auch das Wort "Arbeit" ist hier so negativ
konnotiert. Warum? Arbeit gehdrt zum Le-
ben wie Freizeit, Sonntag, Urlaub oder was
auch immer. Dafur hat jede Arbeitnehmerin
den Anspruch auf eine faire Entlohnung. Die
Leistungstragerinnen der Gesellschaft sind
sowohl die Unternehmerlinnen als auch die
Arbeitnehmerlinnen, die diese bendtigen.
Das Gemeinsame sollte nach auf3en auch
dargestellt werden.
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Das Auseinanderdividieren von Konzernen
und Einzelhandel kann es doch auch nicht
sein! Ich glaube, es haben das letzte Mal
600 Betriebe mitgemacht. Die 599 Konzer-
ne muss ich noch suchen. Ich bin an die-
sem Abend auch in der Stadt gewesen - al-
lerdings nicht, um einzukaufen. Vielmehr
habe ich mit einigen Einzelhandlerinnen ge-
redet, die ihre Lokale nicht in der Maria-
Theresien-StralRe, sondern etwas abseits
betreiben, aber trotzdem bei diesem Event
mitgemacht haben. Sie haben sich vor lau-
ter Andrang fast nicht mehr retten kénnen!
Rabattschlacht hin oder her - jede Unter-
nehmerln muss das fur sich entscheiden, ob
sie Ware herschenken oder einen stolzen
Preis verlangen will.

Die Frage: "Wollt Ihr Mitarbeiterlnnen per-
sonlich langer arbeiten?" kdnnte man ver-
gleichen mit "Wollt Ihr persodnlich mehr
Steuern zahlen?" Ich kann mir vorstellen,
was darauf geantwortet werden wiirde. Was
soll denn bei so einer Frage schon heraus-
kommen?

Bei dieser Umfrage wurde auch noch der
Zusammenhang mit der Sonntagsoéffnung
hergestellt. Dieses Thema steht aber Uber-
haupt nicht zur Debatte und wird auch in
absehbarer Zukunft nicht spruchreif werden.

Noch etwas: Arbeitet man etwa bei der Ret-
tung oder im Krankenhaus nicht am Abend?
Oder bei der Polizei, der Feuerwehr, beim
Bundesheer oder der Mobilen Uberwa-
chungsgruppe (MUG)? Wir alle rufen dort
gerne an, wenn es bei den Nachbarlnnen
ein bisschen zu laut ist.

Wenn das Unternehmertum so schlecht ist,
dann frage ich mich schon, was passiert,
wenn bloderweise einmal Kundlnnen weg-
brechen, obwohl serids gearbeitet wurde,
und die Insolvenz da ist. Ohne Fahrlassig-
keit. Dann kommt namlich der grof3e Auf-
schrei, dass Arbeitsplatze verloren gehen!
Aber genau die werden ja durch Euch und
Eure Aussagen verhindert! Ich kann mich
GR Vescoli anschliel3en, wenn er meint, im
Urlaub wollen wir schon alle diese Belebung
am Abend haben. Und bei uns regen wir
uns auf, wenn zweimal jahrlich fir insge-
samt vier Stunden (bis 21:00 Uhr ist die La-
dendffnung ja schon gesetzlich geregelt)
langer gedffnet ist! Also man muss da
schon die Kirche im Dorf lassen.
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Jetzt mache ich noch einen kurzen Ausblick
uber die Grenzen Tirols hinaus. Bei den
Landtagswahlen in Oberdsterreich haben
sich ja angeblich alle so gut geschlagen,
und trotzdem waren die Ergebnisse dann
schlecht. Aber es gibt schon einen Grund,
warum dort etwas daneben gegangen ist -
das ist die Wirtschaftsfeindlichkeit. Es gibt
einen grofen Betrieb, der heil3t Pottinger
Landtechnik (Alois Péttinger Maschinenfab-
rik Ges.m.b.H.) und einen, der nennt sich
Felbermayr (Felbermayr Holding GmbH,
Felbermayr Bau GmbH & Co KG, Felber-
mayr Transport- und Hebetechnik GmbH &
Co KG). Vielleicht sind diese Betriebe eini-
gen von Euch bekannt.

Alleine die Felbermayr-Gruppe hatte

400 Arbeitsplatze geschaffen. Sie wollte ih-
ren Standort am alten Flughafen in Wels
ausweiten. Was ist passiert? Es wurde ver-
hindert! Einerseits stellen wir uns immer hin
und sagen, dass wir Arbeitsplatze benoti-
gen, weil ja auch die Arbeitslosenquote
steigt. Andererseits wird alles nur mehr ver-
hindert.

Bei den Einkaufsabenden sind ja doch kei-
ne Verbrecherlnnen am Werk! Hier geht es
um Leute, die ganz legal ihre Produkte an-
bieten. Diese Events kommen in der Bevol-
kerung sehr gut an, wie man das letzte Mal
sehen konnte. Gott sei Dank hat ja auch
das Wetter mitgespielt. Die Strallen waren
bei der innsbruck@night voll!

Wenn wirklich alles so schlecht ware, wa-
rum wirden dann so viele Leute in die Stadt
kommen? Am nachsten Tag, einem Sams-
tag, gab es Protestveranstaltungen oder so
etwas Ahnliches. Ich bin gerade in einem
Geschaft gestanden, neben einem Ehepaar
aus Deutschland. Es war der 03.10., der
Tag der deutschen Einheit. Drauf3en wurde
gegen den Syrienkrieg oder so etwas de-
monstriert. Die Touristinnen haben gemeint,
das konnten sie zuhause auch haben, daflr
mussten sie nicht extra herkommen. Was
sie suchen, das sei Genuss.

Das durfen sie auch! Denn wir sind gleich
dabei, wenn es um die Steuerleistung und
die Abgaben geht. Haben wir namlich keine
Steuerzahlerlnnen mehr, dann gibt es auch
keine Jobs, keine Einnahmen und keine
Sozialleistungen mehr. Dann kénnen wir
auch die schénen € 400.000,-- fir die Poli-
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zei nicht mehr verteilen. Davon spricht aber
nie jemand!

Wir vertreten hier also diametral entgegen-
gesetzte Ansichten. Wenn vier Stunden be-
lastend sind, dann hort sich fiir mich alles
auf. Ich lade jede/n gerne ein, selbstandig
ein Produkt zu verkaufen und sich am freien
Markt zu messen. Nicht immer hier drin in
der geschitzten Werkstatte sitzen und tber
etwas sprechen, wovon man nichts ver-
steht!

GR Onay: Beide Seiten haben hier Recht.
Natirlich haben die Mitarbeiterinnen Recht,
es gibt dazu ja auch eine Umfrage. Aber
auch die Wirtschaftstreibenden haben
Recht. Dabei geht es hauptsachlich um die
grol3en, denn von den kleinen Geschaften
haben viele ja geschlossen. Die Leute ge-
hen auch wirklich gerne in die Einkaufszen-
tren und das Preisdumping findet auch statt.

Gleichzeitig muss man schon sagen, dass
die Verantwortlichen des Innenstadtvereins
nicht ganz ungeschickt sind. Oder vielleicht
ein bisschen, denn letztes Jahr ist etwas mit
dem Antrag schief gegangen. Er wies un-
terschiedliche Qualitaten auf. Zum einen
ging es um die Grunduberlassung. Zum an-
deren um zuséatzlichen Férderungen, damit
Tanzerlnnen von aullerhalb gesponsert
werden konnen. GR" Reisecker hat das
schon wunderbar auf den Punkt gebracht.
Diese Vorgangsweise muss man wirklich
kritisieren.

Aber zurlick zur Geschicklichkeit des Innen-
stadtvereins. Ich zitiere kurz aus dem An-
tragsschreiben:

"... der Innenstadtverein ersucht Sie um lhre
Unterstutzung bei der Vorbereitung dieser
innovativen Kulturprasentation."

Wir haben einen Kulturausschuss, in dem
beraten wird, was férderungswiurdig ist und
was nicht. Wir diskutieren oft stundenlang
Uber einzelne Projekte. Ich sehe forde-
rungswurdige Kulturarbeit in der Stadt Inns-
bruck woanders, nicht im Konsumrausch.
Niemand hat etwas gegen Konsum. Hier
gibt es aber keinen kulturellen Wert mehr,
nur mehr Kaufrausch und Preisdumping.

Einen kulturellen Wert hatte die Veranstal-
tung dann, wenn die Mitwirkenden nicht zu-
gekauft waren. Dass sich viele Tanzgrup-
pen bei diesem Event nicht wertgeschatzt
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fuhlen, das hat man letztes Jahr bei dem
ganzen medialen Hin und Her gesehen.

Viele Male haben wir im Gemeinderat nun
schon Uber solche Veranstaltungen gespro-
chen. Am Anfang war ich der Einzige, der
dagegen gestimmt hat. Mittlerweile sind wir
schon mehrere. Es werden vielleicht auch
noch einige dazukommen.

Die Streitereien waren aber eigentlich gar
nicht notwendig, wiirde unser Landes-
hauptmann es endlich hinbekommen, ein-
heitliche Regelungen zu schaffen. Er sollte
sich mit den Sozialpartnerlnnen hinsetzen
und ein Konzept erstellen.

Hier gibt es schon lange ein Versaumnis.
Daher bitte ich die Innsbrucker Volkspartei
(OVP), mit dem Landeshauptmann zu re-
den, damit wir nicht jedes Jahr wieder aufs
Neue hier diskutieren mussen, was wir un-
terstitzen wollen und was nicht.

Wir brauchen mehr Respekt vor allen Kul-
turinitiativen in der Stadt Innsbruck. Sie
mussen oft zittern, ob sie eine Kulturférde-
rung bekommen oder nicht. Wird zufallig ge-
rade ein Wirtschaftsprojekt eingebracht, das
den Konsumrausch unterstitzt, dann heifdt
es, das sei eine Kulturprasentation. Wir ha-
ben flr kulturelle Veranstaltungen mittler-
weile Qualitatskriterien, durch die wir gut
unterscheiden kénnen, was forderungswur-
dig ist und was nicht. Und dann kommt so
ein Antrag daher und es heift, das muss
geférdert werden.

Damit diese strukturelle "Heuchelei" (bitte,
ich meine damit niemanden persdénlich, will
niemanden angreifen) nicht mehr méglich
ist, braucht es endlich ein Machtwort von
Seiten des Landeshauptmanns.

(GR Federspiel: Ihr sitzt doch auch in der
Tiroler Landesregierung!)

Landeshauptmann Platter kann das sicher
alleine regeln, er braucht uns nicht dazu.
Aber man kann ihn ja darum bitten, endlich
die Initiative zu ergreifen. Im Sinne des so-
zialen Friedens, damit die Gewerkschaft
keine Umfrage mehr machen muss. Und
damit sich die Arbeitgeberlnnen nicht auf
die Arbeitnehmerlnnen einschief3en - mit
der Behauptung, diese wollten der Gesell-
schaft den Wohlstand wegnehmen. Das ist
namlich Gberhaupt nicht wahr!
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Ich denke, die ganze Angelegenheit konnte
man viel friedlicher und reibungsloser ab-
handeln, wenn es klare Strukturen gebe.

GR" MMag.? Traweger-Ravanelli:

GR" Reisecker, Du hast gesagt, Du gehst
an diesen Abenden mit offenen Augen
durch die Stadt Innsbruck. Dann musstest
Du auch sehen, dass diese Veranstaltungen
wirklich ein Gewinn sind - und zwar fur alle
Beteiligten. Ich meine damit nicht nur die
Unternehmerinnen, sondern auch die Gas-
te, die Einheimischen und auch die Mitar-
beiterlnnen. Es ist so, dass die Angestellten
ja nicht alle gezwungen werden, an diesen
Abenden zu arbeiten. Hatte Eure Umfrage
andere Fragestellungen zugelassen, dann
hattet Ihr herausgefunden, dass viele bei
diesen Events gerne arbeiten.

Die Angestellten haben namlich dadurch die
Moglichkeit eines Zusatzverdienstes. Sie-
werden auch sicherlich nicht alle Rabenel-
tern sein, die die Kinder an diesen Abenden
alleine zuhause lassen. Das alles ist doch
an den Haaren herbeigezogen!

Es braucht einfach ab und zu auRerge-
wohnliche Events und Akzente, um einen
Standort attraktiv zu machen und zu halten.
In der Folge bringt das Impulse fur die Wirt-
schaft. So werden Arbeitsplatze gesichert
und neue geschaffen. Solche Veranstaltun-
gen machen die Stadt Innsbruck fir alle an-
ziehend. Umso unverstandlicher ist die Het-
ze der Gewerkschaft im Vorfeld der inns-
bruck@night, die schon fast klassenkampfe-
risch war. Das hat sich die Stadt Innsbruck
nicht verdient! So etwas gehoért in ein ande-
res Jahrhundert. Mir scheint, die Sozialde-
mokratische Partei Osterreichs (SPO) ist
wirklich zeitlich steckengeblieben!

(GR™ Reisecker: Bitte zwischen der Sozial-
demokratischen Partei Osterreichs {SPO}
und der Gewerkschaft zu unterscheiden!)

Heute wurde ein Folder der Gewerkschaft
ausgeteilt. Es wird darin gefordert, dass die
Angestellten zwei Wochen im Voraus infor-
miert werden mussen, wenn sie bei solchen
Events zum Einsatz kommen. Das machen
die Unternehmerinnen. Die Arbeitsleistun-
gen nach 20:00 Uhr sollen mit 100 % Zu-
schlag vergutet werden. Auch das ist richtig
und wird - wie alle anderen arbeitsrechtli-
chen Vorgaben - eingehalten.
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Sollte es schwarze Schafe geben, so finde
ich es richtig, wenn das aufgezeigt wird.
Aber bitte sagt mir doch, wie viele Anzeigen
bzw. Beschwerden es im Endeffekt gege-
ben hat? GR™ Reisecker, Du sagst immer
nur, es hatte viele gegeben. Aber wie viele
waren es tatsachlich? Welche Unternehmen
hat das betroffen?

Weiters nennst Du immer die grof3en Ein-
kaufszentren mit den Geschaftsketten. Ja,
es stimmt, die gibt es. Wenn man aber z. B.
ins Einkaufszentrum dez schaut, da gibt es
auch viele kleine Handelsbetriebe, die bei
dieser Veranstaltung ebenso die Moglichkeit
haben, bis 23:00 Uhr offen zu halten. Wirde
man die Zentren ausschlieRen, trafe das
auch diese kleinen Geschafte.

GR" Reisecker, Du hast weiters gesagt,
dass sich zwei Drittel der Befragten dahin-
gehend ausgesprochen hatten, an diesen
Abenden nicht arbeiten zu wollen. Gut,
passt, sie mussen ja nicht. Es ist ja nicht so,
dass sie alle dann dazu gezwungen wur-
den. Wie GR Mag. Stoll gesagt hat, arbeiten
viele an diesen Abenden gerne.

GR Onay, die Einladung, wir sollten als
Innsbrucker Volkspartei (OVP) auf Landes-
ebene Einfluss nehmen, die kann ich auch
an Euch weitergeben. Die Innsbrucker Gru-
nen (GRUNE) kénnten auch an ihre Partei-
kolleglnnen auf Landesebene herantreten,
damit es endlich zu einer einheitlichen Re-
gelung kommt.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: Ich
mochte darauf aufmerksam machen, dass
die Wirtschaftskammer Tirol (WKO) ihre
Mitglieder zu bestimmten Themen befragt.
Das gleiche Recht steht auch der Gewerk-
schaft zu.

GR Dr. Stemeseder: Ich finde es interes-
sant, dass man Arbeitskampf mit Volksver-
hetzung gleichsetzt. Das finde ich wirklich
verwegen! GR Mag. Stoll hat vorhin Frau
Holle bemuht. Ich persdnlich glaube nicht
an Marchen, das ist nicht wirklich Thema fur
mich. Obwohl es ja immer auch eine mytho-
logische Komponente gibt. Aber ich glaube
an das Christkind! Nicht, weil es mir Ge-
schenke bringt, sondern die Erlosung!

Ich sage, wehret den Anfangen! Jetzt haben
wir die innsbruck@night, und dann kommt
der Sonntag dran. Schon einmal habe ich
an dieser Stelle den franzdsischen Sozialis-

GR-Sitzung 15.10.2015



ten und Anarchisten Proudhon zitiert, der
Moses gepriesen hat, weil er den Sklaven-
treibern den Sonntag madig gemacht hat,
indem er die Sonntagsruhe eingefiihrt hat.
Ich will in keinem Staat leben, wo es heilit,
wir sind Kaiser und Richard Lugner macht
aus ganz Osterreich eine Lugner-City. In
Wabhrheit ist er ndmlich flach wie eine
Briefmarke! Warum glaubt lhr denn, dass er
sich seit 15 Jahren zum Idioten macht? Too
big to fail? Nein, das trifft nicht zu! Er ist
Mitglied der Society und deshalb wird er
nicht fallig gestellt. Guten Tag!

Das sind beinharte Wahrheiten. Man soll
uns bitte nicht fir vollkommen deppert ver-
kaufen. Ich weil}, wie hoch die durchschnitt-
lichen Schulden einer Osterreichischen
Gastronomlin sind. Wenn ich in ein Hotel
hineingehe, dann weil} ich nach 15 Minuten,
was los ist. Da brauche ich nur zuzuschau-
en.

StR Gruber: Vieles, was bisher gesagt
wurde, ist richtig. Auf manches mochte ich
noch kurz replizieren. GR Onay, wenn Du
sagst, dass sich viel verandert, dann muss
ich erwidern, ja Gott sei Dank hast auch Du
Dich verandert. Letztes Jahr hast Du noch
von den Innenstadt-Kapitalistinnen gespro-
chen. Das habe ich heute nicht vernommen.
Daruber bin ich ganz glucklich.

Dann wurde von Dir noch das Kulturpro-
gramm bzw. die Beurteilung, was Kultur ist
und was nicht, angesprochen. GR Onay, ich
glaube nicht, dass man einer Combo, die
sonst auch beim Tanzsommer auftritt, den
kulturellen Wert absprechen kann. lhr Tun
ist weltweit anerkannt. Zu sagen, diese
Gruppen seien die Handlanger des Kapita-
lismus und die anderen Kulturinitiativen
wurden ausgegrenzt, das entspricht ja auch
nicht ganz der Wahrheit. Warum sich diese
minderwertig behandelt gefuhlt haben, das
ist mir heute noch nicht schlissig.

Ich war darlber enttduscht und ich glaube,
da sollten sich die Innsbrucker Griinen
(GRUNE) und auch Du an der Nase neh-
men. Ich weild nur, dass es eine Pressekon-
ferenz gegeben hat und ich mit manchen
Mitgliedern dieser Organisationen gespro-
chen habe. Da ist es um ein politisches
Thema gegangen. Ich habe den Geschafts-
fihrer des Tanzsommers Innsbruck, Josef
Resch, nicht sagen hoéren, diese Gruppen
waren nur Hampelmanner. Vielleicht sollten
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sich jene Kulturinitiativen, die wir zu Recht
unterstitzen und férdern, tUberlegen, warum
sie dann bei diesem Teil - namlich bei der
Standortsicherung und einem Event, wo
100.000 Menschen beteiligt sind -, nicht
mitmachen.

Noch kurz eine Replik auf Bgm.-

Stellv." Mag.? Pitscheider. Ja, sicher, Um-
fragen kann jede/r machen. Ich méchte aber
festhalten, dass Eure Mitglieder im Stadt-
senat dem Antrag auch zugestimmt haben.
Es ist nicht so, dass die Innsbrucker Griinen
(GRUNE) plétzlich auf der kommunistischen
Schiene waren.

Ich mdchte wirklich die Diskussion dariber
fihren, warum sich diese Tanz- und Kultur-
vereine letzten Endes dann zuriickgezogen
haben. Ich finde das schade! Die Innen-
stadt-Kaufleute sind nicht die Innenstadt-
Kapitalisten. GR™ Reisecker, bei aller Wert-
schatzung, Du sprichst immer von den klei-
nen Handelsbetrieben. Ich mdchte gerne
einmal wissen, wer das ist! Wie GR

Mag. Stoll habe auch ich mit ein paar klei-
nen, individuellen Unternehmen gesprochen
- die Ubrigens auch im Einkaufszentrum dez
und im Kaufhaus Tyrol angesiedelt sind.

Weiters habe ich auch mit einigen Unter-
nehmerlnnen gesprochen, die ihre Laden in
einer SeitenstralRe betreiben. Und soll ich
Euch etwas sagen? Die meisten haben ge-
sagt, dass diese Events eine tolle Geschich-
te sind. Ich glaube nicht, dass sie mich an-
gelogen haben. Auch wenn vielleicht der
Umsatz nicht so groRRartig war - weil die Ra-
batte bei den groRen Geschaften leichter
gehandhabt werden kdnnen -, so war es auf
alle Falle ein groRartige Werbung fir den
Handelsstandort.

Ich kenne beide Seiten: Ich war Gewerk-
schaftsfunktionar und bin jetzt auch Mitglied
einer Gewerkschaft. Gleichzeitig war ich
auch unternehmerisch tatig und auch als
Gesellschaftervertreter aktiv. Die Debatte
greift jedes Mal zu kurz. Ja, Landeshaupt-
mann Platter sollte einmal eine Entschei-
dung treffen, keine Frage. Es gibt von allen
Seiten Einflussfaktoren, auch die OVP
selbst ist da sehr breit aufgestellt. Ich habe
die Diskussionen im Wirtschaftsbund ge-
nauso erlebt wie beim Osterreichischen Ar-
beiterinnen- und Angestelltenbund (OAAB).
Ich habe es Prasident Zangerl gegenuber
schon einmal formuliert: Wenn die Frage
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des Standortes und des Arbeitnehmerln-
nenschutzes an zwei oder vier Abenden
scheitert, dann gehen wirklich auch die Ar-
beitnehmervertreterlnnen am Thema vorbei.

Wir sind als Handelsstandort im Wettbe-
werb mit dem Internet-Handel und mit den
Grol3konzernen, das muss man schon be-
denken. In der Gewerkschaft, in der ich tatig
war, furchtet man sich vor den Entwicklun-
gen, die globalisiert ablaufen. Aulder eine
Hotelzimmer-Bestellung Gber booking.com
kaufe ich nichts tber das Internet ein. Ich
schaue, dass ich den Handelsstandort
Innsbruck unterstitze. Bitte nehmt Euch alle
einmal selbst an der Nase!

Ich glaube, es ist zu kurz gefasst, wenn
man immer schwarz-weil malt und das
Thema auf Gewerkschaft gegen Unterneh-
merlnnen reduziert. Es braucht einmal eine
praktikable Losung. Wenn das Gesetz mo-
mentan schon nicht viel zulasst, dann bin
ich dem Innenstadt-Verein sogar dankbar,
dass er so innovativ ist, und den Abend mit
einem Kulturevent verbindet. Bis heute ha-
be ich noch nicht erkannt, was daran
schlecht sein soll.

Nun noch ein Wort zur geringen Wertschat-
zung. Ich war bei der letzten Shopping-
Night dabei. Ich habe daruber intern im
OAAB-Bezirksvorstand auch mit dem Prési-
denten der Kammer flr Arbeiterinnen und
Angestellte fur Tirol (AK Tirol) gesprochen.
Wenn schon mehr als die Halfte der Mitglie-
der dieses Gremiums bei der inns-
bruck@night dabei sind und von mir dort
auch als Besucherlnnen gesehen werden,
dann frage ich mich, wie konsequent man
eigentlich handelt. Beide Seiten sollten ein-
mal die Waffen niederlegen. Ich muss
schon sagen, GR" Reisecker, da war die
Gewerkschaft wirklich nicht besonders hilf-
reich. Die drei Fragen auf diese Weise zu
stellen, das ist nicht richtig austariert. Und
das sage ich als Gewerkschaftsmitglied.

Ich glaube, es wirde der Gewerkschaft gut
anstehen zu aufRern, dass sie bereit ist,
liber dieses Thema zu diskutieren. Uber die
Sonntags-Offnung spreche ich auch nicht -
als Christdemokrat und als christdemokrati-
scher Gewerkschafter. Ich bin gegen die
Sonntagsarbeit, keine Frage. Aber auch hier
sind wir nicht konkludent. Denn wie viele
Menschen missen am Sonntag Dienst ma-
chen? Wenn wir ins Gasthaus gehen oder
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sonstige Dienstleistungen beanspruchen?
Daher braucht es endlich einmal einen Kol-
lektivvertrag und eine klare Regelung. Im-
mer sprechen wir Uber das Gleiche. Wir
kénnten schon copy and paste machen.

Viermal im Jahr einen Einkaufsabend zu
machen, um den Standort und die Arbeits-
platze zu sichern, das halte ich nicht fir
falsch. Wir leben im Jahr 2015! Wir miissen
als Kommune Uber dieses Thema immer
nachdenken. Ihr kennt die Entwicklung des
Flachenmanagements, was den Bedarf an
Handelsflachen anbelangt. Das ist eine
wirklich dramatische Geschichte, wenn man
sich vor Augen flhrt, dass in den nachsten
Jahren vielleicht ein Viertel der Handelsfla-
chen nicht mehr gebraucht wird, weil die
Menschen ihre Einkaufe noch verstarkter
uber das Internet abwickeln werden. Das
macht mir Sorgen und dagegen missen wir
Signale setzen. Da kann z. B. so ein Abend
auch fur kleine Geschafte - auch wenn der
Umsatz vielleicht nicht so Uberragend ist
wie bei anderen, die sich die Rabatte bes-
ser leisten kdnnen -, eine Chance bedeuten.

Daher sollte man das Thema von beiden
Seiten beleuchten. Ich glaube, zwei oder
vier solche Abende sind verkraftbar und
koénnen vielleicht auch von den Gewerk-
schaften und ihren Mitgliedern im Sinne des
Handelsstandorts Innsbruck irgendwann
positiv bewertet werden. Wenn man das
nicht macht, dann hat man immer noch die
Entscheidung der Innsbruckerlnnen.
100.000 bis 120.000 Leute waren bei der
letzten innsbruck@night vor Ort. Das hat
der Stadtsenat festgestellt.

(StR Mag. Fritz: Nein, das ist falsch.)

In Ordnung, dann hat es halt andere Zah-
lungen gegeben. Das hattest Du aber sagen
mussen. Ich habe Deinen Widerspruch im
Stadtsenat nicht wahrgenommen. Ich glau-
be, die Zahl stimmt. Die Stadt Innsbruck ist
Gesellschafterin der Innsbrucker Stadtmar-
keting GmbH. Sie hat das letzte Mal 80.000
Besucherlnnen gezahlt. Auch das ist wohl
eine klare Antwort, die man einfach zur
Kenntnis nehmen muss.

GR" Reisecker, ja, vielleicht hat die/der eine
oder andere Handelsangestellte auch Sor-
ge, ihrer bzw. seiner Arbeitgeberln zu sa-
gen, dass sie/er an diesem Abend nicht ar-
beiten mochte. Deswegen ist es ja wichtig,
dass die Interessensvertretungen mit inren
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Mitgliedern debattieren und in die Realitat
einsteigen.

Ich bin eigentlich nicht unglicklich, dass wir
jedes Mal diese Diskussion hier fihren, weil
dadurch inhaltlich auch die Grenzen aufge-
zeigt werden. Vielleicht kbnnen wir auch
den Impuls mitgeben, dass Landeshaupt-
mann Platter durch eine Verordnung die
Thematik endlich einmal gesetzlich regelt.

GR Onay: Zur tatsachlichen Berichtigung!
Als wir das letzte Mal diese Diskussion hat-
ten, bin ich genau auf diesen Vorwurf ein-
gegangen. Ich glaube, Du warst gerade auf
der Toilette, StR Gruber. Bei allem Respekt,
ich habe nicht gesagt, die Innenstadt-
Kaufleute waren Kapitalistinnen. Ich habe
von der Denkweise gesprochen und es In-
nenstadt-Kapitalismus genannt. Alles steht
und fallt mit der Wertschatzung. Das war
der Knackpunkt. Dazu werde ich in meiner
nachsten Wortmeldung nahere Ausfihrun-
gen machen.

GR Grunbacher: Das hier ist wirklich eine
Murmeltier-Diskussion, wie sie im Buche
steht. Allerdings macht so etwas dieses Ho-
he Haus auch wieder lebhaft.

Eigentlich dreht es sich hier ja auch um die
Nachhaltigkeit in der Politik. Ich habe grofR-
tes Verstandnis dafiir, dass die Wirtschafts-
vertreterlnnen diese Position im Sinne der
Wirtschaft einnehmen. Ich habe auch das
groRte Verstandnis fur unsere Position, die
wir die Arbeithnehmerlnnenseite vertreten.
Wessen Geistes Kind man ist erkennt man
aber schon auch daran, wessen Sprache
man spricht. Es kann ja nicht der Tod der
Wirtschaftsférderung sein, wenn man zwei-
mal jahrlich diese Veranstaltung nicht mehr
hat. Vielmehr ist so eine Verlangerung der
Arbeitszeit der Beginn von mehr -

GR Vescoli hat es ja schon erwahnt, dass
man diese langen Abende von Donnerstag
bis Samstag machen koénnte! Genau in die-
se Richtung geht es und das ist unser An-
liegen!

Nein, es handelt sich nicht um zwei Abende
im Jahr! Wenn man die Tur einen Spalt weit
aufmacht, dann zieht gleich die Unver-
schamtheit ein. Das ist dann die Folge -
vier, acht, zehn solche Abende. Wo ist die
Grenze? Der Gipfel der Geschichte ist
dann, wenn man das Ganze mit irgendwel-
chen Events behlbscht. Da bin ich wirklich
fur Ehrlichkeit. Wenn man schon langere
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Offnungszeiten genehmigt, dann soll man
bitte endlich gesetzliche Rahmenbedingun-
gen vorlegen.

Skurril wird es, wenn eine Partei in den
Wiener Bezirken Favoriten, Simmering und
Ottakring eine Mehrheit hat ...

(StR Pechlaner: In Ottakring haben wir die
Mehrheit!)

Stimmt. Was ich sagen wollte - wenn die
Freiheitliche Partei Osterreichs (FPO) in
diesen Bezirken die Mehrheit hat, wo wirk-
lich nicht die "Gestopften" leben, und dann
eine Wirtschaftspolitik vertritt, bei der die
Arbeitnehmerlnnen immer noch mehr und
mehr arbeiten missen, das ist dann wirklich
eine Nachhaltigkeitsfrage. Offenbar dreht
man es sich gerade so, wie man es beim
jeweiligen Klientel braucht.

Ich diskutiere liebend gern mit einer Wirt-
schafterln, da weil} ich dann, woran ich bin.
Aber ich tu mich schwer bei Leuten, die in
Simmering 42 % der Wahlerlnnenstimmen
haben und mir dann den Kapitalismus erkla-
ren wollen.

GR'" Dengg: Ich komme aus einer Branche,
die diese Debatte einfach lacherlich findet.
Das gebe ich ehrlich zu. Ich habe 27 Ar-
beitsjahre hinter mir, wo es Ublich ist, dass
die Arbeitszeit jenseits von 24:00 Uhr endet.
Zudem noch 12 Jahre mit Sonntagsarbeit,
GR" Reisecker. Ich bin weder krank gewor-
den noch gestorben. Wenn ich mir heute die
Arbeitslosenzahlen anschaue, dann sind die
Debatten hier drin wirklich unbegreiflich. So
wie Frau Blrgermeisterin muss ich mich
jetzt entschuldigen, dass ich emotional wer-
de. Das ist einfach lacherlich. Es geht um
zwei oder drei Shopping-Nachte, um nichts
anderes. Wenn man an diesen Abenden in
die Stadt Innsbruck geht, sieht man, dass
sie rappelvoll ist. Diese Events werden also
von den Menschen gerne in Anspruch ge-
nommen.

Was ist denn eigentlich mit all jenen, die in
der Gastronomie, bei der Feuerwehr oder
bei der Rettung arbeiten? Sie missen das
ganze Jahr bis Mitternacht oder langer ar-
beiten. Das ist anscheinend vdllig egal.
Wenn aber zweimal im Jahr eine Shopping-
Nacht ist, dann kommt der Aufschrei. Ob wir
in Simmering gewonnen haben oder nicht,
GR Griinbacher, das hat mit mir persénlich
nichts zu tun. Ich lebe und arbeite dort nicht.
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Wenn ich aber als Gastronomin solche Wor-
ter hore wie Konsumrausch oder dass die
Diskussion den Innsbrucker Gemeinderat
beleben wirde - dazu kann ich nur sagen,
dass es auch in anderen Orten in Tirol (wie
Hall, Schwaz oder Rattenberg) diese Ein-
kaufsnachte gibt. Dariber liest man nie et-
was in der Zeitung! In der Stadt Hall haben
die Geschafte bis 24:00 Uhr offen. Das geht
sang- und klanglos mit viel Erfolg fiir die
Geschéftsleute Uber die Blihne. Und was
machen wir? Wir machen jedes Jahr eine
Staatstragddie draus. Daflir sind gewisse
Leute hier drin verantwortlich, die anschei-
nend meinen, das Geld kame vom Banko-
maten. Die Kommunalsteuer aber, die an
diesen Abenden anfallt, die ist jeder/m Ein-
zelnen hier recht. Auch Euch, die lhr diese
Events jetzt massiv bekrittelt.

GR Mag. Kogler: Die Verordnung Uber die
Ladendffnungszeiten stammt ja eigentlich
aus dem Antiquariat. Ja, GR Griunbacher,
ich gebe Dir Recht. Meine Groleltern bzw.
Eltern haben ein Geschaft in der Birger-
stralde. Ich kann mich erinnern, es gab eine
Mittagszeitverordnung. Man musste damals
Uber Mittag zusperren. Gott sei Dank gibt es
das jetzt nicht mehr, denn man muss sich
schon den Entwicklungen anpassen. Dass
die Geschafte am Samstag Nachmittag of-
fenhalten durfen, gibt es auch noch nicht so
lange. Damit wir wettbewerbsfahig bleiben,
mussen solche Nachjustierungen aber im-
mer wieder erfolgen. Der Internet-Handel
hat 24 Stunden gedffnet, das muss man
einberechnen. Ich bin froh, dass wir hier in
die richtige Richtung gehen. Man muss sich
offnen und flexibel sein.

Naturlich sind arbeitsschutzrechtliche Best-
immungen einzuhalten, das ist ja keine Fra-
ge. Die Rahmenbedingungen missen ge-
schaffen werden. Aber, GR™ Reisecker, es
kann auch nicht sein, dass man wieder mit
so plakativen AuBerungen daherkommt wie
mit einem dreijahrigen Kind, das in der
Nacht aufwacht und nach Mama und Papa
schreit. GR Grunbacher, das ist gleich un-
angebracht wie Deine Aussagen, dass eine
Zweizimmerwohnung € 1.000,-- Miete kos-
tet. Das sind Behauptungen, die so einfach
nicht stimmen.

Es ist auch schon angesprochen worden,

dass man im Handel noch diese letzte Bas-
tion der C")ffnungszeiten hat, die es in vielen
anderen Branchen nicht mehr gibt. Im Tou-
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rismus, vor allem im Gastgewerbe, arbeitet
jeder Lehrling ab 19 Jahren bis 23:00 Uhr.
Das ist gang und gabe. Auch hier muss
man darauf schauen, dass die Rahmenbe-
dingungen passen.

Von meiner Seite gibt es ein eindeutiges Ja
zu diesem Antrag - mit dem Hinweis, dass
die Bestimmungen zum Arbeitnehmerin-
nenschutz klar geregelt gehoéren.

GR™ Mag.? Yildirim: Es klingt alles super -
Wettbewerbsfahigkeit, Reduzierung der Ar-
beitslosenzahlen - da gebt |hr mir ja regel-
recht das Stichwort. Ich wundere mich, dass
gesetzlich vorgesehene und demokratie-
und gesellschaftspolitisch so wichtige Ein-
richtungen wie Gewerkschaften oder Arbei-
terlnnen- und Angestelltenkammern fir ihre
ureigenste Aufgabe dermalden kritisiert
werden. Ich verstehe das nicht!

Die Gewerkschaften sind nicht aktiv gewor-
den, weil ihnen die Arbeit ausgegangen ist
und ihnen fad war. Nein, weil sich die Be-
schwerden gehauft haben! Mir ist eine Stu-
die bekannt - ob sie aktuell ist, weil} ich al-
lerdings nicht. Sie besagt, dass pro Jahr in
Osterreich 303 Mio. Uberstunden geleistet
werden. Davon wird jede flinfte nicht abge-
golten, das heildt, es gibt dafir keine Ent-
lohnung oder Zeitausgleich. Das ist der
Grund, warum die Gewerkschaft zum Gliick
ihre Aufgabe wahrnimmt und aktiv wird.

Sie weil}, dass die letzte Wirtschaftskrise
uns derartig an den Rand gebracht hat, so-
dass sich nun viele, vermeintlich freiwillig
Uberstunden leistende, Arbeitnehmerinnen
nicht mehr trauen zu sagen, dass sie ei-
gentlich nicht eingeteilt werden wollen. Sie
kdénnen das oft nicht mit den familiaren Ver-
pflichtungen in Einklang bringen und haben
auch ein Problem mit den Ruhezeiten. Sie
trauen sich aber nicht, das zu duf3ern, im
Wissen, dass sie sonst ihren Job los sind,
auf den schon zehn andere warten.

In diesem Bereich von einer Freiwilligkeit zu
sprechen, ist also fast zynisch. Warum ist
jede Umfrage mit lediglich 400 oder

500 Teilnehmerlnnen - oder sogar noch
weniger -, legitim, exemplarisch und aussa-
gekraftig? Und hier, wo fast 2.000 Gewerk-
schaftsmitglieder befragt wurden, wird die
Legitimitat bezweifelt? Warum glaubt lhr,
werden den Gewerkschaften und den
Kammern fir Arbeiterlnnen und Angestellte
die Turen eingerannt? Das liegt daran, dass
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die Betroffenen sich zwar erkundigen, sich
in letzter Konsequenz aber nicht trauen,
diese Forderungen in einem aufrechten
Dienstverhaltnis geltend zu machen. Das ist
der Grund!

Es ist wichtig, dass die Gewerkschaften ihre
Aufgabe wahrnehmen, die Betroffenen un-
terstitzen und mit ihnen auf die Stral3e ge-
hen.

303 Mio. Uberstunden im Jahr! Vielleicht
sind es inzwischen sogar noch mehr. Ich bin
daflr, sie zu reduzieren, indem wir neue Ar-
beitsplatze schaffen. Offensichtlich ist die
Arbeit vorhanden, es gibt den Bedarf. Wir
brauchen auch Arbeitsplatze, und zwar qua-
litative, von denen eine Person auch leben
kann. Nicht immer nur geringfligige oder
Teilzeit-Arbeitsverhaltnisse, von denen ein/e
Normalsterbliche/r nicht leben kann. Das
sind die Realitaten!

Zur Partei, die sich an die Fahnen heftet,
die kleinen Burgerinnen zu vertreten, moch-
te ich sagen, dass es auch Eure Aufgabe
ist, hier aufmerksam zu machen. lhr haltet
immer die christlich-sozialen Werte so hoch.
Dann lebt sie endlich auch! Weg von diesen
Liberalisierungen und dem Schonreden -
nichts anderes ist das namlich in meinen
Augen.

Sprecht mit den Betroffenen! Sie werden
Euch sagen, dass die Ruhezeiten nicht ein-
gehalten werden. Die Angestellten gehen
erst nach 23:00 Uhr aus dem Geschaft, und
zwar nach einer Reihe von Belastigungen,
bei denen ihnen niemand Schutz gewahrt.
Das Sicherheitsthema wird so grof3 ge-
schrieben - aber wie viel Sicherheit haben
Frauen, die im Geschaft stehen, wenn ein
Betrunkener hineinkommt, rempelt und das
Regal fast umwirft? Oder wenn Diebstahle
passieren? Wie sollen sich denn die Frauen
wirklich wehren?

Das sind die Realitaten und die muss man
ernst nehmen. Wenn wir schon eine Traditi-
on der Sozialpartnerschaften haben, dann
gehort das auf einer gesetzlichen Basis
ausverhandelt und klar gestellt. Dass es je-
des Mal eine Diskussion gibt, wundert mich
naturlich nicht, weil wir uns mit einem Pro-
Beschluss in einem Graubereich bewegen.
Wirden wir das Gesetz und die Verordnun-
gen genau anschauen, wissten wir alle,
dass der Antrag im Widerspruch dazu steht.
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GR Dr. Stemeseder: Ich fasse mich jetzt
ganz kurz, mochte aber Folgendes sagen,
damit es im Protokoll festgehalten wird:

Ich mdchte fir den Folder der Gewerkschaft
mein Kompliment ausdricken. Das ist tat-
sachlich direkte Demokratie in Form von
(das sage ich jetzt widerwillig) Burgerlnnen-
beteiligung. Burger, Wurger.

Volksbeteiligung ware mir lieber, Volk ist
das viel schénere Wort. Blrgerlnnen, das
ist die Bourgeoisie. Das sind die Gestopf-
ten. Nein, fiir sie mache ich keine Politik.
Wir PIRATEN wollen von Euch allen die
Freaks! Wir wollen nur die Auf3enseiterin-
nen und die Deklassierten! Nur die Kdmpfe-
rinnen.

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: GR
Dr. Stemeseder, bitte sprechen Sie zum
Themal

GR Dr. Stemeseder: Das ist direkte Demo-
kratie, solche Ja-Nein-Fragen. Wirde man
auf dem Nachrichtensender n-TV zum zwei-
ten Mal fragen, ob Mutti Merkel die Fllcht-
lings- ...

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: GR

Dr. Stemeseder, zum zweiten Mal: Bitte
sprechen Sie zum Thema! Bundeskanzlerin
Dr." Merkel ist hier nicht relevant!

GR Dr. Stemeseder: Doch, das ist jetzt
schon relevant. 92 % auern sich namlich
dahingehend, dass Kanzlerin Dr." Merkel
das Flichtlingsthema nicht im Griff hat. Wir
lernen, dass die Schwarmintelligenz - jetzt
geht es um den Ausschuss fur Burgerin-
nenbeteiligung, Petitionen und Zivilgesell-
schaft - mathematisch belegbar ist. Das
sind nicht alles Trotteln! Das ist bewiesen
seit dem 17. Jahrhundert durch Marie Jean
Antoine Nicolas Caritat, Marquis de
Condorcet.

(GR Mag. Stoll: Ich hab nicht von Trotteln
gesprochen! Hoér zu! Und wenn Du es nicht
horen kannst, dann schneide Dir die Haare
ab!)

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: Ich bitte
darum, jetzt nicht tief zu werden!

GR Onay: Die Situation ist nicht immer
gleich. Das Einzige, was gleich bleibt, sind
wir. Wir sitzen hier wieder so wie vor zwei
Jahren. Das erste Mal, als ich dazu eine
Rede gehalten habe, mit Bezug auf die So-
zialpartnerschaft etc., da war ich noch allei-
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ne auf weiter Flur! Ich kann mich noch erin-
nern, dass GR Griinbacher eine flammende
Rede fir die Shopping-Night gehalten hat.
Die SPO hat geschlossen fiir den Antrag
gestimmt. Ja, es hat einen Protokollvermerk
gegeben, aber zugestimmt haben alle.

Ich war der Einzige, der dagegen war. Das
kann man gerne im Protokoll nachlesen.

Lassen wir kurz die ganze Diskussion hier
im Gemeinderat beiseite und schauen uns
an, was dann passiert ist: Im Jahr darauf
hat es plotzlich einen Aufstand gegeben. Ich
habe zuvor schon aufmerksam gemacht,
dass es den Betroffenen nicht so taugt.

StR Gruber hat sich ja vorhin gefragt, was
eigentlich das Problem bei der Langen
Nacht des Tanzes war. 18 von 24 Gruppen
haben sich von dieser Veranstaltung verab-
schiedet. Das waren nicht zwei oder drei,
nein, es waren 18! Es gab ein Kommunika-
tionsproblem. Geschéaftsfuhrer Resch ist auf
die Bitte, das Gesprach zu suchen, einfach
nicht eingegangen. Er hat das Ganze her-
untergespielt und ist dann aber plétzlich
draufgekommen, dass sich fast alle verab-
schiedet haben. Das Theater Innstanz, die
Tanzschule Polai, dance experience von
Amy Pedevilla und noch ein paar wenige
sind Ubriggeblieben. Alle anderen sind weg-
gebrochen.

Die Position der SPO hat sich deshalb ver-
andert, weil die Gewerkschaft Druck ausge-
ubt hat. Inzwischen wurden Umfragen ge-
macht und es liegen Folder auf. Das Leben
hat sich verandert, es ist nicht alles gleich
geblieben. Die Probleme werden im Lauf
der Jahre nicht kleiner, solange keine ge-
setzliche Regelung auf dem Tisch liegt und
die Rahmenbedingungen nicht geklart sind.
So, wie es ausschaut, sagen langsam auch
die Betreiberlnnen der kleinen Geschafte,
dass sich die Verkaufsabende nicht rentie-
ren und sie nicht mehr offenhalten wollen.
Sie mussen feststellen, dass die Groen die
Umsatze machen und sie hochstens noch
Privatpartys veranstalten konnen. Ich hore
das immer wieder.

Dann stellt sich fir uns schon die Frage:
Wen wollen wir schiitzen? Die kleinen Un-
ternehmerinnen? Wollen wir, dass das
kleinstrukturierte Pradl lebt? Oder wollen wir
die GroRRen unterstlitzen, die sich im Endef-
fekt durchsetzen werden?
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Wir fuhren jetzt also nicht mehr die gleiche
Diskussion, sondern alles verandert sich.
Die Probleme werden nicht weniger, son-
dern mehr. Wenn wir sie nicht regeln und
[6sen, wird es immer noch schlimmer. Ge-
nau das habe ich am Anfang angesprochen.
Man verhalt sich hier so ungeschickt! Es
ware eine gute Sache und man konnte das
alles klaren und sich die Vorgehensweise
untereinander ausmachen. Die Unterneh-
merlnnen sollen Gewinne machen und die
Kulturtreibenden ihr Geld bekommen. In-
zwischen ist das ja eh so. Damals hatten
die einheimischen Tanzgruppen nichts be-
kommen, die Spezialtruppen aber schon.

Man soll das Ganze nicht kaputt machen,
indem man die Gewerkschaften, die Sozial-
partnerinnen und die Betroffenen nicht ein-
bindet. So soll es nicht sein.

Ich unterstlUtze die Veranstaltung prinzipiell
- meine Fraktion sowieso. Nur werde ich
heute - wie schon die letzten Male -, als
Einziger aus unseren Reihen dagegen
stimmen.

GR'" Reisecker: Toll, dass jedes Mal die
gleichen Argumente kommen und ich mich
jedes Mal wieder damit befassen darf. Ers-
tens, GR Onay, wir haben damals als SPO
gesagt, dass die Stadt Innsbruck nicht die
Kompetenz hat, ja oder nein zur Einbindung
der Einkaufszentren (die ja unser Problem
sind) in die Veranstaltung zu sagen. Der
Beschlussvorschlag, so wie er da steht, ist
soweit in Ordnung. Das wurde damals auch
mit den Gewerkschaftsvertreterinnen abge-
sprochen. Wir haben allerdings die Bedin-
gung formuliert, dass die Stadt Innsbruck
die Botschaft an den Landeshauptmann
weiterleitet. Dementsprechend haben wir
einen Vertrauensvorschuss gegeben.

Es war immer klar, wenn das nicht funktio-
niert, dann werden wir in Zukunft dagegen
stimmen. Nun, es hat nicht geklappt, das
Problem liegt seit Jahren auf dem Tisch.
Das war die Genese, also bitte ich Dich,
GR Onay, zum wiederholten Male, die Un-
terstellung, wir hatten freudig und voll Eifer
zugestimmt, nicht weiter zu verfolgen.

Zweitens: Ich habe immer wieder gehort -
etwa von GR Mag. Stoll, es ginge ja nur um
vier Stunden im Jahr. Das ist eine de ju-
re/de facto-Frage. Theoretisch kann man
bis 21:00 Uhr offenhalten. In der Realitat hat
kaum ein Geschaft so lange Offnungszei-
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ten. Die meisten halten bis 18:30 Uhr oder
19:00 Uhr offen. Aber lange nicht alle, viele
sperren weitaus friher zu. Wenn man sich
so um 19:30 Uhr in das Einkaufszentrum
Sillpark bewegt, da ist es dann ziemlich
leer. Dass die Umsatzzahlen wirklich stim-
men, das stelle ich schwer in Frage. Auch
andere tun das.

Vor etwas mehr als einem Jahr haben wir
von zwei Stunden gesprochen. Inzwischen
sind vier Stunden das Thema. Darum geht
es uns! Das Ganze weitet sich aus! Insofern
war auch die Verbindung, die die Gewerk-
schaft zur Sonntags-Ladendffnung herge-
stellt hat, legitim. Der Thematik wird Schritt
fur Schritt die Tire gedffnet. Wir werden un-
ter Umstanden bzw. mit ziemlich hoher Si-
cherheit irgendwann Uber sechs Stunden
pro Jahr sprechen. Oder von Tagen. Das ist
heute ja schon von Seiten der FPO ange-
dacht worden - von einer Partei der "kleinen
Leute"! Sie tritt hier ganz klar als Wirt-
schaftspartei auf und vertritt ganz andere
Interessen.

Auch die christlich-soziale Partei, die Inns-
brucker Volkspartei (OVP), sendet die glei-
che Botschaft.

Naturlich haben die Beschéaftigten im Gast-
gewerbe oder bei der Rettung lange Ar-
beitszeiten. Aber wir sprechen hier von an-
deren rechtlichen Grundlagen, anderen Kol-
lektivvertragen. Ich werde das wohl bei je-
der Diskussion wiederholen mussen, bis es
vielleicht endlich ankommt: In Osterreich
gibt es keine einheitliche Entlohnung - nein,
es gibt unterschiedliche Léhne bzw. Gehal-
ter. Im Handel gibt es erst seit Kurzem ei-
nen Mindestlohn von € 1.500,-- brutto mo-
natlich. Das mochte ich erwahnen, um den
Mitgliedern des Gemeinderates vor Augen
zu fuhren, von welchen Einkommen wir hier
sprechen.

Dazu muss man dann noch wissen, dass
viele der Beschéftigten im Handel nicht
Vollzeit arbeiten, sondern Teilzeitangestellte
sind. Da bleibt am Ende vom Monat netto
wirklich nicht viel Gbrig! Ich méchte in Erin-
nerung rufen, dass unser Bezug als Manda-
tarlnnen des Gemeinderates brutto einen
Hauch hoher liegt als das, was die Ange-
stellten im Handel bekommen. Sie haben
aber durchwegs langere Arbeitszeiten als
so manche/r hier im Gemeinderat.

- 568 -

Der Internet-Handel wurde auch schon er-
wahnt. Die Wettbewerbsfahigkeit muss er-
halten bleiben. Ja, selbstverstandlich! Uber
das Internet kann man rund um die Uhr das
ganze Jahr Uber bestellen. Und wer liefert
das Paket? Die Postangestellten sind nicht
24 Stunden am Tag unterwegs, und auch
nicht am Sonntag. Wenn wir also vom Inter-
net-Handel sprechen, dann reden wir auch
davon, dass irgendwann die Paketdienste
und die Post Uber andere Arbeitszeiten
nachdenken werden. Wir sprechen davon,
dass die Bankoffnungszeiten ausgeweitet
werden. Das hangt alles zusammen! Dar-
Uber sprechen wir als Gewerkschaft und ich
bitte, diese Perspektive anzuerkennen.

Das alles muss man einbeziehen. Es geht
nicht um eine Debatte Uber zwei oder vier
Stunden. Sondern darum, dass das zu weit
mehr fihren kann bzw. wird, und es andere
Bereiche gibt, die betroffen sind.

Wir als Gewerkschafterlnnen wollen - und
das wird von der SPO unterstiitzt -, dass es
gesetzliche Rahmenbedingungen gibt, die
eingehalten werden mussen. Da ist die So-
zialpartnerschaft durch den Landeshaupt-
mann einzubeziehen, aber das geschieht
nicht. Dahin sollte man sich aber orientieren
und es sollte diesen Dialog geben. Wenn
die Gewerkschaften nicht als etwas Lasti-
ges gesehen werden oder der klassen-
kampferischen Hetze bezichtigt werden, so-
bald sie Interessen vertreten oder Presse-
gesprache fihren, dann ware ich sehr
glucklich. Ich bin gespannt, zu welcher L6-
sung wir bei der nachsten Shopping-Night
kommen!

Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider: Auf der
Rednerlnnenliste stehen noch drei Namen.

Ich stelle den Antrag

auf Schluss der Debatte gemaR § 31 Ge-
schaftsordnung des Gemeinderates
(GOGR).

Die vorgemerkten Rednerlnnen betrifft das
nicht, ihre Wortmeldungen werden wir noch
hdren.

Beschluss (einstimmig):

Der Antrag auf Schluss der Debatte wird
angenommen.

GR™ Mag.? Schwarzl: Ich bin erstaunt, dass
wir immer wieder Uber das Gleiche diskutie-
ren und jede/r sagt, man brauche eigentlich
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nur copy and paste zu driicken. Das ge-
schieht dann allerdings nicht, sondern es
wird geredet und geredet.

Die Rede von GR"™ Mag.? Yildirim habe ich
ganz ausgezeichnet gefunden. Da wurden
ganz wichtige Probleme aufgezeigt. Ich
glaube nur, dass das hier nicht der richtige
Ort dafur ist.

Wir beschlie3en heute nicht, ob die Lange
Nacht des Tanzes stattfinden darf oder
nicht. Vielmehr geht es um die Grunduber-
lassung fir die Durchfiihrung. So, wie wir es
auch bei den Markten etc. beschliel3en.
Auch wenn wir das heute nicht tun wirden,
dann wiurde ich als Innenstadtverein schlau
sein und eine Demonstration anmelden. Da
hatte ich dann quasi den gleiche Event, halt
in Form einer Demo mit Gauklerlnnenn und
Plakaten, wo draufsteht "Wir shoppen" usw.

Unsere stundenlangen Debatten sind ei-
gentlich irrelevant. Was hier geschieht,
nennt sich markieren. Nicht mehr und nicht
weniger.

GR Mag. Krackl: Ich méchte auf die Proto-
kolle der letzten Jahre zu diesem Thema
verweisen. Ich habe immer hinreichend
ausgefihrt, was ich von dieser Sache halte.
Noch einmal mochte ich festhalten, dass es
fir mich zumutbar ist, zweimal im Jahr eine
Verlangerung der Offnungszeiten zu ge-
nehmigen. Gleichzeitig appelliere ich an die
OVP, intern in ihrer Partei dafiir Sorge zu
tragen, dass die landesgesetzlichen Best-
immungen geandert werden und die Ge-
meinden Uber die Abhaltung selbst bestim-
men durfen. Dieser Eiertanz, der da jedes
Jahr stattfindet, ist mittlerweile unertraglich.

GR Mag. Stoll: Wenn ich es richtig ver-
standen habe, geht es der Gewerkschaft
nicht um die Verlangerung der Offnungszei-
ten zweimal im Jahr, sondern darum, dass
es nicht mehr wird.

Es gibt einzelne Geschafte, die jetzt schon
am Sonntag geoffnet sind. Ich glaube nicht,
dass dort nur die Unternehmerlnnen einkau-
fen, sondern auch viele Arbeitnehmerinnen.
Das mochte ich erwahnen.

Hier werden immer die Arbeitnehmerlinnen
als die Armen dargestellt. Aber wer macht
sich denn Gedanken darliber, was zu tun
ist, damit es das Unternehmen morgen
Uberhaupt noch gibt? Und wer arbeitet denn
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vielleicht sogar sieben Tage die Woche?
Vielleicht auch Tag und Nacht?

Geht alles gut, dann sagt jede/r, es war eine
schone Zeit, dort zu arbeiten. Lauft etwas
schief, dann hat man vielleicht zu viel Geld
ausgegeben. Diese Unternehmerln gibt es
ja wahrscheinlich auch, die sehr lange
Kopfweh hat.

In Frankreich hat man eine Arbeitszeitver-
kirzung eingefiuhrt auf 35 Stunden pro Wo-
che. Das ist I6blich. Aber es sind auch zig
Tausende oder sogar Hunderttausende In-
dustriearbeitsplatze vernichtet worden. Die
Leute sind jetzt arbeitslos. Da und dort gibt
es sogar Unruhen.

Das will ich bei uns nicht haben.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Nun haben wir
zwei Stunden lang diskutiert. Vielleicht sollte
man den Gemeinderat verpflichten, die De-
batte im Zuge der Shopping-Night zwischen
21:00 Uhr und 23:00 Uhr zu flhren.

Far mich ist das die weltfremdeste, altmo-
dischste Diskussion, die der Gemeinderat
fahrt! Wir sitzen hier drin im fein warmen
Plenarsaal. Drauf3en kann die Welt zusam-
menbrechen und wir diskutieren, ob wir nun
zweimal zwei Stunden langere Offnungszei-
ten genehmigen. Ich schliel’e mich der Mei-
nung von GR™ Mag.? Schwarzl an, dass das
ein reines Markieren und nichts anderes ist.
Weltfremd bis zum Geht-nicht-Mehr.

Was mich im Zusammenhang mit der Um-
frage der Gewerkschaft, ware ich dort Mit-
glied, am meisten schockieren warde, ist,
wie sang- und klanglos sie untergegangen
ist. Es hat keine o6ffentliche Aufregung ge-
geben. Es gab einen medialen Bericht und
damit war es erledigt.

Man misste als Gewerkschaft einmal in
sich gehen und Uberlegen, ob man eigent-
lich noch Themen vertritt, die die Menschen
bewegen.

Man hat bei den Events gesehen, dass viele
Leute da waren, die sich wohlgeflihlt haben.
Dort, wo etwas los ist, kommen auch ande-
re gerne hin. Das ist in Italien, Deutschland
und anderswo auch so.

In der Offentlichkeit diirfen wir das gar nicht
sagen, worum sich der Gemeinderat in tief-
greifenden ideologischen Auseinanderset-
zungen kiimmert. Auch dieses Auseinan-
derdividieren zwischen Arbeithehmerlnnen
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und der Wirtschaft wird so nicht funktionie-
ren! Es klappt, wenn Unternehmerinnen und
Arbeitnehmerlnnen gemeinsam nach vorne
gehen.

Das war mein Schlusswort, mehr mochte
ich dazu gar nicht mehr sagen. Ich bin ein-
fach erstaunt Uber diese Debatte. Offenbar
geht es uns hier so gut, dass wir uns mit
solchen Themen derart intensiv befassen
konnen.

Mehrheitsbeschluss (gegen GR™ Moser):

Der Punkt 1. des Antrags des Stadtsenates
vom 07.10.2015 (Seite 555) wird ange-
nommen.

Mehrheitsbeschluss (gegen SPO, GR Onay,
PIRAT und GR"™ Moser, 9 Stimmen):

Der Punkt 2. des Antrags des Stadtsenates
vom 07.10.2015 (Seite 555) wird ange-
nommen.

Schriftfihrerin Ciaghi dbernimmt die
Schriftfihrung.

33. V-KJ 8470/2015

Innsbrucker Schulerinnen- und
Schiilerbeirat, Leitung der Jungen
Talstation (ehemalige Hunger-
burg-Talstation) als Jugendzent-
rum, Jahressubvention sowie
Verwendung des Restbetrages
aus dem Jahr 2014

34. V-KJ 6826/2015

Erhohung der Betriebsbeitrage fur
private Kinderkrippen

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 16.09.2015:

Die Stadtgemeinde Innsbruck genehmigt
die Erhéhung der Foérdersatze von privaten
Kinderkrippen. Als Grundlage dient der vor-
liegende Gemeinderatsbeschluss vom
16.07.2015 Uber den Nachtragskredit von
€ 140.000,--.

Die gegenstandliche Subvention unterliegt
der Subventionsordnung der Stadtgemeinde
Innsbruck in der geltenden Fassung.

Bgm." Mag.® Oppitz-Plérer ibernimmt den
Vorsitz von Bgm.-Stellv." Mag.? Pitscheider.

35. Weiler Eveline (SPO), Angelobung

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 30.09.2015:

Der Innsbrucker Schiilerinnen- und Schi-
lerbeirat erhalt eine Jahressubvention in
Hoéhe von € 28.000,-- flir das Kalender-
jahr 2015.

Die Bedeckung erfolgt Uber die

Vp. 1/259010-757370, laufende Transfer-
zahlung, Forderung Jugendarbeit und Ju-
gendhilfe.

Weiters erfolgt die Zustimmung, dass ein
Restbetrag von € 9.000,-- aus der Jahres-
subvention 2014 im heurigen Jahr verwen-
det werden darf.

Die Anwesenden erheben sich von ihren
Sitzen.

Nach Verlesung der Geldbnisformel nach

§ 12 des Stadtrechtes der Landeshaupt-
stadt Innsbruck (IStR) leistet das Ersatzmit-
glied des Gemeinderates, Eveline Weiler
(SPO), mit den Worten "Ich gelobe" das Ge-
I6bnis in die Hand der Frau Burgermeisterin.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer unterbricht um
18:45 Uhr die Sitzung und setzt die Bera-
tungen nach Feststellung der Beschlussfa-
higkeit um 19:00 Uhr wieder fort.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer (ibergibt den
Vorsitz an Bgm.-Stellv. Kaufmann.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer referiert die
Subventionsantrage des Ausschusses fur
Soziales und Wohnungsvergabe vom
24.09.2015, da die Vorsitzende des Aus-
schusses, GR" Keuschnigg, erkrankt und
die Stellvertreterin, GR" Dr." Pokorny-
Reitter, entschuldigt ist.
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36. Subventionsantréage des Aus-
schusses fir Soziales und Woh-
nungsvergabe

36.1 Tiroler Seniorenbund; Jahressub-

vention

GR Mag. Krackl: Ich melde bei den Punk-
ten 1. und 2. fir unsere Fraktion Stimment-
haltung an.

GR™ Mag.? Schwarzl: Ich melde bei den
Punkten 1. und 2. fur die Innsbrucker Gru-
nen Stimmenthaltung an.

GR Kritzinger: Ich melde Stimmenthaltung
an.

Beschluss (bei Stimmenthaltung von Fl,
GRUNE und GR Kritzinger, 18 Stimmen;
einstimmig):

Dem Tiroler Seniorenbund wird eine Jah-
ressubvention in Héhe von € 13.000,-- ge-
nehmigt.

36.2 Pensionistenverband Osterreichs;
Jahressubvention

Beschluss (bei Stimmenthaltung von FI und
GRUNE, 17 Stimmen; einstimmig):

Dem Pensionistenverband Osterreichs wird
eine Jahressubvention in Hohe von
€ 12.800,-- genehmigt.

36.6 Z6-Streetwork, Verein Z6 - zur
Forderung von Jugendsozial-, Ju-
gendkultur- und Jugendfrei-

zeitarbeit; Sondersubvention

Mehrheitsbeschluss (gegen RUDI und FPO,
6 Stimmen):

Der Einrichtung Z6-Streetwork, Verein Z6 -
zur Forderung von Jugendsozial-, Jugend-
kultur- und Jugendfreizeitarbeit wird eine
Sondersubvention in Hohe von € 1.300,--
genehmigt.

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Ausschusses
fur Soziales und Wohnungsvergabe fir den
Bereich "Soziales" werden unter Berlck-
sichtigung vorstehender Abstimmungen
gemal Beilage genehmigt.

- 571 -

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer ibernimmt den
Vorsitz von Bgm.-Stellv. Kaufmann.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Einige von
Euch, die bei der Tagung des Stadtebundes
teilnahmen, haben bereits den Bildband
"Stadtmenschen". Es gibt noch drei Exemp-
lare, die entnommen werden kdnnen.

GR™ Dr." Krammer-Stark referiert die
Subventionsantrage des Ausschusses flr
Bildung und Gesellschaft vom 22.09.2015:

37. Subventionsantrage des Aus-
schusses flr Bildung und Gesell-
schaft

37.1 Bereich "Unterricht und Bildung"

GR Kunst: Ich ersuche um getrennte Ab-
stimmung bei Punkt 2.

37.1.2 Haus der Begegnung der Didzese
Innsbruck; Jahressubvention

Mehrheitsbeschluss (gegen RUDI und FPO,
6 Stimmen):

Dem Haus der Begegnung der Ditzese
Innsbruck wird zum Zweck der Bildungs-
haus-Erwachsenenbildung eine Jahressub-
vention von € 8.000,- genehmigt.

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Ausschusses
fur Bildung und Gesellschaft fur den Bereich
"Unterricht und Bildung" werden unter Be-
rucksichtigung vorstehender Abstimmung
gemal Beilage genehmigt.

37.2 Bereich "Frauen”
Beschluss (einstimmig):

Der Subventionsantrag des Ausschusses
fur Bildung und Gesellschaft fir den Bereich
"Frauen" wird gemal Beilage genehmigt.
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37.3 Bereich "Kinder- und Jugendfor-
derung”

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Ausschusses
fur Bildung und Gesellschaft fiir den Bereich
"Kinder- und Jugendférderung" werden ge-
mal Beilage genehmigt.

37.4 Bereich "Private Kinderbetreu-
ungseinrichtungen” - Investiti-
onsbeitrage

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Ausschusses
fur Bildung und Gesellschaft fur den Bereich
"Private Kinderbetreuungseinrichtungen" -
Investitionsbeitrage werden gemal’ Beilage
genehmigt.

GR™ Dr." Moser referiert die Antrage des
Kulturausschusses vom 15.09.2015:

38. Subventionsantrage des Kultur-
ausschusses
38.3 Schauspiel Innsbruck; Jahressub-

vention

GR" Dipl.-Ing." Sprenger: Ich mochte
mich bei den Punkten 3. und 4. konsequen-
terweise der Stimme enthalten, nachdem
ich das auch im Kulturausschuss gemacht
habe.

GR Onay: Ich habe mich auch im Kultur-
ausschuss der Stimme enthalten. Das nicht
deshalb, da ich jemanden besonders gut
kenne. Ich kenne einige von denen und bin
froh dartber. Ich finde, dass die Arbeit der
jetzigen Schauspielschule, die es bereits
gibt, sehr gut ist und dort uber Jahre hinweg
gut gearbeitet wurde. Vielen Dank an Lore
Muhlburger flr die jahrelange gute Arbeit.
Sie ist heute hier anwesend ist. Ich glaube,
seit 13 Jahren leitet sie die Schauspielschu-
le. Ich denke mir, dass die Stadt Innsbruck
nicht zwei Schauspielschulen bendtigt. Eine
Schauspielschule, zu der wir uns bekennen,
ist gut und sollte sein.

Es wurden im Vorhinein zum Teil sehr un-
schone Diskussionen gefuhrt. Dazu wirde
ich gerne etwas sagen. Das, was wir dort
erlebt haben, war Kultur, die wir so nicht un-

-572 -

terstitzen und auch nicht haben wollen. Ge-
rade im Schauspielbereich arbeite ich und
auch andere daflir, dass zusammengehal-
ten wird. Im Schauspielbereich haben alle
genug Schwierigkeiten, sobald sie aus der
Schule herauskommen. Die Schauspiel-
schule sollte dabei eine Ubergeordnete Ba-
sis spielen, die alles abdeckt.

Die Diskussion im Vorhinein hat aus meiner
Sicht leider einiges an Streitereien innerhalb
der Schauspielszene geschaffen. Auf bei-
den Seiten haben sehr ehrenwerte Perso-
nen wirklich eine Rolle gespielt und die Kul-
tur- und Schauspielentwicklung in dieser
Stadt wirklich mitgepragt und mitgestaltet.
Wir bekennen uns wirklich zu dieser gesam-
ten Arbeit und schatzen sie.

Die € 0,-- gehen fur mich in Ordnung. Ja,
die andere Schauspielschule sollte nicht ge-
fordert werden. Ich glaube, bei der jetzigen
Schauspielschule liegt die Verantwortung
ziemlich bei Lore Muhlburger und bei allen
anderen, die mitgearbeitet oder auch mitge-
stritten haben, damit wieder Ruhe und Frie-
de in die Schauspielszene kommt und wirk-
lich auch die inhaltlichen und kulturellen In-
teressen, die ich niemandem absprechen
mdchte, gewahrt sind und wir weiterhin, ge-
nau so wie bisher, auf die Akteurinnen und
Akteure in der Schauspielszene, aber auch
auf die Schauspielschule in der Stadt Inns-
bruck, stolz sein konnen.

In diesem Sinne gilt diese Stimmenthaltung
bei Punkt 3. und 4. Wir werden uns das jetzt
naturlich ansehen und hoffentlich, falls man
uns bendtigt, auch unseren Teil dazu bei-
tragen, dass Frieden wird und wir weiterhin
auch zu dieser bereits bestehenden Schau-
spielschule stehen kénnen.

GR Dr. Stemeseder: Ich mdchte einfach
wissen, warum die anderen kein Geld erhal-
ten. GR Onay sagt, weil es bereits eine
Schauspielschule gibt. Ich habe alles Mogli-
che in der Pipeline - Drehbuch und was
auch immer. Ich bin ein Freak, deshalb bin
ich nicht férderungswirdig. Ich mdchte ein-
fach wissen, wie die politische Begrindung
lautet, warum Klaus Rohrmoser nichts er-
halt. Ich kenne ihn Gberhaupt nicht, kann ihn
aber anrufen. Das werde ich machen.
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Mehrheitsbeschluss (bei Stimmenthaltung
von GR" DI" Sprenger und GR Onay,
2 Stimmen; gegen PIRAT):

Der Subventionsantrag des Kulturaus-
schusses fur die Jahressubvention 2015/16
fur den Verein Schauspiel Innsbruck in H6-
he von € 0,-- wird genehmigt.

38.4 Schauspiel Innsbruck; Sonder-
subvention

Beschluss (bei Stimmenthaltung von
GR" DI" Sprenger und GR Onay,
2 Stimmen; einstimmig):

Der Subventionsantrag des Kulturaus-
schusses fur den Verein Schauspiel Inns-
bruck flir einmalige Vorbereitungskosten in
Hohe von € 0,-- wird genehmigt.

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Kulturaus-
schusses werden unter Berucksichtigung
vorstehender Abstimmungen gemaf Beila-
ge genehmigt.

GR Mag. Krackl referiert die Antrage des
Ausschusses flr Stadtentwicklung, Wohn-
bau und Projekte vom 01.10.2015:

39. 11 13512/2014

Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. WI - B21, Wilten, Bereich west-
liche Pastorstralde, Betriebsge-
baude Innsbrucker Verkehrsbe-
triebe und Stubaitalbahn GmbH
(IVB), Basilika Wilten, Pramonstra-
tenserweg, DuilestralRe und A 12
Inntal-Autobahn, gemaf § 56

Abs. 1 TROG 2011, 2. Entwurf

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist ist zum 1. Entwurf eine Stellungnahme
eingegangen. Diese liegt dem Akt im Origi-

nal bei.

Die Stellungnahme richtet sich gegen die
Festlegungen auf der Liegenschaft Pra-
monstratenserweg 5 und wurde im Bericht
der Mag.-Abt. Ill, Stadtplanung, Stadtent-
wicklung und Integration, der dem Akt bei-
liegt, ausfihrlich behandelt.
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Im gegenstandlichen 2. Entwurf wird der
Stellungnahme Rechnung getragen. Gleich-
zeitig werden in anderen Bereichen Anpas-
sungen der Festlegungen vorgenommen.

Der Ausschuss flir Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Die Auflage des Entwurfes des Bebauungs-
planes Nr. WI - B21, Wilten, Bereich westli-
che Pastorstralde, Betriebsgebaude Inns-
brucker Verkehrsbetriebe und Stubaitalbahn
GmbH (IVB), Basilika Wilten, Pramonstra-
tenserweg, Duilestralle und A 12 Inntal-
Autobahn, gemalf § 56 Abs. 1 TROG 2011,
2. Entwurf, wird beschlossen.

Die Auflagefrist wird gemal § 66 Abs. 3
TROG 2011 auf zwei Wochen herabgesetzt.

40. Maglbk/9526/SP-BB-DH/1

Entwurf des Bebauungsplanes
und Erganzenden Bebauungspla-
nes Nr. DH - B11, Dreiheiligen, Be-
reich zwischen Siebenkapellen-
areal, Ing.-Etzel-Stral3e, Biener-
stralle und Kapuzinergasse sowie
Sebastian-Scheel-Strale 18 (als
Anderung der Bebauungsplane
Nr. DH - B3, Nr. DH - B4 und

Nr. DH - B4/1), gemal § 56 Abs. 1
und 2 TROG 2011

GR Mag. Krackl: Der Ausschuss flr Stadt-
entwicklung, Wohnbau und Projekte emp-
fiehlt dem Gemeinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Die Auflage des Entwurfes des Bebauungs-
planes und Erganzenden Bebauungsplanes
Nr. DH - B11, Dreiheiligen, Bereich zwi-
schen Siebenkapellenareal, Ing.-Etzel-
Stralde, Bienerstralle und Kapuzinergasse
sowie Sebastian-Scheel-StraRe 18 (als An-
derung der Bebauungsplane Nr. DH - B3,
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Nr. DH - B4 und Nr. DH - B4/1), gemaR § 56
Abs. 1 und 2 TROG 2011, wird beschlos-
sen.

41. Maglbk/12588/SP-FW-HO/1

Entwurf des Flachenwidmungs-
planes Nr. HO - F27, Hotting, Be-
reich zwischen Schneeburggasse,
BrandjochstralRe, Botanikerstralie
und Klausener StrafRRe (als Ande-
rung des Flachenwidmungsplanes
Nr. HO - F1), gemaR § 36 Abs. 2
TROG 2011 und § 111 Abs. 4
TROG 2011

GR Mag. Krackl: Der Ausschuss flr Stadt-
entwicklung, Wohnbau und Projekte emp-
fiehlt dem Gemeinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses fur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Die Auflage des Entwurfes des Flachen-
widmungsplanes Nr. HO - F27, Hétting, Be-
reich zwischen Schneeburggasse, Brand-
jochstralie, Botanikerstral’e und Klausener
StraRe (als Anderung des Flachenwid-
mungsplanes Nr. HO - F1), gemaR § 36
Abs. 2 TROG 2011 und § 111 Abs. 4
TROG 2011, wird beschlossen.

Gleichzeitig wird gemaR § 70 TROG der Be-
schluss Uber die dem Entwurf entsprechen-
den Anderungen des Flachenwidmungspla-
nes gefasst, wobei dieser Beschluss jedoch
erst dann rechtswirksam wird, wenn inner-
halb der Auflagefrist keine Stellungnahme
zum Entwurf von einer hierzu berechtigten
Person oder Stelle abgegeben wird.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Flachen-
widmungsplanes treten alle im Planungsbe-
reich vorausgehenden Widmungen aul3er
Kraft.
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42. Maglbk/12263/SP-FW-HW/1

Entwurf des Flachenwidmungs-
planes Nr. HW - F36, Hotting-
West, Bereich Kranebitter Allee 30
und Speckweg la sowie Bereich
Lohbachufer 6 bis 6d und Vogele-
bichl 15a (als Anderung des Fla-
chenwidmungsplanes Nr. HW -
F1), gemal 8§ 36 Abs. 2

TROG 2011

GR Mag. Krackl: Der Ausschuss flr Stadt-
entwicklung, Wohnbau und Projekte emp-
fiehlt dem Gemeinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses fur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Die Auflage des Entwurfes des Flachen-
widmungsplanes Nr. HW - F36, Hotting-
West, Bereich Kranebitter Allee 30 und
Speckweg 1a sowie Bereich Lohbachufer 6
bis 6d und Végelebichl 15a (als Anderung
des Flachenwidmungsplanes Nr. HW - F1),
gemal § 36 Abs. 2 TROG 2011, wird be-
schlossen.

Gleichzeitig wird gemal § 70 TROG der Be-
schluss Uber die dem Entwurf entsprechen-
den Anderungen des Flachenwidmungspla-
nes gefasst, wobei dieser Beschluss jedoch
erst dann rechtswirksam wird, wenn inner-
halb der Auflagefrist keine Stellungnahme
zum Entwurf von einer hierzu berechtigten
Person oder Stelle abgegeben wird.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Flachen-
widmungsplanes treten alle im Planungsbe-
reich vorausgehenden Widmungen aul3er
Kraft.

43. Maglbk/12257/SP-BB-PR/1

Entwurf des Bebauungsplanes
und Erganzenden Bebauungspla-
nes Nr. PR - B16, Pradl, Bereich
"nordlicher und stdlicher Lang-
block" zwischen Amthorstralle,
LangstralRe und Gumppstralle,
geman § 56 Abs. 1 und 2

TROG 2011

GR Mag. Krackl: Die privatrechtliche Absi-
cherung des Projektes liegt vor.
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Der Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Die Auflage des Entwurfes des Bebauungs-
planes und Erganzenden Bebauungs-
planes Nr. PR - B16, Pradl, Bereich "nérdli-
cher und sudlicher Langblock" zwischen
Amthorstralle, Langstralte und Gumppstra-
Re, gemal § 56 Abs. 1 und 2 TROG 2011,
wird beschlossen.

Gleichzeitig wird gemaR § 66 TROG der Be-
schluss Uber die dem Entwurf entsprechen-
de Erstellung des Bebauungsplanes ge-
fasst, wobei dieser Beschluss jedoch erst
dann rechtswirksam wird, wenn innerhalb
der Auflagefrist keine Stellungnahme zum
Entwurf von einer hierzu berechtigten Per-
son oder Stelle abgegeben wird.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Bebau-
ungsplanes treten alle im Planungsbereich
vorausgehenden bebauungsplanmafigen
Bestimmungen aul3er Kraft.

44, Maglbk/12129/SP-BB-RE/1

Entwurf des Erganzenden Bebau-
ungsplanes Nr. RE - B11/2, Pradl-
Reichenau, Bereich zwischen Rei-
chenauer Stral3e, Fennerstralle,
Oswald-Redlich-Straf3e und Prinz-
Eugen-StraRe (als Anderung des
Bebauungsplanes Nr. RE - B1),
gemal § 56 Abs. 2 TROG 2011

GR Mag. Krackl: Der Ausschuss fur Stadt-
entwicklung, Wohnbau und Projekte emp-
fiehlt dem Gemeinderat einstimmig:

Mehrheitsbeschluss (gegen RUDI, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses flur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Die Auflage des Entwurfes des Erganzen-
den Bebauungsplanes Nr. RE - B11/2,
Pradl-Reichenau, Bereich zwischen Rei-
chenauer Stral’e, Fennerstralle, Oswald-
Redlich-Stralle und Prinz-Eugen-StralRe (als
Anderung des Bebauungsplanes Nr. RE -
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B1) gemal § 56 Abs. 2 TROG 2011, wird
beschlossen.

45. Maglbk/12589/SP-FW-IN/1

Entwurf des Flachenwidmungs-
planes Nr. IN - F22, Innsbruck-
Innenstadt, Bereich Innrain 3 (als
Anderung des Flachenwidmungs-
planes Nr. 80/et), gemaf § 36
Abs. 2 TROG 2011

GR Mag. Krackl: Der Ausschuss flr Stadt-
entwicklung, Wohnbau und Projekte emp-
fiehlt dem Gemeinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses fur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Die Auflage des Entwurfes des Flachen-
widmungsplanes Nr. IN - F22, Innsbruck-
Innenstadt, Bereich Innrain 3 (als Anderung
des Flachenwidmungsplanes Nr. 80/et),
gemal § 36 Abs. 2 TROG 2011, wird be-
schlossen.

Gleichzeitig wird gemaR § 70 TROG der Be-
schluss Uber die dem Entwurf entsprechen-
den Anderungen des Flachenwidmungspla-
nes gefasst, wobei dieser Beschluss jedoch
erst dann rechtswirksam wird, wenn inner-
halb der Auflagefrist keine Stellungnahme
zum Entwurf von einer hierzu berechtigten
Person oder Stelle abgegeben wird.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Flachen-
widmungsplanes treten alle im Planungsbe-
reich vorausgehenden Widmungen aul3er
Kraft.
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46. Maglbk/9238/SP-FW-WI/1

Flachenwidmungsplan Nr. WI -
F24, Wilten, Bereich zwischen
BrennerstraRRe, Osterreichische
Bundesbahnen (OBB), A 12 Inntal-
Autobahn und Egger-Lienz-Stralie
(als ganzliche oder teilweise An-
derung der Flachenwidmungspla-
ne Nr. 10v, Nr. 80bj, Nr. 80/ej,

Nr. 80/hg, Nr. 85/n und Nr. 753),
geman § 36 Abs. 2 sowie § 111
Abs. 4 TROG 2011

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist sind sieben Stellungnahmen einge-
gangen. Eine weitere Stellungnahme ist
verspatet eingelangt, wird jedoch gleicher-
malfen behandelt. Drei Stellungnahmen be-
treffen inhaltlich den Flachenwidmungsplan,
die weiteren funf ausschliel3lich Aspekte
des gleichzeitig aufgelegenen Bebauungs-
planes Nr. WI - B23.

Eine Stellungnahme bezieht sich auf die
Umwidmung von Gewerbe- und Industrie-
gebiet in Mischgebiet mit Beschrankung und
fordert zur Sicherung des bestehenden Be-
triebes die Beibehaltung der bestehenden
Flachenwidmung. Die Osterreichischen
Bundesbahnen (OBB) fordern die Beibehal-
tung der Widmung im Bereich der Bauland-
insel. Die Autobahnen- und Schnellstral3en-
Finanzierungs-Aktiengesellschaft (ASFI-
NAG) bezieht sich auf die Kenntlichma-
chung des Bauverbotsbereichs entlang der
A12.

Die Stellungnahmen wurden im Bericht der
Mag.-Abt. lll, Stadtplanung, Stadtentwick-
lung und Integration, der dem Akt beiliegt,
ausfuhrlich behandelt und im Ausschuss fur
Stadtentwicklung, Wohnbau und Projekte
beraten. Die Stellungnahme im Bereich des
Mischgebietes ist gerechtfertigt, weshalb
dieser Bereich von der Beschlussfassung
ausgenommen werden soll.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses fur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Der Flachenwidmungsplan Nr. WI - F24,
Wilten, Bereich zwischen Brennerstralle,
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Osterreichische Bundesbahnen (OBB), A 12
Inntal-Autobahn und Egger-Lienz-Stralle
(als ganzliche oder teilweise Anderung der
Flachenwidmungsplane Nr. 10v, Nr. 80bj,
Nr. 80/ej, Nr. 80/hg, Nr. 85/n und Nr. 753),
gemal § 36 Abs. 2 sowie § 111 Abs. 4
TROG 2011, wird - verkleinert um den Be-
reich FeldstralRe - Duilestral3e (Grundsti-
cke 1215, 1216/21, 1216/25, 1216/7,
1216/6, 1216/10 und 1216/11) - beschlos-
sen.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Flachen-
widmungsplanes treten alle im Planungsbe-
reich vorausgehenden Widmungen aul3er
Kraft.

47. Maglbk/1547/SP-BB-SA/1

Bebauungsplan Nr. SA - B10,
Saggen, Bereich Sennstralie 3 (als
Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 78/x), gemald § 56 Abs. 1
TROG 2011

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist sind 17 Stellungnahmen eingegangen.
Diese liegen dem Akt im Original bei.

In den Stellungnahmen wird das Fehlen ei-
nes schlissigen Gesamtkonzeptes beman-
gelt. Das projektierte Vorhaben hatte zudem
nachteilige Einflusse auf das Wohnumfeld
und die Bestandsumgebung.

Die Stellungnahmen wurden im Bericht der
Mag.-Abt. lll, Stadtplanung, Stadtentwick-
lung und Integration, der dem Akt beiliegt,
ausfuhrlich behandelt und im Ausschuss fur
Stadtentwicklung, Wohnbau und Projekte
beraten. Es haben sich keine neuen Aspek-
te ergeben, welche der Anderung des Be-
bauungsplanes entgegenstehen wiirden.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Mehrheitsbeschluss (gegen RUDI und FPO,
6 Stimmen):

Antrag des Ausschusses fur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Der Bebauungsplan Nr. SA - B10, Saggen,
Bereich SennstraRe 3 (als Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 78/x), gemaR § 56
Abs. 1 TROG 2011, wird beschlossen.
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Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Bebau-
ungsplanes treten alle im Planungsbereich
vorausgehenden bebauungsplanmafigen
Bestimmungen aul3er Kraft.

48. Maglbk/9787/SP-BB-SA/1

Bebauungsplan Nr. SA - B9, Sag-
gen, Bereich zwischen Schubert-
stral3e, Erzherzog-Eugen-Stralie,
MozartstralRe und SchillerstralRe
(als Anderung des Bebauungs-
planes Nr. SA - B1), gemal § 56
Abs. 1 TROG 2011

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist sind 14 Stellungnahmen mit insgesamt
96 Unterschriften eingegangen. Diese lie-
gen dem Akt im Original bei.

Einerseits wird generell die RechtmaRigkeit
einer Bebauungsplandnderung angezwei-
felt. Ein groRer Teil der Einschreiterinnen
und Einschreiter erhebt andererseits den
Einspruch, eine Erhdhung der Bestands-
hauser vermindere die Sonneneinstrahlung,
der Bebauungsplan stelle einen gravieren-
den Eingriff in die Baustruktur dar, der sich
aullerst negativ auf alle umliegenden Ge-
baude und das gesamte Viertel auswirken
wirde.

Die Stellungnahme wurde im Bericht der
Mag.-Abt. lll, Stadtplanung, Stadtentwick-
lung und Integration, der dem Akt beiliegt,
ausfuhrlich behandelt und im Ausschuss flr
Stadtentwicklung, Wohnbau und Projekte
beraten. Der Bebauungsplan ist rechtlich
zuldssig und die festgelegten Anderungen
sind im Hinblick auf die Wohnqualitat und
Baustruktur vertraglich.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat mit Stimmenmehrheit (gegen
StR Gruber und GR Appler, 2 Stimmen):

Mehrheitsbeschluss (gegen OVP, GR™ Mo-
ser und GR Kritzinger, 10 Stimmen):

Antrag des Ausschusses fir Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Der Bebauungsplan Nr. SA - B9, Saggen,
Bereich zwischen Schubertstraf®e, Erzher-
zog-Eugen-Stralde, Mozartstra®e und Schil-
lerstrafe (als Anderung des Bebauungspla-
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nes Nr. SA - B1), gemal} § 56 Abs. 1
TROG 2011, wird beschlossen.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Bebau-
ungsplanes treten alle im Planungsbereich
vorausgehenden bebauungsplanmaRigen
Bestimmungen aul3er Kraft.

49. Maglbk/9778/SP-BB-WI/1

Bebauungsplan und Erganzender
Bebauungsplan Nr. WI - B22, Wil-
ten, Bereich Zollerstrafl’e 6 und
Egger-Lienz-StraRe 50 (als Ande-
rung des Bebauungsplanes

Nr. 85/ai), gemal} § 56 Abs. 1

und 2 TROG 2011

Der Antrag wurde von der Tagesordnung
abgesetzt.

50. Maglbk/10406/SP-BB-RE/1

Bebauungsplan Nr. RE - B11,
Pradl-Reichenau, Teilbereiche
nordlich und siidlich der Reiche-
nauer Straflle zwischen Pembaur-
strafl’e und Burghard-Breitner-
Strafe sowie AndechsstralRe 3 bis
51 (als Anderung der Bebauungs-
plane Nr. RE - B1, Nr. RE - B5,

Nr. RE - B5/1, Nr. RE - B6, Nr. RE -
B6/1 und Nr. 63/gm), geman § 56
Abs. 1 TROG 2011

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist sind drei Stellungnahmen eingegan-
gen. Diese liegen dem Akt im Original bei.

In den Stellungnahmen wird grundsatzlich
die Lage der StraRenfluchtlinie beein-
sprucht. In zwei davon geht es auch um den
maoglichen Verlust von privaten Kfz-Stell-
platzen.

Die Stellungnahmen wurde im Bericht der
Mag.-Abt. Ill, Stadtplanung, Stadtentwick-
lung und Integration, der dem Akt beiliegt,
ausfuhrlich behandelt und im Ausschuss fur
Stadtentwicklung, Wohnbau und Projekte
beraten. Eine Anderung der StraRenfluchtli-
nie ist wegen der Stral3en-/Regionalbahn-
gleisanlage nicht méglich.

Die geforderte Ersatzldsung fur die Park-
platze ist im Zuge der notwendigen Verfah-
ren zu verhandein.
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Der Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Mehrheitsbeschluss (gegen RUDI und FPO,
6 Stimmen):

Antrag des Ausschusses flur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Der Bebauungsplan Nr. RE - B11, Pradl-
Reichenau, Teilbereiche nordlich und stid-
lich der Reichenauer Stral’e zwischen
Pembaurstra®e und Burghard-Breitner-
Stralte sowie Andechsstralie 3 bis 51 (als
Anderung der Bebauungspléane Nr. RE - B1,
Nr. RE - B5, Nr. RE - B5/1, Nr. RE - B6,

Nr. RE - B6/1 und Nr. 63/gm), gemal} § 56
Abs. 1 TROG 2011, wird beschlossen.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Bebau-
ungsplanes treten alle im Planungsbereich
vorausgehenden bebauungsplanmafigen
Bestimmungen aul3er Kraft.

51. Maglbk/10407/SP-BB-RE/1

Erganzender Bebauungsplan

Nr. RE - B11/1, Pradl-Reichenau,
Bereich Reichenauer Stral3e 62
bis 66 und 123 bis 141 sowie An-
dechsstraBe 3 und 3a (als Ande-
rung des Bebauungsplanes

Nr. 63/gm), gemaf § 56 Abs. 2
TROG 2011

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist sind drei Stellungnahmen eingegan-
gen. Diese liegen dem Akt in Kopie bei.

Die Stellungnahmen betreffen Bereiche au-
Rerhalb des gegenstandlichen Planungsbe-
reiches.

Die erforderlichen Vertrage sind abge-
schlossen.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Mehrheitsbeschluss (gegen RUDI und FPO,
6 Stimmen):

Antrag des Ausschusses flur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Der Erganzende Bebauungsplan Nr. RE -
B11/1, Pradl-Reichenau, Bereich Reiche-
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nauer Strale 62 bis 66 und 123 bis 141 so-
wie Andechsstrale 3 und 3a (als Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 63/gm), gemaf

§ 56 Abs. 2 TROG 2011, wird beschlossen.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Bebau-
ungsplanes treten alle im Planungsbereich
vorausgehenden bebauungsplanmaRigen
Bestimmungen aul3er Kraft.

52. Maglbk/9892/SP-BB-RO/1

Bebauungsplan Nr. RO - B4,
Rossau, Kreuzungsbereich Grie-
sauweg - Rossaugasse und Ar-
chenweg und entlang des Ar-
chenweges (als Anderung des
Bebauungsplanes Nr. AM - B11),
gemal § 56 Abs. 1 TROG 2011

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist ist eine Stellungnahme eingegangen.
Die Stellungnahme liegt dem Akt im Original
bei. Sie richtet sich gegen die Festlegung
der Stral3en- und Baufluchtlinie.

Die Stellungnahme wurde im Bericht der
Mag.-Abt. Ill, Stadtplanung, Stadtentwick-
lung und Integration, der dem Akt beiliegt,
ausfihrlich behandelt und im Ausschuss fur
Stadtentwicklung, Wohnbau und Projekte
beraten.

Der mittel- bis langerfristige Ausbau des Ar-
chenweges gemafl dem aktuellen Projekt ist
notwendig. Daflir mussen die erforderlichen
Flachen gesichert werden. In diesem Sinne
wird der Beschluss des oben genannten
Bebauungsplanes vorgeschlagen.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses flur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Der Bebauungsplan Nr. RO - B4, Rossau,
Kreuzungsbereich Griesauweg - Rossau-
gasse und Archenweg und entlang des Ar-
chenweges (als Anderung des Bebauungs-
planes Nr. AM - B11), gemal § 56 Abs. 1
TROG 2011, wird beschlossen.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Bebau-
ungsplanes treten alle im Planungsbereich
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vorausgehenden bebauungsplanmafligen
Bestimmungen aulier Kraft.

53. Maglbk/10271/SP-FW-HW/1

Flachenwidmungsplan Nr. HW -
F35, Hotting West, Gpn. 1002,
1003, 1005 und 3728/2, alle KG
Hotting, (als Anderung des Fla-
chenwidmungsplanes Nr. HW -
F28), gemal 8§ 36 Abs. 2

TROG 2011

GR Mag. Krackl: Wahrend der gesetzlichen
Frist ist eine Stellungnahme eingegangen.
Diese liegt dem Akt im Original bei.

Die Stellungnahme bezieht sich auf die Zu-
fahrtssituation zum Grundstuck der Ein-
schreiterin. Diese ist fur die Widmung nicht
relevant und wird im Zusammenhang mit
der Bebauungsplanerstellung geklart.

Der Ausschuss flir Stadtentwicklung,
Wohnbau und Projekte empfiehlt dem Ge-
meinderat einstimmig:

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses fur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
01.10.2015:

Der Flachenwidmungsplan Nr. HW - F35,
Hoétting West, Gpn. 1002, 1003, 1005 und
3728/2, alle KG Hétting, (als Anderung des
Flachenwidmungsplanes Nr. HW - F28),
gemal § 36 Abs. 2 TROG 2011, wird be-
schlossen.

Mit Eintritt der Rechtskraft dieses Flachen-
widmungsplanes treten alle im Planungsbe-
reich vorausgehenden Widmungen aul3er
Kraft.

GR Mag. Krackl: Ich darf mich bei den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Mag.-
Abt. lll, Stadtplanung, Stadtentwicklung und
Integration herzlich bedanken, welche ne-
ben den Vorbereitungen zum Ortlichen
Raumordnungskonzept (OROKO) fiir die
heutige Sitzung sehr viele Tagesordnungs-
punkte aufbereiten mussten.

54, Einbringung einer dringenden An-

frage

Bgm."™ Mag.? Oppitz-Plérer teilt mit, dass
innerhalb der vorgesehenen Frist eine drin-
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gende Anfrage eingelangt ist, deren Beant-
wortung unter dem entsprechenden Tages-
ordnungspunkt erfolgt. Sie bringt daraufhin
diese Anfrage zur Kenntnis.

54.1 |-OEF 66/2015

Patscherkofelbahnen, Rechtsge-
schafte in deren Umfeld (RUDI
und FPO)

Bgm." Mag.® Oppitz-Plérer verliest die
dringende Anfrage von RUDI und FPO:

Per Gemeinderatsbeschluss vom
15.07.2014 kaufte die Landeshauptstadt
Innsbruck die Patscherkofelbahnen zuriick.
Seitdem werden mehrere Varianten fur den
Weiterbetrieb bzw. die Neuerrichtung einer
Aufstiegshilfe auf den Patscherkofel disku-
tiert.

In diesem Zusammenhang wird ersucht,
folgende Fragen zu beantworten:

1. a) Wurden in der KG 81112 Igls seit
dem 01.01.2010 Grundstlicke durch
die Stadt Innsbruck oder eine Ge-
sellschaft, an der die Stadt Inns-
bruck beteiligt ist - insbesondere die
Innsbrucker Immobilien GmbH & Co
KG (lIG) -, erworben oder verau-
Rert?

Falls ja, um welche Grundstlicke
handelte es sich dabei (Grund-
sticksnummer), welche Fla-
chenausmalde hatten die gegen-
standlichen Grundstlicke, welche
Kauf- bzw. Verkaufspreise wurden
jeweils vereinbart und wer waren
die jeweiligen Vertragspartnerinnen
und Vertragspartner?

b)

Wann wurden diese Rechtsge-
schafte jeweils durchgefuhrt?

Wurden in der KG 81112 Igls seit
dem 01.01.2010 durch die Stadt
Innsbruck oder eine Gesellschaft,
an der die Stadt Innsbruck beteiligt
ist - insbesondere die Innsbrucker
Immobilien GmbH & Co KG (lIG) -,
andere Rechtsgeschafte durchge-
fuhrt, die Liegenschaften betreffen
bzw. betroffen haben (z. B. Bau-
rechts- oder Pachtvertrage)?
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Falls ja, um welche Grundstticke
handelte es sich dabei (Grund-
sticksnummer), welche Fla-
chenausmalie hatten die gegen-
standlichen Grundstlicke, welche
gegenseitigen Leistungen wurden
jeweils vereinbart und wer waren
die jeweiligen Vertragspartnerinnen
und Vertragspartner?

Wann wurden diese Rechtsge-
schafte jeweils durchgefiihrt?

Gab es seit dem 15.07.2014 bzw.
gibt es derzeit Gesprache zwischen
Dienststellen und/oder politischen
Vertreterinnen und Vertretern der
Stadt Innsbruck und/oder Vertrete-
rinnen und Vertretern von Gesell-
schaften, an denen die Stadt Inns-
bruck beteiligt ist, mit juristischen
und/oder natirlichen Personen hin-
sichtlich der Anbahnung bzw. Ver-
einbarung von Rechtsgeschaften im
Zusammenhang mit dem Betrieb
bzw. der Neuerrichtung einer Auf-
stiegshilfe auf den Patscherkofel?

Falls ja, welche Dienststellen bzw.
(naturlichen und/oder juristischen)
Personen waren/sind an diesen
Gesprachen jeweils beteiligt und
welchen Inhalts waren/sind diese
Gesprache bzw. mit welchem Ziel
wurden/werden diese Gesprache
gefuhrt?

Wann wurden diese Gesprache je-
weils durchgefuhrt?

Wurden im Zusammenhang mit
dem Betrieb bzw. der Neuerrichtung
einer Aufstiegshilfe auf den Pat-
scherkofel seit dem 15.07.2014 -
mit Ausnahme anwaltlicher, notari-
eller oder steuerberaterischer Leis-
tungen - Auftrdge an Unternehmen
bzw. Personen, vor allem im Zu-
sammenhang mit Leistungen in den
Bereichen Hoch- und Tiefbau sowie
Seilbahntechnik, vergeben?

Falls ja, an welche Unternehmen
bzw. Personen wurden diese Auf-
trage jeweils vergeben und welche
wechselseitigen Leistungen - insbe-
sondere finanzielle Konditionen -
wurden dabei vereinbart?
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c) Wann wurden diese Rechtsge-
schafte jeweils durchgefuhrt?

Federspiel, Dengg, Gregoire, Haager, Kunst
und Vescoli, alle eigenhandig

55. Einbringung eines dringenden An-
trages
55.1 |-OEF 67/2015

Technikerhaus, Kooperation mit
Land Tirol bei Prafungsverfahren
(FI, GRUNE und SPO)

GR Mag. Krackl: Ich stelle zusammen mit
meinen Mitunterzeichnerinnen und Mitun-
terzeichnern folgenden dringenden Antrag:

Der Gemeinderat mége beschliefen:

Der Gemeinderat der Landeshauptstadt
Innsbruck unterstiitzt im Sinne der Effizienz
das Vorhaben, eine gemeinsame und ko-
operative Prifung von Stadt Innsbruck und
Land Tirol rund um das Thema "Techniker-
haus" durchzufthren.

Als mitwirkender Partner auf Augenhdhe
und als Geste der Zusammenarbeit ersucht
der Gemeinderat die Verantwortlichen im
Land Tirol, den Rohbericht des Landes-
rechnungshofes nach dessen Fertigstellung
dem Kontrollausschuss der Stadt Innsbruck
zuganglich zu machen.

Mag. Krackl, Mag. Stoll, Mag.? Heis, Duftner
und Reisecker, alle eigenhandig

56. Behandlung des eingebrachten
dringenden Antrages
56.1 I-OEF 67/2015

Technikerhaus, Kooperation mit
Land Tirol bei Prafungsverfahren
(FI, GRUNE und SPO)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Der Antrag gilt
als dringend, ohne dass dartiber abge-
stimmt wird und er wurde zeitgerecht einge-
bracht.

GR Federspiel, ich denke, Sie méchten die
Debatte eréffnen. Das ist erst unter Tages-
ordnungspunkt 12. der Fall.

(GR Federspiel: Ich wollte mich nur anmel-
den, damit es nicht vergessen wird.)
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Entschuldigung, Sie missen sich bitte be-
reits bei Punkt 11. der Tagesordnung mel-
den. Solange vorher kann ich mir das nicht
merken, denn ich weil} nicht, ob wir bei der
Behandlung der eingebrachten Antrage der
Sitzung des Gemeinderates am 16.07.2015
nicht stundenlang diskutieren. Es wirde mir
dann entfallen. Deshalb bitte ich GR Feder-
spiel, sich unter Punkt 11. selbst zu Wort zu
melden. Bei der Beantwortung der einge-
brachten dringenden Anfrage debattieren
wir auf jeden Fall.

(GR Federspiel: Nein, das missen wir
nicht.)

Wir mussten die Debatte eroffnen.

(GR Federspiel: Wenn Sie mir das Wort ge-
ben wirden, versuche ich, das zu erklaren.)

Dann wirde ich vorschlagen, dass Sie in
der Zwischenzeit eine Mehrheit "zusam-
menschustern".

(GR Federspiel: Richtig, darum geht es.
Frau Blrgermeisterin, bin ich am Wort?)

Nein, noch lange nicht. Erst unter Punkt 11.
Aber dazu benétigst Du die Mehrheit.

(GR Federspiel: Ich wollte Dich nur prifen,
ob Du die Geschaftsordnung des Gemein-
derates {GOGR} gut kennst.)

Bedauerlicherweise bei manchen Dingen,
die wir nicht immer haben, nicht so gut. Ich
muss dann selbst nachfragen. Gott sei
Dank haben wir das nicht pausenlos.

Ich darf in diesem Falle ankundigen, dass
Du sogar meine Zustimmung erhalten war-
dest, denn ich wirde gerne darlber disku-
tieren.

Wir kommen jetzt tatsachlich zur Behand-
lung des eingebrachten dringenden Antra-
ges.

GR Mag. Krackl: Im Kontrollausschuss gab
es eine Diskussion, ob die Kontrollabteilung
der Stadt Innsbruck und das Land Tirol je-
weils eine eigene Prifung machen oder ob
man dem Wunsch folgt, hier zusammenzu-
arbeiten. Dagegen spricht nattrlich nichts.
Ich denke, wenn wir miteinander auf Au-
genhohe kooperieren und die Stadt Inns-
bruck auch Leistungen einbringt, ist es
durchaus angesagt, dass wir hier auch die
Moglichkeit haben, diesen Bericht zu lesen
und nicht erst im Nachhinein aus den Medi-
en zu erfahren. Ich denke, das sollte dem
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Kontrollausschuss auch zustehen. Nach-
dem das im Gesetz oder sonst wie nicht
vorgesehen ist, ist es als Resolution an das
Land Tirol zu verstehen.

Man wird dann sehen, ob wir diese Einsicht
erhalten. Winschenswert ware es. Ansons-
ten kann man immer noch die Option Uber-
denken, vielleicht doch eine eigene Prufung
zu machen und unsere Kontrollabteilung
damit beschaftigen. Im Sinne der Effizienz
ist das wahrscheinlich nicht sehr gunstig.
Natdrlich steht es den Innsbruckerinnen und
Innsbruckern auch zu, dass das ordentlich
geprift wird und hier auch die politischen
Mandatstragerinnen und Mandatstrager
Einsicht erhalten. Ich bitte, diesem Resolu-
tionstext zuzustimmen und ersuche,

um Annahme des Antrages.

GR Federspiel: Wie ich bereits den Medien
entnommen habe, mochte die Stadt Inns-
bruck hier Licht in das Dunkel der OVP
bringen. Das finde ich sehr lobenswert und
ist vielleicht auch im Sinne der Innsbrucker
Volkspartei bzw. der gesamten OVP im
Land Tirol. Wir stimmen natrlich dieser Sa-
che zu.

Nachdem ich im Tiroler Landtag Obmann
des Kontrollausschusses bin, mdchte ich
dazu sagen, dass wir dies im Tiroler Land-
tag bereits besprochen und dementspre-
chend beschlossen haben. Im Endeffekt ist
es so, dass die Zuweisungen des Landes,
die an den Verein "Technikerhaus" geflos-
sen sind, genau Uberpruft wurden. Es gibt
viele Punkte, die in diese Uberprifung ein-
bezogen werden. Wir werden in den nachs-
ten zwei bis drei Monaten sicherlich einen
Prifbericht vorliegen haben. Es ist klar,
dass wir diesen der Stadt Innsbruck nattr-
lich gerne zur Verfligung stellen.

In diesem konkreten Falle ist es so, dass
die Stadt natlrlich auch Gberprift, ob das
rechtens bzw. in Ordnung war, nachdem
Subventionen der Stadt an den Verein
"Technikerhaus" geflossen sind. Frau Bir-
germeisterin, ich kann mir diesen kleinen
Seitenhieb nicht verkneifen. Ich habe in der
Tiroler Tageszeitung (TT) gelesen, dass
GR Federspiel damals bereits im Gemein-
derat war. Das ist richtig. Ich wirde gerne
aus einem Protokoll vom 27.02.1997, Sei-
te 175, zitieren. Es gibt dabei drei Dinge, die
interessant sind. Damals war die

GR" Samsinger die Vorsitzende des Kon-
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trollausschusses. GR"™ Mag.” Schwarzl weil}
das noch. GR"™ Samsinger meinte damals,
die Fragen zum Verein "Technikerhaus"
seien vollstandig beantwortet worden, wes-
halb eine 6ffentliche Debatte nicht fair sei.
Das war ihre Aussage.

Dr. Stix, Gemeinderat der FPO, sprach da-
von, dass der Verein "Technikerhaus" seine
finanziellen Moglichkeiten nicht zur Ganze
ausschopft und dieser Verein daher zumin-
dest in den Prifungszeitraumen tberpropor-
tional subventioniert wurde.

Mit Mehrheitsbeschluss wurde die Subven-
tion von ATS 400.000,-- fir den Verein
"Technikerhaus" gegen die Stimmen von
FPO und LIF beschlossen.

Das ist nur zur Aufklarung. GR Federspiel
war damals selbstverstandlich im Gemein-
derat und auch Stadtrat. Wir haben damals
die gesamte Sache sehr kritisch durch-
leuchtet und uns gemeinsam mit dem LIF
(GR Hammerle) gegen diese Subvention im
Gemeinderat ausgesprochen und dagegen
votiert.

Ansonsten bin ich selbstverstandlich voll da-
fir, das aufzuklaren.

GR Hitzl: Als ich das gehdrt habe, war es
mir als Obmann des Kontrollausschusses
von Beginn an ein Anliegen, alles sofort
aufzuklaren und jenen Mitgliedern des Kon-
trollausschusses aber auch jenen Mitglie-
dern, die den Bericht angefordert haben - in
Abstimmung mit der Frau Burgermeisterin
und dem Kontrollamtsdirektor - sofort aus-
zuschicken.

Wir haben unsere Berichte und unsere Ar-
beit von Transparenz ab 13.08.2015 geleis-
tet. Ich habe immer auch im Kontrollaus-
schuss gesagt, dass wir fir die volle Aufkla-
rung sind. Wenn ich diese Berichte gelesen
habe, worliber es dort ging, muss ich sa-
gen, dass das die Offentlichkeit zu erfahren
hat. Ich kann nicht sagen dass ich ehren-
amtlich arbeite und in den Jahren 1993 und
1994 ATS 15.500,-- erhalte. Das hat mit Eh-
renamtlichkeit nichts zu tun. Ich war vom
ersten Tage an immer daflr, dass alles
sauber und souveran aufgezeigt wird.

StR Gruber: GR Hitzl hat fur unsere Frakti-
on gesprochen. Ich mdchte es nicht verpoli-
tisieren, da das Thema ja ohnehin bereits

Uber Monate diskutiert wird. Wir werden hier
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zustimmen. Dem ist nichts hinzuzufligen,
wie GR Hitz formuliert hat.

Ich glaube nur, dass es dem Land Tirol aus
rechtlichen Uberlegungen wahrscheinlich
eher schwierig fallen wird, den Rohbericht
vor Beschlussfassung an die Stadt Inns-
bruck zu tGbermitteln. GR Federspiel ist der
Vorsitzende des Kontrollausschuss beim
Land Tirol. Wir kbnnen es aber trotzdem
versuchen. Tatsache ist, wenn der Kontroll-
bericht im Tiroler Landtag beschlossen wur-
de, dass er dann ohnehin offentlich ist.

Wir werden hier zustimmen. Ich wollte zur
Kenntnis bringen, dass ich diesen rechtli-
chen Zugang habe. Wir werden sehen, wie
das Land Tirol reagiert. GR Federspiel ware
der einzige, der das wahrscheinlich jetzt in
Doppelfunktion synchron beantworten kénn-
te.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Wenn es vor-
her nicht veroffentlicht wird, wissen wir in
der Zwischenzeit, auf welcher Homepage
man die Rohberichte auch finden kann. Wir
werden es wahrscheinlich im Gemeinderat
spater haben als es in manchen Medien er-
scheint.

Der Antrag ist als dringender und zeigerecht
eingebrachter Antrag zu behandeln und
steht auf der Tagesordnung.

(GR™ Mag.? Schwarzl: Darf ich bitte etwas
zur Geschéaftsordnung des Gemeinderates
{GOGR} sagen?)

Gerne.

GR'" Mag.? Schwarzl: Zur Geschaftsord-
nung! Der Magistratsdirektor wird es gleich
sagen. Ich glaube, ein dringender Antrag,
der mit zwei Drittel der Stimmen der anwe-
senden Gemeinderatsmitglieder die Dring-
lichkeit erhalten sollte, muss fristgerecht
eingebracht werden. Wir mussen uber die
Dringlichkeit abstimmen.

(Bgm.™ Mag.? Oppitz-Plérer: Nein.)

Ein nicht zeitgerecht eingebrachter Antrag
bendtigt drei Viertel der Stimmen der anwe-
senden Mitglieder des Gemeinderates, da-
mit der Antrag in der gleichen Sitzung des
Gemeinderates in Verhandlung gezogen
werden kann und der dringende Antrag be-
notigt eine zwei Drittel Mehrheit. Ich glaube,
dass ich dabei recht habe.
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Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Danke fiir den
Hinweis. Das ist richtig. Ich zitiere aus § 21
der Geschaftsordnung des Gemeinderates
(GOGR) "Dringende Antrage™:

"Ein Antragsteller kann die dringende Be-
handlung eines Antrages verlangen, wenn
dieser eine Angelegenheit betrifft ...

Ein solches Begehren ist mit dem Wortlaut
..., mindestens funf Werktage vor der Sit-
zung des Gemeinderates, in welcher der
Antrag eingebracht werden soll, der Biir-
germeisterin schriftlich mitzuteilen.

Das ist passiert.

Die Burgermeisterin hat die Antrédge unver-
zuglich den Klubs und den nicht einem Klub
angehdrenden Mitgliedern des Gemeindera-
tes zur Verfugung zu stellen.

Das ist auch geschehen.

Antrage, die der Burgermeisterin nicht zeit-
gerecht mitgeteilt worden sind, sind wie An-
trage im Sinne des § 20 zu behandeln.

Das sind die nicht zeitgerecht eingebrach-
ten Antrage. Es wurde die Schleife einge-
zogen, dass der Antrag durch die Beantra-
gung von drei Viertel der anwesenden Mit-
glieder des Gemeinderates in der gleichen
Sitzung des Gemeinderates in Verhandlung
zu ziehen ist.

Der Vorsitzende hat Uber die Zuerkennung
der Dringlichkeit ohne Eréffnung der Debat-
te dazu abstimmen zu lassen, sofern der
Antrag

a) nichtim Sinne des § 20 zurtckzu-

weisen oder

b) nichtim Sinne des § 20 zur Verbes-

serung zurlckzugeben oder

nicht im Falle des Fehlens der Be-
grundung der Dringlichkeit zur Ver-
besserung zuriickzugeben ist.

c)

Dann muss ich eigentlich nicht abstimmen
lassen.

Stimmen wenigstens zwei Drittel der anwe-
senden Gemeinderatsmitglieder fur die Zu-
erkennung der Dringlichkeit, so ist der An-
trag in der gleichen Sitzung des Gemeinde-
rats in Verhandlung zu ziehen.

Das ist nicht ganz ordentlich und sauber
formuliert, denn wenn ich den vorhergehen-
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den Satz nehme: Der Vorsitzende hat tiber
die Zuerkennung der Dringlichkeit ohne Er-
offnung der Debatte dazu abstimmen zu
lassen, sofern der Antrag nicht

a) oder
b)

c)

oder
ist.

Nachdem dieser Antrag hier nicht hineinfallt
ist, ist er dringend.

Ich entnehme aus dieser Formulierung von
GR" Schwarz, dass man Uber die Dringlich-
keit abstimmen muss. Ich weil} das nicht, da
ich nicht in dieser Gruppe dabei war.

Wenn man so streng liest und sich die De-
batte an dem entziindet, kann ich es nur
noch einmal vorlesen:

Ich habe Uber die Dringlichkeit abstimmen
zu lassen, sofern der Antrag

a) nicht zurickzuweisen ist

b) zur Verbesserung zurtickzugeben

oder
c) die Begrindung fehlt."

Bitte, StR Mag. Fritz, Du bist der alteste in
Bezug auf die Geschaftsordnung des Ge-
meinderates (GOGR).

StR Mag. Fritz: Zur Geschéaftsordnung! Die
Geschéaftsordnung des Gemeinderates
(GOGR) fallt in den Bereich des offentlichen
Rechtes und dabei hat die wortliche bzw.
grammatikalische Interpretation Vorrang vor
allem anderen. Es interessiert nicht, was
sich damals die Stadtrechtsreformkommis-
sion (StRRK) gedacht hat.

Der erste Satz sagt, die Vorsitzende hat
Uber die Dringlichkeit abstimmen zu lassen.
Dann kommen Einschrankungen, die sich
auf das abstimmen zu lassen beziehen.
Wenn der Antrag als unvollstéandig oder als
verspatet eingebracht zuriickzuweisen ist,
gibt es keine Abstimmung. Aber in allen Fal-
len, die nicht a), b) oder c) sind, ist abzu-
stimmen. Das deckt sich zufalligerweise
auch mit den Intentionen der Stadtrechtsre-
formkommission (StRRK). (Beifall)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Also, dann
bendtigen wir jetzt 27 Stimmen fur die Zuer-

kennung der Dringlichkeit. Deckt sich das
auch mit Deiner Meinung?

(StR Mag. Fritz: Ja.)
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Der Fehler war, dass ich bereits vor der De-
batte hatte abstimmen lassen mussen.

Mehrheitsbeschluss (gegen PIRAT):

Dem von FI, GRUNEN und SPO einge-
brachten dringenden Antrag (Seite 580)
wird die Dringlichkeit zuerkannt.

Beschluss (einstimmig):

Der von FI, GRUNEN und SPO eingebrach-
te dringende Antrag (Seite 580) wird dem
Inhalt nach angenommen.

57. Behandlung von eingebrachten
Antragen der Sitzung des Gemein-
derates vom 16.07.2015

57.1 |I-OEF 59/2014

Innpromenade im Bereich Gast-
haus "Sandwirt" Richtung Bag-
gersee, Beleuchtung des Ful3- und
Radweges (GR Buchacher)

GR" Blaser Hajnal MAS: Ich ersuche,

den Antrag dem Stadtsenat zur selbststan-
digen Erledigung zuzuweisen.

Beschluss (einstimmig):

Der von GR Buchacher und Mitunterzeich-
nerinnen und Mitunterzeichnern in der Sit-
zung des Gemeinderates am 16.07.2015
eingebrachte Antrag wird dem Stadtsenat
zur selbststandigen Erledigung zugewiesen.

I-OEF 60/2014

Bozner Platz, zuséatzlicher Behin-
dertenparkplatz (GR Buchacher)

GR™ Blaser Hajnal MAS: Ich ersuche,

den Antrag dem Stadtsenat zur selbststan-
digen Erledigung zuzuweisen.

57.2

Beschluss (einstimmig):

Der von GR Buchacher und Mitunterzeich-
nerinnen und Mitunterzeichnern in der Sit-
zung des Gemeinderates am 16.07.2015
eingebrachte Antrag wird dem Stadtsenat
zur selbststandigen Erledigung zugewiesen.
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57.3 |-OEF 61/2015

Ausweitung der Zufahrt zum
Frachtenbahnhof fur Pkw
(GR Buchacher)

GR Grinbacher: "Und taglich grifdt das
Murmeltier." Wieder ein neuer Anfang mit
einer anderen Begrundung.

Ich ersuche,

den Antrag dem Stadtsenat zur selbststan-
digen Erledigung zuzuweisen.

In der Tat wurden sich hier rechtliche M6g-
lichkeiten ergeben, die bis jetzt nicht unzu-
l&ssig waren. Wir haben genaue Auskiinfte
eingeholt.

GR Federspiel: Ich bin immer erstaunt und
nehme es einfach zur Kenntnis. Wir haben
seit Jahren versucht, als diese Geschichte
mit der Regionalbahn usw. passierte, dort
eben diese Mdglichkeit zu finden, denn das
ist ein Wahnsinn. Die SPO hat damals na-
tlrlich dem Projekt zugestimmt, dass es
nicht geht. Im Laufe der Jahre wird man ja
kliger. Das passiert meist in der Nacht -
sogar hohen Politikerinnen und Politikern
und auch den Sozialdemokraten der Lan-
deshauptstadt Innsbruck. Deshalb unter-
stlitzen wir natirlich unseren, vor Jahren
geforderten Antrag, der jetzt von der SPO
eingebracht wird, zu 100 %.

(GR™ Mag.? Schwarzl: Zum dritten Male.)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: GR Federspiel
war eben nicht bei jeder Sitzung anwesend,
wenn GR Buchacher diesen Antrag einge-
bracht hat. Das kann man auch nicht ver-
langen.

Es steht der Antrag auf Zuweisung des An-
trages an den Stadtsenat zur selbststandi-
gen Erledigung. Wir werden das dort prifen,
da ich mdglicherweise diesen Antrag eigent-
lich zurickweisen musste, da er nicht in un-
seren Wirkungsbereich fallt.

Beschluss (einstimmig):

Der von GR Buchacher und Mitunterzeich-
nerinnen und Mitunterzeichnern in der Sit-
zung des Gemeinderates am 16.07.2015
eingebrachte Antrag wird dem Stadtsenat
zur selbststandigen Erledigung zugewiesen.
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I-OEF 62/2015

Stralenbenennung nach
Dr. Ludwig Steiner (StR Gruber)

StR Gruber: Der letzte aktive Teilnehmer
der Osterreichischen Staatsvertragsver-
handlungen, Dr. Ludwig Steiner, ist am
28.06.2015 verstorben.

Ich méchte den Antrag auf Annahme stellen
und spare mir, die Vitae vorzulesen, die
wahrscheinlich allen bekannt ist. Ich ersu-
che, dies in das Verzeichnis fur Strallenbe-
nennungen aufzunehmen und mdglichst
zeitnah eine adaquate Strale nach Dr. Lud-
wig Steiner zu benennen.

57.4

Ich ersuche,

den Antrag dem Kulturausschuss zuzuwei-
sen.

Beschluss (einstimmig):

Der von StR Gruber in der Sitzung des Ge-
meinderates am 16.07.2015 eingebrachte
Antrag wird dem Kulturausschuss zugewie-
sen.

I-OEF 63/2015

Stralenbenennung nach
Dr. Karl Gruber (StR Gruber)

StR Gruber: Ich bin weder verwandt noch
verschwagert. Jedenfalls ist es mir nicht be-
kannt.

57.5

Dr. Karl Gruber war Alt-Landeshauptmann.
Die anderen Alt-Landeshauptleute haben
nach ihrem Tode bereits Stralienbenennun-
gen erhalten. Bei Dr. Karl Gruber ist mir
nicht bekannt und ich habe es auch nicht
recherchieren kdnnen, warum er nicht ge-
nannt wurde. Die historische Interpretation
ist unterschiedlich.

Ich ersuche,

den Antrag dem Kulturausschuss zuzuwei-
sen.

Mehrheitsbeschluss (gegen GR Federspiel
und GR Haager, 2 Stimmen):

Der von StR Gruber in der Sitzung des Ge-
meinderates am 16.07.2015 eingebrachte
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Antrag wird dem Kulturausschuss zugewie-
sen.

57.6 |-OEF 64/2015

Hundewiesen, Uberprifung hin-
sichtlich des Bedarfs nach Was-
serstellen (StR Gruber)

StR Gruber: Ich ersuche,

den Antrag dem Stadtsenat zur selbststan-
digen Erledigung zuzuweisen.

Beschluss (einstimmig):

Der von StR Gruber in der Sitzung des Ge-
meinderates am 16.07.2015 eingebrachte
Antrag wird dem Stadtsenat zur selbststan-
digen Erledigung zugewiesen.

57.7 1-OEF 65/2015

Ausstattung von Verkehrslicht-
signalanlagen mit Restzeitanzei-
gen (GR Federspiel)

GR Federspiel: Das ist eine interessante
Ldsung, die es bereits in verschiedenen
Stadten gibt. Ich muss es nicht genau erkla-
ren. Es werden die Sekunden herunterge-
zahlt und ist auch insofern interessant, weil
man nicht dauernd hinaufschauen und war-
ten muss, bis es griin oder rot wird. Es gibt
damit z. B. in Hamburg sehr gute Erfahrun-
gen.

Ich ersuche, den

Antrag dem Ausschuss fur Umwelt, Energie
und Mobilitat zur Vorberatung zuzuweisen.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Nachdem es
auch einer finanziellen Bedeckung bedarf,
wirde ich es vorher eher dem Stadtsenat
zur selbststandigen Erledigung zuweisen.
Dieser wird eine Stellungnahme einholen.

Beschluss (einstimmig):

Der von GR Federspiel und Mitunterzeich-
nerinnen und Mitunterzeichnern in der Sit-
zung des Gemeinderates am 16.07.2015
eingebrachte Antrag wird dem Stadtsenat
zur selbststandigen Erledigung zugewiesen.
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58. Beantwortung eingebrachter drin-
gender Anfragen
58.1 |I-OEF 57/2015

Stadt Innsbruck, Subventionsan-
suchen der Jahre 2010 bis 2015
(GR Mag. Jahn)

Die von GR Mag. Jahn am 09.07.2015 ein-
gebrachte dringende Anfrage wurde in der
Sitzung des Gemeinderates am 16.07.2015
von Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer miindlich
beantwortet. Die schriftliche Anfragebeant-
wortung lautet wie folgt:

Frage 1.: Wie viele Subventionsansuchen
werden pro Jahr (Aufschllisselung bitte fir
die Jahre 2010, 2011, 2012, 2013, 2014
und 2015 bis jetzt), nach Bereichen aufge-
schlisselt, gestellt? Wie viele davon beant-
wortet?

Antwort: Wird nicht beantwortet. Siehe da-
zu die Stellungnahme der Frau Blrgermeis-
terin im Protokoll des Gemeinderates vom
16.07.2015 (Punkt 8. und Punkt 49.1).

Frage 2.: In welchem Zeitrahmen wurden
die Ansuchen (vgl. Frage 1.)

auf Beamtinnen- und Beamtenebe-
ne behandelt,

auf den Tagesordnungen der Aus-
schusse aufgenommen bzw.

dem zustandigen ressortfuhrenden
Stadtsenatsmitglied vorgelegt?

Antwort: Entfallt. Siehe dazu Antwort zu
Frage 1.

Frage 3.: Welche Subventionswerberinnen
und -werber (Personen/Organisationen/
Vereine) haben im Jahr 2014

a)
b)

zu welchem Zeitpunkt,

in welcher HOhe Ansuchen einge-
reicht,

wann wurden diese behandelt und
entschieden,

in welcher Hohe wurde eine Sub-
vention gewahrt und

wann wurde die Entscheidung den
Subventionswerberinnen und -
werbern mitgeteilt?

Antwort: Entfallt. Siehe dazu Antwort zu
Frage 1.
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Frage 4.: Werden Ansuchen nicht auf die
Tagesordnung zustandiger Gremien gesetzt
bzw. bei direkter Vergabe bis zu € 3.000,--
dem zustandigen ressortfiihrenden Stadt-
senatsmitglied nicht vorgelegt?

Antwort 4: Nein.

Frage 4. a): Wenn ja, mit welcher Begrin-
dung?

Antwort: Entfallt. Siehe dazu Antwort zu
Frage 4.

Frage 5.: Kommt jeder/jedem Subventions-
werber/in eine Antwort zu?

Antwort: Ja.

Frage 5. a): Wenn nein, warum geschieht
dies nicht?

Antwort: Entfallt. Siehe dazu Antwort zu
Frage 5.

Frage 6.: Gibt es eine vorgegebene Frist, in
welcher den Subventionswerberinnen und
-werbern geantwortet wird?

Antwort: Nein.

Frage 7.: Nach welchen Kriterien werden
Ansuchen auf die Tagesordnungen der be-
troffenen Ausschiisse gesetzt bzw. bereits
im Vorfeld als unzulassig abgewiesen?

Antwort: Nach ressortbezogenen fachli-
chen und den dem finanziellen Rahmen
entsprechenden Kriterien.

Anhang laut Stadtsenatsbeschluss vom
20.07.2010:

Der angefallene zeitliche Arbeitsaufwand
aller Dienststellen zur Erstellung dieser Be-
antwortungsvorlage betragt eine Stunde
und 40 Minuten.

Die schriftliche Beantwortung der dringen-
den Anfrage der Mag.-Abt. |, Kanzlei fur
Gemeinderat und Stadtsenat, vom
15.10.2015 wurde den Klubs und den nicht
einem Klub angehdérenden Gemeinderats-
mitgliedern am Beginn der Sitzung zur Ver-
fligung gestellt.
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58.2 I-OEF 66/2014

Patscherkofelbahnen, Rechtsge-
schéafte in deren Umfeld (RUDI
und FPO)

GR Federspiel: Frau Burgermeisterin, laut
Geschaftsordnung des Gemeinderates
(GOGR) § 19 beantrage ich die Eréffnung
der Debatte.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Ich habe vor-
her gesagt, dass ich auch dafir ware. Wenn
13 Gemeinderatinnen bzw. Gemeinderate
daflr sind, bin ich die 14. Stimme, denn ich
mochte mein Wort nicht brechen.

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, RUDI,
5 OVP und PIRAT, 12 Stimmen):

Die Eréffnung der Debatte wird abgelehnt.

Bgm." Mag.® Oppitz-Plérer: Die von RUDI
und FPO eingebrachte dringende Anfrage
(Seite 535) wird wie folgt beantwortet:

Zu Frage 1. a): Grundsatzlich sind alle
Rechtsgeschafte, Liegenschaften betref-
fend, Gegenstand der Beratungen im Ge-
meinderat oder Stadtsenat und es kann je-
derzeit, aus den, allen Gemeinderatinnen
und Gemeinderaten zuganglichen Protokol-
len, jegliche Information entnommen wer-
den, um welche Grundstucke es sich han-
delt, wer Vertragspartnerin und Vertrags-
partner ist, zu welchen Konditionen und Be-
dingungen diese Rechtsgeschafte durchge-
fuhrt wurden etc.

Rechtsgeschéafte von Beteiligungen brau-
chen generell keine stadtischen Beschlisse
und werden nur im Zuge von Behdrdenver-
fahren wie z. B. im Grundverkehr, bekannt.
Dabei unterliegen die Daten der Amtsver-
schwiegenheit.

Die Stadt Innsbruck und auch die Innsbru-
cker Immobilien GmbH & Co KG (lIG) ha-
ben in den Jahren seit 2010 auch in der
KG Igls Grundstlicke erworben und verau-
Rert.

Zu Frage 1. b): Die Innsbrucker Immobilien
GmbH & Co KG (lIG) hat beispielsweise

- gemal Beschluss des Gemeinderates
vom 29.03.2012 mit Kaufvertrag vom

30.03.2012 das Grundstiick im
Ausmal von 412 m? an

und ZUu einem
Kaufpreis von verkauft.
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Die Stadt Innsbruck hat beispielsweise

- von und
aus Grundstiick eine

Teilflache von 62 m? sowie

aus Grundstlick
eine Teilflache von 26 m?, aus
Grundstiick ] eine Teilflache von
16 m? sowie aus Grundstiick [l ei-
ne Teilflache von 1 m? erworben.

- von

Die Ubernahme in das offentliche Gut der
Stadt Innsbruck erfolgte jeweils unentgelt-
lich.

Im Gegenzug wurde beispielsweise das
Grundstlck im Ausmalfl von 86 m?, da-
bei handelt es sich um eine Restflache des
offentlichen Gutes, zu einem Kaufpreis von
an verkauft.

Die abschlieBende Recherche und vollzah-
lige Anflhrung aller Rechtsgeschafte in den
genannten fast sechs Jahren ist in der ver-

fugbaren kurzen Frist nicht méglich.

Zu Frage 1. c): Die unter Punkt 1. b) bei-
spielhaft angeflihrten Rechtsgeschafte wur-
den im Jahr 2013 Innsbrucker Immobilien
GmbH & Co KG (IIG) bzw. 2015 (Stadt
Innsbruck) grundbucherlich durchgefihrt.

Zu Frage 2. a): Grundsatzlich sind alle
Rechtsgeschafte, Liegenschaften betref-
fend, Gegenstand der Beratungen im Ge-
meinderat oder Stadtsenat und es kann je-
derzeit aus den, allen Gemeinderatinnen
und Gemeinderaten zuganglichen Protokol-
len, jegliche Information enthommen wer-
den, um welche Grundstiicke es sich han-
delt, wer Vertragspartnerin und Vertrags-
partner ist, zu welchen Konditionen und Be-
dingungen diese Rechtsgeschafte durchge-
fuhrt wurden etc.

Daraus ergibt sich fur die Jahre ab 2010,
dass auch Rechtsgeschéafte der Stadt Inns-
bruck und der Innsbrucker Immobilien
GmbH & Co KG (lIG) abgeschlossen wur-
den, die Grundstlicke in der KG Igls betref-
fen.

Zu Frage 2. b): Die Innsbrucker Immobilien
GmbH & Co KG (lIG) hat beispielsweise

- gemal Beschluss des Stadtsenats vom
03.12.2013 mit der Firma Unterberger
Immobilien GmbH, und
der Stadt Innsbruck am 08.07.2014 ei-
nen Dienstbarkeitsvertrag abgeschlos-
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sen, mit dem unentgeltlich diverse ge-
genseitige Geh- und Fahrrechte sowie
Leitungsrechte eingeraumt wurden. Die
grundbicherliche Durchfihrung erfolg-
te 2014.

Betroffen sind die Grundstiicke || Gz

Die Stadt Innsbruck hat beispielsweise

- die Grundstticke
sowie eine Teilfla-

che der Grundstuicke ,
im Gesamtausmalf von 28.550 m?, an

verpachtet. Der jahr-
liche Pachtzins betragt | wertgesi-
chert. Das Pachtverhaltnis wurde be-
ginnend mit 01.04.2012 auf die Dauer
von finf Jahren abgeschlossen.

- die Grundstlcke
im Gesamt-

ausmald von 15.374 m? an i
verpachtet. Die Uber-
er-

lassung an
folgt unentgeltlich. Im Gegenzug be-
treut den Igler
Friedhof. Das Pachtverhaltnis wurde
beginnend mit 01.01.2012 auf die Dau-
er von funf Jahren abgeschlossen.

- eine Teilflache des Grundstiicks im
Ausmald von 85 m? an
vermietet. Der monatliche Pachtzins

betragt |l wertgesichert. Das
Mietverhaltnis wurde beginnend mit

01.02.2014 auf die Dauer von funf Jah-
ren abgeschlossen.

- das Grundstiick im Ausmalf von
3.099 m2 von und ande-
ren angemietet. Der jahrliche Mietzins

betragt |l wertgesichert. Das
Mietverhaltnis wurde beginnend mit

01.01.2015 auf die Dauer von funf Jah-
ren abgeschlossen.

Die abschliellende Recherche und vollzéh-
lige Anflhrung aller Rechtsgeschafte in den
genannten fast sechs Jahren ist in der ver-
fugbaren kurzen Frist nicht moglich.

Zu Frage 2. c): Siehe dazu Antwort zu Fra-
ge 2. b).

Zu Frage 3. a): Ja, es gibt seit dem
15.07.2014 nahezu taglich mit nahezu allen
Dienststellen im Haus (mit Ausnahme der
Mag.-Abt. Il, Soziales, und Mag.-Abt. IV,
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Wohnungsservice) Besprechungen, Sitzun-
gen, Verhandlungen im Zusammenhang mit
dem Betrieb bzw. der Neuerrichtung einer
Aufstiegshilfe auf den Patscherkofel. Inhalt
dieser Gesprache ist eine effiziente und
wirtschaftliche tragbare qualitatsvolle Auf-
stiegshilfe auf den Patscherkofel.

Zu Frage 3. b): Siehe dazu auch Antwort zu
Frage 3. a). Ziel und Inhalt sind die Absiche-
rung des laufenden Betriebes der Liftanla-
gen der Patscherkofelbahnen GmbH & Co.
KG (PKB KG) und die Erarbeitung von
Grundlagen und Vertragen bzw. Zustim-
mungen zum geplanten Neubau einer 10er-
Einseilumlaufbahn von der Rémerstralle
sowie zur Anbindung der Rémerstrale an
den Stadtteil Igls.

Zu Frage 3. c): Laufend, an allen Tagen der
Woche.

Zu Frage 4. a): Ja, zur Erarbeitung von
Ausschreibungsunterlagen im Zusammen-
hang mit der Neuerrichtung einer 10er-
Einseilumlaufbahn und den begleitenden
Abbrucharbeiten.

Zu Frage 4. b): Firma Melzer & Hopfner in
Bregenz, Auftragsvolumen € 85.000,--. Fir-
ma DI Loidl, Alpine Beratungs- und Pla-
nungsgmbH, Auftragsvolumen € 14.000,--.

Zu Frage 4. c): Nach Berichterstattung im
Beirat 1 am 13.05.2015 Vertragsabschluss
am 22.07.2015 mit der Fa. Melzer & Hopf-
ner und am 06.08.2015 mit der Firma

DI Loidl, weitere Berichterstattung im Bei-
rat 1 war am 28.09.2015.

Anhang laut Stadtsenatsbeschluss vom
20.07.2010:

Der angefallene zeitliche Arbeitsaufwand
aller Dienststellen zur Erstellung dieser Be-
antwortungsvorlage betragt neun Stunden
und 25 Minuten.

Die schriftliche Beantwortung der dringen-
den Anfrage der Mag.-Abt. |, Kanzlei fir
Gemeinderat und Stadtsenat, vom
15.10.2015 wurde den Klubs und den nicht
einem Klub angehérenden Gemeinderats-
mitgliedern am Beginn der Sitzung zur Ver-
fugung gestellt.
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59.  Allfallige Debatten gemaf § 18
Geschéaftsordnung des Gemeinde-
rates (GOGR)

59.1 Maglbk/8123/MD-POL/15

Sportanlage fur den Paddel- und
Surfsport an der Sillmindung
("Sillwelle"), Sperre, Gesamtkos-
ten, Wiedererdffnung (GR Bucha-
cher)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer Die von

GR Buchacher und Mitunterzeichnerinnen
und Mitunterzeichnern in der Sitzung des
Gemeinderates am 16.07.2015 eingebrach-
te Anfrage wird wie folgt beantwortet:

Frage 1.: Welche Grinde liegen fiir das
Nichtfunktionieren bzw. die Sperre der
Sportanlage vor?

Antwort: Eine stehende Welle zur Nutzung
fur den Kajak- oder Surfsport hat sich nach
Baufertigstellung, welche exakt nach der
Planung und dem wasserbautechnischen
Versuch erfolgte, nicht eingestellt. Die Was-
serstromung ist fiir Wassersport nicht ge-
eignet, das Wasser ist durch den Sohlab-
sturz mit hohem Luftanteil versetzt, sodass
der Auftrieb im Wasser reduziert und damit
auch fir Schwimmerinnen und Schwimmer
gefahrlich ist. Daher erfolgte die Sperre.

Frage 2.: Wie hoch sind die bisherigen Ge-
samtkosten fur diese Sportanlage?

Antwort: Die Gesamtkosten betrugen
€ 640.000,--.

Frage 3.: Welche Losungsmoglichkeiten
kann die Universitat Innsbruck (UNI) mit
dem Land Tirol fur diesen Standort einbrin-
gen?

Antwort: Laut wasserbautechnischen Be-
rechnungen und Modellversuchen im groRRe-
ren Mal3stab ist es gemaR den Erkenntnis-
sen des Arbeitsbereiches Wasserbau an
der Universitat Innsbruck (UNI) unter den
gegebenen geometrischen Voraussetzun-
gen und dem Wasserandrang prinzipiell
moglich, am Standort eine fur sportliche
Nutzung geeignete Welle zu erzeugen. Je-
doch ist dies nur mit beweglichen Teilen
und Umbauten im Absturzbereich maglich,
welche jedoch eine geschiebefreie Anstro-
mung erfordern. Eine Ldsung, welche auch
bei der anfallenden Geschiebemenge funk-
tioniert, ist noch nicht gefunden.
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Frage 4.: Welcher Zeitraum ist daftir vorge-
sehen bzw. ist GUberhaupt mit einer Wieder-
eroffnung der Anlage zu rechnen?

Antwort: Es bestehen derzeit keine zeitli-
chen Planungen hinsichtlich eines Umbaus
der Anlage, welche fiir eine Offnung zwin-
gend ist.

Frage 5.: Gab es vor der baulichen Errich-
tung dieser Sportanlage eine Prifung Gber
die Eignung des Standorts?

Antwort: Die Standorteignung wurde im
wasserbaulichen Modellversuch der Bun-
desanstalt fir Wasserbau des Lebensminis-
teriums (BAW) gepruft.

Frage 6.: Im Englischen Garten der Stadt
Minchen werden den Sportlerinnen und
Sportlern mehrere "Surfwellen" angeboten,
die auch hervorragend funktionieren. Wa-
rum ist dies bei uns nicht moéglich?

Antwort: Die Anlage im Englischen Garten
in Munchen hat einen konstanten Zufluss
von geschiebefreiem Wasser, eine verstell-
bare Wehreinrichtung und einen definierten
Wasserstand unterhalb des Wehrabsturzes.
Die Anlage in Munchen ist auch nicht fur
den Kajaksport tauglich, sondern nur fur
den Surfsport. Hinsichtlich Komplexitat,
Wellenentstehung und Nutzungsanforde-
rung sind beide Standorte damit nicht ver-
gleichbar.

Frage 7.. Gebe es daflr sillaufwarts nicht
geeignete Moglichkeiten, das gleiche und
bessere Ergebnis zu erreichen?

Antwort: Alternative Moglichkeiten an der
Sill wurden nicht gepruft.

Anhang laut Stadtsenatsbeschluss vom
20.07.2010:

Der angefallene zeitliche Arbeitsaufwand
aller Dienststellen zur Erstellung dieser Be-
antwortungsvorlage betragt acht Stunden.

Die schriftliche Anfragebeantwortung des
Blros des Magistratsdirektors vom
18.09.2015 wurde den Klubs und den nicht
einem Klub angehérenden Gemeinderats-
mitgliedern am Beginn der Sitzung zur Ver-
fugung gestellt.
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59.2 Maglbk/8123/MD-POL/16

Kosten und Auslastung des Pro-
jektes "Stadtrad" (GR" Gregoire)

Bgm." Mag.” Oppitz-Plérer Die von

GR" Gregoire und Mitunterzeichnerinnen
und Mitunterzeichnern in der Sitzung des
Gemeinderates am 16.07.2015 eingebrach-
te Anfrage wird laut Beilage beantwortet.

Anhang laut Stadtsenatsbeschluss vom
20.07.2010:

Der angefallene zeitliche Arbeitsaufwand
aller Dienststellen zur Erstellung dieser Be-
antwortungsvorlage betragt vier Stunden.

Die schriftliche Anfragebeantwortung des
Blros des Magistratsdirektors vom
18.09.2015 wurde den Klubs und den nicht
einem Klub angehérenden Gemeinderats-
mitgliedern am Beginn der Sitzung zur Ver-
fligung gestellt.

59.3 Maglbk/8123/MD-POL/17

Unterbringung von Asylwerberin-
nen, Asylwerbern und Drittstaats-
angehdrigen mit unklarem Auf-
enthaltsstatus im Ferienheim
"Wildmoos" (GR Kunst)

Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer: Die von

GR Kunst und Mitunterzeichnerinnen und
Mitunterzeichnern in der Sitzung des Ge-
meinderates am 16.07.2015 eingebrachte
Anfrage wird wie folgt beantwortet:

Frage 1.

a) Wie viele Drittstaatsangehdrige wurden
im Rahmen der Grundversorgung, auf-
geschlisselt nach einzelnen Unterbrin-
gungstagen, im Ferienheim Wildmoos

einquartiert?

Antwort: Es wurden keine Drittstaatsange-
hérigen im Rahmen der Grundversorgung
untergebracht. Es wurden unbegleitete min-
derjahrige Fluchtlinge im Sinne des § 12

Fremdenpolizeigesetz (FPG) untergebracht.

10.06.2015: 44
11.06.2015: 45
12.06.2015: 50
13.06.2015: 55
14.06.2015: 56
15.06.2015: 56
16.06.2015: 44
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b) Uber welchen Zeitraum erstreckt(e)
sich die gegenstandliche Unterbrin-

gung?
Antwort: 10.06.2015 bis 16.06.2015.
Frage 2.:

a) lIstesrichtig, dass es im Rahmen der
gegenstandlichen Unterbringung zu
Verhaltensweisen von Drittstaatsange-
hdrigen kam, die ein Einschreiten von
Polizeibeamtinnen bzw. der mit der Be-
treuung betrauten Personen mit MaR-
nahmen der unmittelbaren Befehls- und
Zwangsgewalt erforderlich gemacht

haben?
Antwort: Nein.

b) Falls ja, um wie viele Vorfalle handelte
es sich dabei und wie viele Drittstaats-
angehdrige waren daran jeweils betei-

ligt?
Antwort: Siehe Antwort zu Frage 2. a).

c) Falls ja, welche Sachschaden wurden
dabei angerichtet und wie viele Perso-

nen wurden dabei jeweils verletzt?
Antwort: Siehe Antwort zu Frage 2. a).

d) Falls ja, warum wurde die Offentlichkeit

Uber diese Vorfalle nicht informiert?
Antwort: Siehe Antwort zu Frage 2. a).
Frage 3.:

a) Kam esim Zuge der gegenstandlichen
Unterbringung zu Verstdflien gegen die
Drittstaatsangehérigen vorgeschriebe-
nen Verhaltensregeln (z. B. Hausord-
nung) oder gegen die fur den genann-
ten Personenkreis geltenden Verpflich-
tungen aus den die Grundversorgung

regelnden Rechtsnormen?
Antwort: Nein.

b) Falls ja, um wie viele Falle handelt es
sich dabei und welcher Art waren die

jeweiligen VerstoRe?
Antwort: Siehe Antwort zu Frage 3. a).
Frage 4.:

a) Kam esim Zuge der gegenstandlichen
Unterbringung zu Krankheitsfallen bei
den betreffenden Drittstaatsangehoéri-
gen oder den zu deren Betreuung bzw.

Versorgung eingesetzten stadtischen
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie
Helferinnen und Helfern?

Antwort: Ja.

b) Falls ja, wie viele Krankheitsfélle traten
auf und welche Erkrankungen konnten
dabei, aufgeschlisselt nach Drittstaats-
angehorigen und Personal, festgestellt

werden?

Antwort: Einmal Zahnschmerzen bei Dritt-
staatsangehdrigen. Einmal Sommergrippe
bei Personal.

c) Falls ja, in wie vielen Fallen kam es zur
Ubertragung von Krankheiten innerhalb
des Personenkreises der Drittstaatsan-
gehdrigen und um welche Krankheiten

handelte es sich dabei?
Antwort: In keinem Fall.

d) Falls ja, in wie vielen Fallen kam es zur
Ubertragung von Krankheiten von Dritt-
staatsangehdrigen auf Betreuungs-
bzw. Versorgungspersonal und um
welche Krankheiten handelte es sich

dabei?
Antwort: In keinem Fall.
Frage 5.:

a) Ist es beabsichtigt, das Ferienheim
"Wildmoos" 2015 auch wieder im Sinne
seiner eigentlichen Zweckbestimmung
als Erholungseinrichtung fur Minderjah-

rige zu nutzen?
Antwort: Ja.

b) Falls ja, welche MaRnahmen sind er-
forderlich, um eine solche Nutzung zu
ermdglichen und mit welchen Kosten

sind diese jeweils verbunden?
Antwort: Keine.

c) Falls ja, welche Instandhaltungsarbei-
ten sind erforderlich, die durch unsach-
gemalfien oder ubermafRigen Gebrauch

begrindet sind?
Antwort: Keine.

d) Falls ja, welche MaRnahmen sind er-
forderlich, um die Ubertragung von

Krankheiten zu unterbinden bzw. die
erforderlichen hygienischen Mindest-

standards wiederherzustellen?
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Antwort: Reinigung des Gebaudes und
Wechsel der Matratzen. Dies ist nach Be-
endigung der Nutzung unverziiglich erfolgt.

Frage 6.:

a) Auf welcher Rechtsgrundlage basiert
die Unterbringung von Drittstaatsange-
horigen im Rahmen der Grundversor-

gung im Ferienheim "Wildmoos"?

Antwort: Die Unterbringung erfolgte nicht
im Rahmen der Grundversorgung, sondern
aufgrund des § 12 Fremdenpolizeigesetzes
(FPG) sowie Bestimmungen des Tiroler
Kinder- und Jugendhilfegesetzes (TKJHG).

b) Falls im Zuge der gegenstandlichen
Unterbringung Vertrage mit juristischen
Personen, insbesondere dem Ferienko-
lonieverein Hotting-Wildmoos, abge-
schlossen wurden, welche konkreten
wechselseitigen Rechte bzw. Verpflich-

tungen wurden dabei begriindet?
Antwort: Keine.

Anhang laut Stadtsenatsbeschluss vom
20.07.2010:

Der angefallene zeitliche Arbeitsaufwand
aller Dienststellen zur Erstellung dieser Be-
antwortungsvorlage betragt eine Stunde.

Die schriftliche Anfragebeantwortung des
Blros des Magistratsdirektors vom
17.09.2015 wurde den Klubs und den nicht
einem Klub angehérenden Gemeinderats-
mitgliedern am Beginn der Sitzung zur Ver-
fligung gestellt.

60. Einbringung von Anfragen

60.1 Maglbk/8123/MD-POL/18

Anzahl islamischer Vielehen in
Innsbruck (GR" Gregoire)

GR™" Gregoire: Ich stelle gemeinsam mit
meiner Mitunterzeichnerin und meinen Mit-
unterzeichnern folgende Anfrage:

Neben Zwangsbeschneidungen, Zwangs-
und Verwandtenehen sowie Ehrenmorden
stellen Vielehen eines der bedeutendsten
jener Phanomene im islamischen Kultur-
kreis dar, welche mit der europaischen Kul-
tur und der 6sterreichischen Rechtsordnung
nicht vereinbar sind.
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Die in Europa dabei praktizierte Form der
Vielehe besteht dabei darin, dass muslimi-
sche Manner eine Partnerin standesamtlich
heiraten, wahrend sie die weiteren Partne-
rinnen nur nach islamischem Ritus heiraten.
Diese "Nebenfrauen" gelten sodann, so sie
Kinder bekommen, als Alleinerzieherinnen,
und beziehen dementsprechende sozial-
staatliche Leistungen.

In diesem Zusammenhang wird ersucht,
folgende Fragen zu beantworten:

1.  Welchen Anteil machen Angehdrige is-
lamischer Glaubensrichtungen in abso-
luten Zahlen wie prozentuell an der Be-
volkerung der Landeshauptstadt Inns-
bruck (Hauptwohnsitznehmerinnen und
-nehmer) aus?

Wie viele alleinerziehende Mutter, die
einer islamischen Glaubensrichtung
angehoren, haben ihren Hauptwohnsitz
in Innsbruck?

Wie viele Vielehen von Angeharigen
islamischer Glaubensrichtungen mit
Hauptwohnsitz in Innsbruck sind Ihnen
bekannt?

Falls Daten/Statistiken zu den in den
Fragen 1. bis 3. aufgeworfenen The-
men fehlen sollten, warum wurden sol-
che Daten/Statistiken bislang nicht er-
hoben bzw. erstellt?

Gregoire, Dengg, Federspiel, Haager, Kunst

und Vescoli, alle eigenhandig

60.2 Maglbk/8123/MD-POL/19

Wohnungsvergabe durch die
Stadt Innsbruck (GR" Gregoire)

GR™" Gregoire: Ich stelle gemeinsam mit
meiner Mitunterzeichnerin und meinen Mit-
unterzeichnern folgende Anfrage:

Gemal Artikel 11 in Verbindung mit Arti-
kel 4 der Richtlinie 2003/109/EG des Rates
vom 25.11.2003 betreffend die Rechtsstel-
lung der langfristig aufenthaltsberechtigten
Drittstaatsangehorigen sind sogenannte
"langfristig Aufenthaltsberechtigte" hinsicht-
lich des Zugangs zum Arbeitsmarkt und zu
Bildungseinrichtungen, der Anerkennung
von Ausbildungsnachweisen, des Bereichs
der sozialen Sicherheit (inkl. Sozialhilfe!),
steuerlicher Vergunstigungen, berufsstandi-
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scher bzw. sozialpartnerschaftlicher Vertre-
tung, des Zugangs zu Waren und Dienst-
leistungen sowie hinsichtlich der Wohn-
raumvergabe wie eigene Staatsangehorige
zu behandeln. "Langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigte bzw. -berechtigter" kann grund-
satzlich eine Drittstaatsangehorige bzw. ein
Drittstaatsangehoriger werden, die/der sich
unmittelbar vor der Stellung des entspre-
chenden Antrags funf Jahre lang ununter-
brochen rechtmafig im betreffenden EU-
Land aufgehalten hat.

In diesem Zusammenhang wird ersucht,
folgende Fragen zu beantworten:

1. a) Wurden seit dem 01.01.2013 durch
die Mag.-Abt. IV, Wohnungsservice,
bzw. den Stadtsenat der Landes-
hauptstadt Innsbruck, Wohnungen,
fur welche die Stadt Innsbruck das
Vergaberecht besitzt, an Dritt-
staatsangehdrige vergeben, die
nicht als langfristig aufenthaltsbe-
rechtigt gelten (bzw. zum Vergabe-
zeitpunkt galten) bzw. die sich un-
mittelbar vor der Stellung des ent-
sprechenden Antrags nicht funf
Jahre lang ununterbrochen recht-
maRig in Osterreich aufgehalten
haben (bzw. hatten)?

Falls ja, um wie viele Drittstaatsan-
gehorige bzw. vergebene Wohnun-
gen handelt(e) es sich dabei je-
weils, aufgeschlUsselt nach Kalen-
dermonaten bzw. Jahren und Woh-
nungskategorien?

b)

Aus welchen Grunden erfolgten die
gegenstandlichen Wohnungsverga-
ben jeweils?

Wurden seit dem 01.01.2013 durch
die Mag.-Abt. IV, Wohnungsservice
bzw. den Stadtsenat der Landes-
hauptstadt Innsbruck, Wohnungs-
werberinnen bzw. -werber mit Dritt-
staatsangehdrigkeit auf der Woh-
nungswerber(vormerk)liste entge-
gen den stadtischen Bestimmungen
fur die Vergabe von Mietwohnun-
gen (Richtlinie fir die Vormerkung
als Mietwohnungswerberin und
-werber bzw. Punktesystem fur
Mietwohnungswerberinnen und -
werber bzw. Wohnungstauschwer-
berinnen und -werber) bzw. einzel-
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ner Bestimmungen derselben vor-
gereiht?

Falls ja, um wie viele Drittstaatsan-
gehorige handelt(e) es sich dabei
jeweils, aufgeschlisselt nach Ka-
lendermonaten bzw. Jahren und
aus welchen Grinden erfolgte je-
weils diese Vorreihung?

Wurden seit dem 01.01.2013 durch
die Mag.-Abt. IV, Wohnungsservice,
bzw. den Stadtsenat der Landes-
hauptstadt Innsbruck, Wohnungs-
werberinnen und -werbe mit Dritt-
staatsangehdrigkeit auf der Woh-
nungswerber(vormerk)liste im
Rahmen der stadtischen Bestim-
mungen flr die Vergabe von Miet-
wohnungen aus dem Grund dro-
hender/bestehender Wohnungslo-
sigkeit oder unter dem Titel "beson-
ders bericksichtigungswirdige und
dringende Falle", vorgereiht?

Falls ja, um wie viele Drittstaatsan-
gehorige handelt(e) es sich dabei
jeweils, aufgeschlisselt nach Ka-
lendermonaten bzw. Jahren, und
aus welchen Grinden erfolgte je-
weils diese Vorreihung?

Gregoire, Dengg, Federspiel, Haager, Kunst
und Vescoli, alle eigenhandig

60.3 Maglbk/8123/MD-POL/20

Brucke uber den Lohbach, Sanie-
rung/Neubau wegen Tragfahig-
keitsanspriche; weitere Briicken
in Innsbruck, Uberprifung hin-
sichtlich Befahrung (GR™ Reis-
ecker)

GR™ Reisecker: Ich stelle gemeinsam mit
meinen Mitunterzeichnerinnen und Mitun-
terzeichnern folgende Anfrage:

Die Fliedergasse in Hotting-West ist von
zweispurigen Kraftfahrzeugen nur tber eine
Briicke, welche Gber den Lohbach fihrt, zu
erreichen. In dieser Gasse stehen gut zehn
Wohngebaude, in denen unter anderem
auch altere Menschen leben. Bisher durften
die Fahrzeuge der Innsbrucker Kommunal-
betriebe AG (IKB) die Briicke Uber den Loh-
bach befahren, um die wochentliche Mill-
abholung zu erledigen. Daflir lagen die ent-
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sprechenden Ausnahmegenehmigungen
VOr.

Mittlerweile werden diese Ausnahmege-
nehmigungen seitens der Stadt Innsbruck
mit dem Verweis auf die Tragfahigkeits-
grenzen der Briicke versagt. Die Bewohne-
rinnen und Bewohner sind daher dazu an-
gehalten, die Container selbst bis Uber die
Briicke zu bringen oder die Mehrkosten
durch die aufwendige Abholung seitens der
Innsbrucker Kommunalbetriebe AG (IKB) zu
bezahlen.

Frau Blrgermeisterin moge daher folgende
Fragen beantworten:

1. Gibt es bereits eine Veranlassung sei-
tens der Stadt Innsbruck, die betreffen-
de Brlcke Uber den Lohbach zu sanie-
ren, um den Tragfahigkeitsanspriichen
der Muilifahrzeuge zu entsprechen?
Wenn nein, warum nicht?

Gibt es Ausnahmegenehmigungen fur
andere Fahrzeuge mit ahnlichen Ge-
wichtsverhaltnissen (etwa Feuerwehr-
fahrzeuge)?

Durch die aufwendige Abholung der
Mullcontainer seitens der Innsbrucker
Kommunalbetriebe AG (IKB) sind die
Betroffenen mit Mehrkosten konfron-
tiert. Werden diese Mehrkosten von der
Stadt Innsbruck tibernommen?

Sind - abgesehen von der Bricke, die
Uber den Lohbach in die Fliedergasse
fuhrt - noch weitere Briicken in Inns-
bruck von dieser Problematik betrof-
fen? Wenn ja, wie viele?

Wenn ja, wird flr das gesamte Stadt-
gebiet an einer alternativen Losung ge-
arbeitet?

Reisecker, Blaser Hajnal MAS, Eberl, Grin-
bacher, Weiler und Mag.? Yildirim, alle ei-
genhandig
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60.4 Maglbk/8123/MD-POL/21

Imageanalyse des "SORA-

Institutes for Social Research and
Consulting", Befragung der ress-
ortfihrenden Stadtsenatsmitglie-
der, Nichtveroffentlichung der Er-
gebnisse und der Analysen

(GR"™ MMag.? Traweger-Ravanelli)

GR™ MMag.? Traweger-Ravanelli: Ich stel-
le gemeinsam mit meiner Mitunterzeichnerin
und meinen Mitunterzeichnern folgende An-
frage:

Im Juni 2015 wurde vom "SORA Institute for
Social Research and Consulting" eine re-
prasentative Imageanalyse im Auftrag der
Stadt Innsbruck durchgefiihrt. Das Ergebnis
wurde zum Teil am 15.09.2015 der Offent-
lichkeit prasentiert.

Im Zuge dieser Umfrage wurde laut uns be-
kannten Informationen den Befragten auch
die Fragen gestellt, ob folgende Mitglieder
des Stadtsenates bekannt oder nicht be-
kannt sind (in der befragten Reihenfolge):
Bgm.-Stellv. Kaufmann, StR Mag. Fritz,
Bgm." Mag.? Oppitz-Plorer, Bgm.-Stellv."
Mag.? Pitscheider, StR Pechlaner, und wie
zufrieden man mit den jeweiligen Stadtpoli-
tikerinnen und -politikern ist. Die auf die
ressortfihrenden Personen bezogenen
Antworten und Analysen wurden jedoch
nicht veroéffentlicht.

Aus diesem Grund ergehen folgende Anfra-
gen:

1.  Wurden in der angeflihrten SORA-Um-
frage der Stadt Innsbruck auch die Be-
kanntheit und Zufriedenheit mit Mitglie-
dern des Stadtsenates abgefragt?

2. Wie lautet im Falle das Ergebnis und
die Analyse der Frage nach der Be-
kanntheit der ressortfiihrenden Stadt-
senatsmitglieder?

3. Wie lautet im Falle das Ergebnis und
die Analyse der Frage nach der Zufrie-
denheit mit den ressortfihrenden
Stadtsenatsmitgliedern?

4. Warum wurden im Falle dieses Ergeb-
nis und diese Analyse nicht im Zuge
der Prasentation am 15.09.2015 verof-
fentlicht?

MMag.? Traweger-Ravanelli, Hitzl,
Mag. Jahn, Kritzinger, DI" Sprenger und
Weilguny, alle eigenhandig

61. Einbringung von Antragen

61.1 |-OEF 68/2015

Griesauweg, Errichtung eines
Gehsteiges auf Hohe Haus Nr. 30
(GR™ MMag.? Traweger-Ravanelli)

GR'"™ MMag.? Traweger-Ravanelli: Ich stel-
le gemeinsam mit meiner Mitunterzeichnerin
und meinen Mitunterzeichnern folgenden
Antrag:

Der Gemeinderat mége beschlielen:

Die zustandigen Dienststellen im Stadtma-
gistrat Innsbruck werden beauftragt, die Er-
richtung eines Gehsteiges im Griesauweg
(v. a. Bereich Griesauweg 30) vorzubereiten
und umzusetzen.

Die notwendige Bedeckung erfolgt tber die
entsprechende Bertcksichtigung im Jahres-
voranschlag der Landeshauptstadt Inns-
bruck fur das Rechnungsjahr 2016.

MMag.? Traweger-Ravanelli, Hitzl,
Mag. Jahn, Kritzinger, DI" Sprenger und
Weilguny, alle eigenhandig

Bldrgermeldungen bestatigen, dass es im
Griesauweg (ca. Hohe HNr. 30) dringend
einen Gehsteig bendtigt. Derzeit gibt es dort
an keiner Straf3enseite einen Gehsteig. So-
wohl die Verkehrssicherheit vor Ort, als
auch die Optik sind klare Grinde fir eine
moglichst rasche Realisierung.

61.2 |-OEF 69/2015

Seniorinnen- und Senioren-
Pflegeheime der Stadt Innsbruck,
Schaffung von weiteren Einsatz-
platzen fur das freiwillige soziale
Jahr (GR" DI" Sprenger)

GR™ DI Sprenger: Ich stelle gemeinsam
mit meiner Mitunterzeichnerin und meinen
Mitunterzeichnern folgenden Antrag:
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Der Gemeinderat mdge beschliel3en:

Die Stadt Innsbruck mdége in den Seniorin-
nen- und Senioren-Pflegeheimen der Stadt
Innsbruck neue Einsatzstellen mit moglichst
zahlreichen Einsatzplatzen fir das freiwillige
soziale Jahr installieren.

Die finanzielle Bedeckung ist in den folgen-
den Jahresvoranschlagen der Landes-
hauptstadt Innsbruck fir das Rechnungsjahr
vorzusehen.

DI™ Sprenger, MMMMag. Dr. Adam, Gruber,
Hitzl, Mag. Jahn, Kritzinger, MMag.? Trawe-
ger-Ravanelli und Weilguny, alle eigenhan-
dig

Das freiwillige soziale Jahr ist eine gute
Madglichkeit, jungen Menschen einen Ein-
blick in verschiedenste Arbeiten im Sozial-
bereich zu geben. Die Zahlen zeigen, dass
80 % der Freiwilligen sich nach dem freiwil-
ligen sozialen Jahr fiir einen Sozialberuf
entscheiden. Damit kann langfristig dem Ar-
beitskraftemangel im Sozialbereich begeg-
net werden.

In Tirol sind Einsatzplatze vor allem im Be-
hindertenbereich vorhanden, aber im Pfle-
gebereich Mangelware. Durch die Schaf-
fung von weiteren Einsatzplatzen im Pfle-
gebereich kann die Intensitat und Qualitat
der Betreuung durch verstarkte Zuwendung
zu den Betreuten in Form von Spaziergan-
gen, Vorlesen etc. wesentlich verbessert
werden.

61.3 |-OEF 70/2015

Radfahrerinnen, Radfahrer, Ful3-
gangerinnen und FuRganger, Be-
richt iGber Mallnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit; Einfih-
rung von Kennnummern fir Fahr-
rader (GR Kritzinger)

GR Kritzinger: Ich stelle gemeinsam mit
meiner Mitunterzeichnerin und meinen Mit-
unterzeichnern folgenden Antrag:

Der Gemeinderat mége beschliefen:

Die zustandigen Dienststellen im Stadtma-
gistrat Innsbruck (insbesondere der Radko-
ordinator) werden beauftragt einen Bericht
zu erstellen, der Mdglichkeiten zur Hebung
der Sicherheit von Radfahrerinnen, Radfah-
rern, FuBgangerinnen und FuRgangern auf-
zeigt. Dieser Bericht soll Grundlage fiir
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MalRnahmen zur Verbesserung der Sicher-
heit in diesem Bereich sein. Schwerpunkt
soll dabei insbesondere die Situation auf
der Nordkette (Downbhillerinnen, Downhiller,
Mountainbikerinnen und Mountainbiker)
sein. AuRerdem soll die Méglichkeit der Ein-
fuhrung von Kennnummern (Nummernta-
feln) fur Fahrrader und die damit verbunde-
ne Verbesserung der Sicherheit geprift
werden.

Kritzinger, MMMMag. Dr. Adam, Gruber,
MMag.? Traweger-Ravanelli und Weilguny,
alle eigenhandig

Immer wieder kommt es zu gefahrlichen Si-
tuationen zwischen Fahrradfahrerinnen,
Fahrradfahrern sowie Fultgangerinnen und
FuRgangern. Insbesondere altere Men-
schen fuhlen sich in solchen Situationen
besonders gefahrdet.

Um dieses Problem deutlich zu verbessern,
soll dieser Bericht zur Fahrradsicherheit
ausgearbeitet und Grundlage fir weitere
Entscheidungen sein.

Bgm." Mag.? Oppitz-Plérer: Wir sind damit
am Ende der Tagesordnung. Ich schliee
die Sitzung.

Die SchriftfUhrerinnen:

Die Burgermeisterin:
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(zurtck)

fur die Sitzung des Gemeinderates am 15. Oktober 2015

o%v/% Fanz

ABENTHUM Franz (FI)

ILMER Quirin (bis 17:30 Uhr)
WEILGUNY Reinhold (ab 17:30 Uhr)

APPLER Christeph (OVP)
MAS BLASER HAJNAL Ruth
BUGCHAGHER Helmut (SPO)

CARLI Thomas (GRUNE)

DENGG Andrea (RUDI)

- » A7 G 7 A oL NS
DUFTNER Marcela (GRUNE) f‘&u/? ..... L’ﬁ .......
M C—“"
EBERL Angela (SPO) P o ol -, R
# / 2 7
7 )/ |

FEDERSPIEL Rudi (RUDI)

Mag. FRITZ Gerhard (GRUNE)

GREGOIRE Deborah (FPO)



RagglA
Schreibmaschinentext
(zurück)


GRUBER Franz Xaver (OVP)

GRUNBACHER Arno (SPO)

HAAGER Christian (RUDI)

Dipl.-Ing." FISCHER Gabriele (bis 17:30 Uhr)

Mag.? HEIS Kathrin (GRUNE)

HITZL Franz (OVP)

Mag. JAHN Lorenz (OVP)

KAUFMANN Christoph (FI)

Ing. HUTER Bernhard

KEUSCHNIGG Herlinde (F1)

Mag KOGLER Christian (OVP)

Mag. KRACKL Lucas (FI)

Dr." KRAMMER-STARK Renate (GRUNE)

KRITZINGER Helmut
(TIROLER SENIORENBUND)




KUNST Andreas (FPO)

MOSER Elfriede (ab ca. 16:00 Uhr)

Dr." MOSER Patrizia (F1) (ab ca. 16:00 Uhr)

Dr. iur. STEMESEDER Heinrich
OFER-Alexander (INN Piraten)

ONAY Mesut, Akad. Vkfm. (GRUNE)
Mag.? OPPITZ-PLORER Christine (FI)
WEILER Eveline (ab 18:30 Uhr)

PECHLANER Ernst (SPO)

Mag.? PITSCHEIDER Sonja (GRUNE)

Mag.? YILDIRIM Selma i 7
i : . 4 //" / /i
= i
(SPO) NZWW/*N/‘\

REISECKER Sophia (SPO)

Mag.* SCHWARZL Uschi (GRUNE)

Dipl.-Ing.” SPRENGER Daria (OVP) “CW‘LL .......



SENN Robert
SPRINGER-Gerda (FI)

Mag. STOLL Markus (FI)

MMag.? TRAWEGER-RAVANELLI Barbara
(OVP)

VESCOLI Winfried (FPO)

WALLASCH Kurt (F1)

MMMMag. DDr. ADAM Kurt
WANKER Andreas (OVP)




(zu Punkt 26.)

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Innsbruck vom
..., mit der die Dienstzweigeverordnung der Landeshauptstadt Innsbruck

geandert wird (Beschluss des Gemeinderates vom ....................... )
Artikel |
Die Dienstzweigeverordnung der Landeshauptstadt Innsbruck

(Gemeinderatsbeschluss vom 29.7.1975 in der Fassung der Beschlisse vom
29.7.1977, 17.7.1980, 31.1.1985, 26.6.1986, 14.12.1988, 13.4.1992, 27.1.1994,
25.1.1996, 16.7.1997, 19.7.2000 und 21.11.2013) wird wie folgt gedndert:

1. Die Promulgationsklausel hat zu lauten:
.GCemal §§ 2 Abs. 6, 7 Abs. 1 und 29 Abs. 1 des Innsbrucker
Gemeindebeamtengesetzes 1970, LGBIl. Nr. 44/1970, zuletzt geédndert durch das
Gesetz LGBI. Nr. 116/2013, wird verordnet:"

2. In § 4 wird in Absatz 1 die Wortfolge ,fur Beamte des Landes Tirol in gleichartiger
Verwendung vorgeschriebenen Dienstprifungen“ durch die Wortfolge fir
Bedienstete des Landes Tirol in gleichartiger Verwendung vorgeschriebenen
Dienstprifungen gemal Verordnung der Landesregierung vom 19.12.2006 Uber
die Grundausbildung der Vertragsbediensteten des Landes
(Grundausbildungsverordnung), LGBI. Nr. 114/2006, in Verbindung mit § 3b
Landesbeamtengesetz” ersetzt.

3. In § 4 wird in Absatz 1 folgender Satz angefugt: ,Diese Dienstprifungen werden
beim Land Tirol gemaR § 6 Grundausbildungsverordnung, LGBI. Nr. 114/20086,
von der dort gemall § 5 Grundausbildungsverordnung, LGBI. Nr. 114/20086,
eingerichteten Prifungskommission abgenommen.”

4. In § 6 entfallen die Abséatze (2) und (3).

5. In der Anlage A, Teil A, entfallt bei den Dienstposten der Verwendungsgruppe B
(Gehobener Dienst), die Ziffer 4. des Abschnittes I.

6. In der Anlage A, Teil A, wird bei den Dienstposten der Verwendungsgruppe B
(Gehobener Dienst), in Ziffer 5. des Abschnittes Il, die Wortfolge “Fir alle
Verwendungen die Ausbildung und erfolgreiche Ablegung der Prufung geman § 4
Abs. 1. durch die Wortfolge ,Die erfolgreiche Ablegung der
Verwaltungsdienstprifung I. “ ersetzt.


PlankensteinerS
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10.

11.

12,

In der Anlage A, Teil A, wird bei den Dienstposten der Verwendungsgruppe B
(Gehobener Dienst), in Ziffer 6. des Abschnittes |, die Wortfolge “Ausbildung und
erfolgreiche Ablegung der Prufung gemaR § 4 Abs. 1° durch die Wortfolge
Lerfolgreiche Ablegung der Verwaltungsdienstpriifung I ersetzt.

In der Anlage A, Teil A, wird bei den Dienstposten der Verwendungsgruppe C
(Fachdienst), in Ziffer 7. des Abschnittes Il, die Wortfolge “Ausbildung und
erfolgreiche Ablegung der Prifung gemaR § 4 Abs. 1° durch die Wortfolge
.erfolgreiche Ablegung der Verwaltungsdienstprifung Il* ersetzt.

In der Anlage A, Teil A, wird bei den Dienstposten der Verwendungsgruppe C
(Fachdienst), in Ziffer 8. des Abschnittes Il, die Wortfolge “Absolvierung und
erfolgreiche Ablegung der Prifung gemaR § 4 Abs. 1“ durch die Wortfolge
.erfolgreiche Ablegung der VVerwaltungsdienstprifung I ersetzt.

In § 1 der Anlage B wird in Absatz 2 die Wortfolge ,Werden die Prifungen geman
§ 4 Abs. 1 der Dienstzweigeverordnung fir die Dienstzweige 5 (Gehobener
Verwaltungsdienst) und 7 (Verwaltungsfachdienst) durch die zusténdigen
Priafungskommissionen beim Amt der Tiroler Landesregierung nicht
abgenommen,” durch die Wortfolge ,Fir die Dienstzweige 5 (Gehobener
Verwaltungsdienst) und 6 (Gehobener technischer Dienst) wird jéhrlich einmal die
Verwaltungsdienstpriifung | und fur die Dienstzweige 7 (Verwaltungsfachdienst)
und 8 (Technischer Fachdienst) jahrlich einmal die Verwaltungsdienstprifung II*
ersetzt.

Absatz 1 des § 4 der Anlage B hat zu lauten: ,Die Verwaltungsdienstprifung |
besteht aus einem schriftlichen und einem mundlichen Prufungsteil und ist als
Gesamtprifung abzulegen. Die Verwaltungsdienstprifung |l besteht nur aus
einem mindlichen Teil. Die Chargenprifung fir den Fachdienst bei der
Berufsfeuerwehr besteht aus einem schriftlichen Teil und einem praktischen Teil.“

In § 5 der Anlage B wird im Absatz 1 die Wortfolge ,umfalit vier Aufgaben, und
zwar

a. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Verfassungsrechtes des Bundes oder des
Landes Tirol;

b. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Verwaltungsverfahrens, des
Verwaltungsstrafverfahrens oder des Verwaltungsvollstreckungsverfahrens;

c. zwei Aufgaben des den Gegenstand der mundlichen Prifung umfassenden
Fachwissens" durch die Wortfolge ,umfasst zwei Klausurarbeiten, und zwar

a. eine Klausurarbeit mit Aufgaben aus dem  Gebiet des
Verwaltungsverfahrensrechtes;

b. eine Klausurarbeit mit Aufgaben aus dem Gebiet des besonderen
Verwaltungsrechtes (Wahlfach nach Absprache mit dem/der unmittelbaren
Vorgesetzten in der Dienststelle des jeweiligen Priflings)” ersetzt.
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13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

In § 5 der Anlage B entféllt der Absatz 2, der bisherige Absatz 3 erhalt die
Absatzbezeichnung ,2".

In § 5 der Anlage B erhélt der bisherige Absatz 4 die Absatzbezeichnung ,3“ und
wird darin das Wort ,acht” durch die Wortfolge ,jeweils zwei Stunden” ersetzt. Die
Wortfolge ,der Verwaltungsdienstpriifung Il und” entfallt.

In § 5 der Anlage B erhaélt der bisherige Absatz 5 die Absatzbezeichnung ,4“ und
entfallen darin die Lit. g und h.

In der Lit. f des neuen Absatz 4 des § 5 der Anlage B entfallt die Wortfolge ,, der
Tiroler Landesabgabenordnung®

In § 5 der Anlage B erhalt der bisherige Absatz 6 die Absatzbezeichnung ,5" und
hat zu lauten: ,.Der Inhalt der mindlichen Verwaltungsdienstpriifung Il erstreckt
sich auf den Nachweis von Grundkenntnissen in den in Abs. 4 lit. a bis f
angefuhrten Gebieten."

In § 5 der Anlage B erhélt der bisherige Absatz 7 die Absatzbezeichnung ,6“.
In § 5 der Anlage B erhalt der bisherige Absatz 8 die Absatzbezeichnung ,7".

In § 6 der Anlage B wird das Wort ,Dienstprifungen“ durch
,verwaltungsdienstprifung | ersetzt.

Artikel Il

Die Verordnung tritt mit 1. Januar 2016 in Kraft.



Frau
GRin Herlinde Keuschnigg

hier

ANTRAGE DES AUSSCHUSSES FUR SOZIALES UND WOHNUNGSVERGABE VOM 24.09.2015

AN DEN GEMEINDERAT (15.10.2015)
SOZIALES:

Nr. Verein/Institution

1 Tiroler Seniorenbund - JS

2 Pensionistenverband Osterreichs - JS
3 Frauen im Brennpunkt - SondS

4 Tiroler Hospiz - JS

5 Verein WAMS - Umweltforderung - JS

6 Streetwork fur Jugendliche - ZS - SondS
GESAMTSUMME:

i.f_'_:L':-:é,x; 56 1“{;(1,“

{Andrea Bastiani)

Antrag 2015 Amtsvorschilag

20.500,00

12.800,00

30.000.00

26.000,00

23.700,00

4.005,60

13.000,00
12.800,00

5.000,00
26.000,00
23.500,00

1.300,00

(zu Punkt 36.)

Beschluss

Ausschuss Abstimmung Aussch

* angenommen, 3 Stimmenthaltungen |

13.000,00 GR" Dr." Krammer-Stark, GR Carli, GR

" angenommen, 3 Stimmenthaltungen (

12.800,00 GR" Dr." Krammer-Stark. GR Carli, GR

angenommen, 1 Stimmenthaltung (SPJ

5.000,00 GR" Dr." Pokomy Reitter

26.000,00
23.500,00
1.300,00

81.600,00

* 3 Stimmenthaltungen, 4 Stimn

einstimmig angenommen

einstimmig angenommeh

einstimmig angenommen

SS

Brine, FI)
Wallasch

Griine, Fl)
Wallasch

)

en dafiir

Bisher 2015
erhalten

14.000.00

68.698,00

INNS’
BRUCK

Stadtmagistrat
Allg. Finanzverwaltung und Wirtschaft
sachbearmarer Andrea Bastiam
Telefen +43 512 5360 2113

ems @ndrea bastian|@magibk at
on, baten INNsbruck, 24.09.2015

2014 erhaiten =€9eKUNG oo Liuss GR

SN
13.000,00 430
12.800,00 430
5.000,00 430
26.000,00 430
23.000.00 430
67.500,00 430


PlankensteinerS
Schreibmaschinentext
(zu Punkt 36.)

RagglA
Schreibmaschinentext

RagglA
Schreibmaschinentext

RagglA
Schreibmaschinentext

RagglA
Schreibmaschinentext

RagglA
Schreibmaschinentext

RagglA
Schreibmaschinentext

RagglA
Schreibmaschinentext


Retouren an MA V — Familie, Bildung u. Gesellschaft

Frau
Ausschussvorsitzende
Dr." Renate Krammer-Stark

hier

An den Gemeinderat

2 Antrdge des Ausschusses fiir Bildung und Gesellschaft vom 22.09.2015
Bereich ,Unterricht und Bildung*

Volkshochschule Tirol Férderung der Aligemein- und
JAHRESSUBVENTION Weiterbildung der gesamten
Bevélkerung

€ 77.000,00

(zu Punkt 37.1)

einstimmig angenommen

Sachbearbeiterin
Telefon

Fax

E-Mail

Ort, Datum

Stadtmagistrat

Frauen, Familien und Seniorlnnen
Brigitte Prokesch

+43 (0) 512/5360-4204

+43 (0) 512/5360-1788

post.frau.familie.senioren@innsbruck.gv.at

innsbruck, 23.09.2015

2 |Haus der Begegnung der  |Bildungshaus -
Diézese Innsbruck Erwachsenenbildung
JAHRESSUBVENTION

€ 8.000,00

einstimmig angenommen

Bedeckung aus VP: 1.289000.757910, AOB 5200

Thigitt b



PlankensteinerS
Schreibmaschinentext
(zu Punkt 37.1)


Retouren an MA V — Familie, Bildung u. Gesellschaft

Frau
Ausschussvorsitzende
Dr." Renate Krammer-Stark

hier

(zu Punkt 37.2)

An den Gemeinderat
1 Antrag des Ausschusses fiir Bildung und Gesellschaft vom 22.09.2015
Bereich ,Frauen®

Sachbearbeiterin
Telefon

Fax

E-Mail

Ort, Datum

Ausbau des psychosozialen € 3.470,00 einstimmig angénommen
Beratungs- und
Unterstutzungsangebotes fir

Sexarbeiter innen

Stadtmagistrat

Frauen, Familien und Seniorinnen
Brigitte Prokesch

+43 (0) 512/5360-4204

+43 (0) 512/5360-1788

post.frau.familie.senioren@innsbruck.gv.at

Innsbruck, 23.09.2015

Bedeckung aus VP: 1.469010.757000, AOB 5200

Thuigitt iAok



PlankensteinerS
Schreibmaschinentext
(zu Punkt 37.2)


Retouren an MA V — Referat fir Kinder- und Jugendforderung

Obfrau des Ausschusses
fur Bildung und Gesellschaft
Dr." Renate Krammer-Stark

Hier

Sachbearbeiterin
Telefon
Fax

E-Mail

Ort, Datum

(zu Punkt 37.3)

Antrag des Ausschusses fiir Bildung und Gesellschaft vom 22.09.2015 an den Gemeinderat
Subventionen Bereich "Kinder- und Jugendférderung"

INNS’
BRUCK

Stadtmagistrat

Referat fur Kinder- und Jugendférderung
Daniel Burgstaller, BA

+43 (0) 512/5360-4226

+43 (0) 512/5360-1787
post.kinder.jugendfoerderung
@innsbruck.gv.at

Innsbruck,30.09.2015

Nr. |Antragstellerin Zweck der Forderung Beschluss des Abstimmungsergebnis |Beschluss des GR
Ausschusses
1 |Dompfarre St. Jakob Umbau des Jugendkellers 5.000,-- einstimmig angenommen
Sondersubvention
2 |SOS Kinderdorf Durchfihrung des Projektes 1.500,-- einstimmig angenommen
Sondersubvention
3 |Eltern-Kind-Zentrum Programm fur Kinder und Eltern 6.000,-- einstimmig angenommen
Jahressubvention
4 |Eltern-Kind-Treff Programm fur Kinder und Eltern 6.000,-- einstimmig angenommen
Sondersubvention

Bedeckung aus VP: 1/259010-757370 Lfd. Transferzlg.-Ford. Jugendarbeit u. Jugendh.

Qowed,

(Unterschrift Sachbearbeiterin)


PlankensteinerS
Schreibmaschinentext
(zu Punkt 37.3)


Retouren an MA V — Referat fur Kinder- und Jugendférderung

Frau
Ausschussvorsitzende
Dr." Renate Krammer-Stark

hier

Sachbearbeiterin
Telefon
Fax

E-Mail

Ort, Datum

(zu Punkt 37.4)

Antrag des Ausschusses fiir Bildung und Gesellschaft vom 22.09.2015 an den Gemeinderat

Subventionen Bereich "Private Kinderbetreuungseinrichtungen - Investitionsbeitrage"

INNS'
BRUCK

Stadtmagistrat

Referat fur Kinder- und Jugendférderung
Daniel Burgstaller, BA

+43 (0) 512/5360-4226

+43 (0) 512/5360-1787
post.kinder.jugendfoerderung
@innsbruck.gv.at

Innsbruck, 30.09.2015

Nr. |[Antragstellerin

Zweck der Forderung

Beschluss des Abstimmungsergebnis |Beschluss des GR
Ausschusses

1 |Schulverein Barmherzige Umbau Gruppenraum € 5.000,-- einstimmig angenommen

Schwestern

Sondersubvention
1 |Kinderkrippe Eltern-Kind-Zentrum |EDV, Betten und Lagerraum € 10.000,-- einstimmig angenommen

Sondersubvention
1 [Tiroler Sozialdienst Boden € 10.000,- einstimmig angenommen

Sondersubvention

Bedeckung aus VP: 1/249000-777010 Kap. Transferzlg. Inv. Zusch. Priv. Betreuungseinr.

A owied,

(Unterschrift Sachbearbeiterin)


PlankensteinerS
Schreibmaschinentext
(zu Punkt 37.4)


INNS’
BRUCK

Retouren an MA V - Kulturamt Stadtmagistrat
Kulturentwicklung und Férderungen

Fran Sachbearbeiterin  Maria-Luise Mayr
Blrgermeisterin Tefon  +43 512 5360 1654
Mag.? Christine Oppitz-Plérer Fax  +43 512 5360 1649
EMail  postkulturamt
@innsbruck.gv.at
hier

on, Dawm Innsbruck, 16.09.2015

(zu Punkt 38.)

Antrag des Ausschusses fiir Kultur vom 15.09.2015
an den Gemeinderat

1. |Theater praesent g?ﬁiﬂ%‘:ﬁ?ﬁ:&ung A LAl € 6.222,00 Einstimmig angenommen
2. t_lgll;l;l:lgfto—”:]/eenrein fOr ingsrdizziplirire Theaterprojekt ,Grillenparz® € 5.000,00 Einstimmig angenommen
3. |Schauspiel Innsbruck Jahr 2015/16 € 0,00 Einstimmig angenommen
4. |Schauspiel Innsbruck 1x-ige Vorbereitungskosten € 0,00 Einstimmig angenommen
Gesamtsumme: € 11.222,00
Bedeck . $510

(Unterschrift Sachbearbeiterin)


PlankensteinerS
Schreibmaschinentext
(zu Punkt 38.)


INNS'
BRUCK

(zu Punkt 59.2)

Retouren an Blro des Magistratsdirektors Stadtmagistrat

Biiro des Magistratsdirektors
Frau Sachbearbeiterin  DT. Peter Brihwasser
Birgermeisterin Telelon  +43 512 5360 3314
Mag.? Christine Oppitz-Plérer Fax  +43 512 5360 1753

emasil  peter.bruehwasser@magibk.at

Hier o, Dawm  INNsbruck, 18.09.2015

Gemeinderats-Anfrage der Liste RUDI und FPO vom 16.07.2015, ,, Kosten und Auslastung
des Projektes ,,Stadtrad““, Beantwortung; Maglbk/8123/MD-POL/16

Sehr geehrte Frau Blrgermeisterin,

nachfolgend (ibermittle ich die Beantwortung der obigen Anfrage der Liste RUDI und FPO durch
die zusténdige Fachdienststelle.

Anfrage:
.Uunter der Bezeichnung ,Stadtrad” wurden an 14 Stellen in den Stadtteilen Innenstadt, Wilten, Pradl

und Saggen Verleihstationen fiir Fahrrader aufgestellt. Die Implementierung und der Betrieb
erfolgen durch die Innsbrucker Verkehrsbetriebe und Stubaitalbahn GmbH in Kooperation mit der
nextbike GmbH, Leipzig.

Die kostenlose Registrierung und der Verleih erfolgen direkt an den Verleihstationen, per nextbike-
App oder Uber eine telefonische Hotline. Dazu existiert auf die Webpréasenz http://stadtrad.ivb.at/.

In diesem Zusammenhang wird Frau Vizeblrgermeisterin ersucht, folgende Fragen zu
beantworten:*

Beantwortung:

1. Welchen finanziellen Aufwand haben jeweils die Errichtung der Verleihstationen und die
Anschaffung der Fahrrader fiir das Projekt ,Stadtrad‘ verursacht?

Antwort:

Kosten fur Fahrrader: € 129.000,-- exkl. USt
Errichtung der Verleihstationen 2014: € 290.000,-- exkl. USt
weiterer Ausbau 2015: € 20.000,-- exkl. USt

" Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Stralle 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
S Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT80 2050 3000 0000 5009, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe


RagglA
Schreibmaschinentext
(zu Punkt 59.2)


2. Ist die Errichtung weiterer Verleihstationen angedacht — wenn ja, wo sollen diese situiert
werden?

Antwort:
Wie schon im Jahr 2014 werden auch Ende des Jahres 2015 alle Verleihstationen auf ihre

Inanspruchnahme hin evaluiert. Der Aufbau von Verleihstationen im Bereich der Innenstadt ist
im Wesentlichen abgeschlossen. Der weitere Ausbau konzentriert sich in den kommenden

Jahren auf die aulRenliegenden Stadtteile.

3. Welche laufenden Kosten verursacht der Betrieb der Verleihstationen und der Verleih der
Fahrrdder im Rahmen des Projektes ,Stadtrad‘?

Antwort:
Die gesamten Betriebskosten belaufen sich auf € 25,-- exkl. USt / Monat / Fahrrad.

4. Wie viele Entlehnungen von Fahrradern fanden - aufgeschliiisselt nach den einzelnen
Verleihstationen und Monaten — seit der Inbetriebnahme bis Ende Juni 2015 statt?

Antwort:
Siehe beiliegende Tabelle

5. Kam es seit der Inbetriebnahme des Projektes bis Ende Juni 2015 zu Sachbe-
schddigungen an Verleihstationen oder Fahrridern bzw. zu Diebstdhlen an den
Fahrradern? Falls ja, in welchem Umfang?

Antwort:
Da sich die Verleihstationen und Fahrrdder im offentlichen Raum befinden, k&nnen

Sachbeschadigungen daran nicht ausgeschlossen werden und sind diese auch bereits
vorgekommen:
- Fahrrader: z.B. aufgeschnittene Sattel, beschadigte Korbe, entfernte Seitenflachen
- Verleihstationen: ein Terminal defekt durch herausgerissenen Kabelstrang,
zwei Terminals defekt durch heruntergerissenes Solarpanel
- Fahrrad-Diebstéhle: aktuell werden drei Fahrréader vermisst-wobei es immer wieder vorkommt,
dass vermisste Fahrrader nach einigen Tagen wiedergefunden werden.

Samtliche Beschadigungen und Diebstéhle werden von der Firma nextbike im Rahmen ihres
Servicepauschales behoben bzw. ersetzt, ohne dass der IVB hieriiber zusatzliche Kosten

entstehen.
Anlage: Ausleihliste ,Stadtrad”
Zeitaufwand: 4 Stunden

Freundliche GriiRke
Fur depStadtmagistrat:

(Dr. Brihwasser)

Seite 2 von 2



Ausleihen Stadtrad innsbruck 2014 - 2015

2014 2015

Station Standort v v vi Vil Vil X X X Xi | 1] 1] v v vi Summe
3801 Anichstrae / Rathausgalerien 60 96 72 78 84 80 84 64 75 44 68 101 101 126 1.133
3802 Bozner Platz 58 64 58 45 76 54 79 24 16 24 52 101 68 66 785
3803 Rennweg / Hofburg 5 152 124 128 140 94 119 95 66 77 67 114 179 141 162 1.663
3804 Dez-Einkaufszentrum / lkea 5 . 8 15 10 7 4 5 8 31 30 24 154
3805 Hauptbahnhof 2 61 72 117 165 183 121 136 118 224 272 228 295 1.994
3806 Hottinger Au / Einkaufszentrum West 1 29 40 39 48 37 24 21 16 47 51 51 54 458
3807 AnichstraRe / Klinik 1 67 97 92 7 69 96 87 48 23 32 70 98 89 120 1.066
3809 ErlerstraRe / Kaufhaus Tyrol 31 43 56 50 41 60 59 57 53 36 47 63 62 69 727
3810 Leipziger Platz 3 50 62 68 26 40 36 39 27 13 11 33 59 50 49 566
3811 Miihlauer Briicke / FalkstraRe 61 82 69 99 101 136 138 71 67 46 68 126 84 123 1.271
3812 Anton-Eder-StraRe / Freibad Tivoli 30 60 32 45 46 41 35 17 18 26 34 57 55 52 548
3813 Pastorstrale / IVB / Padagogische Hochschule Tirol 9 46 29 30 41 90 110 107 72 54 30 52 38 71 98 927
3814 Einkaufszentrum Sillpark 5 20 13 27 20 26 20 14 8 12 29 43 26 263
3815 Westbahnhof 55 57 105 103 119 62 35 33 73 89 80 127 938
3816 Egger-Lienz-Strale / WIFI 27 33 22 19 38 41 51 31 11 17 34 31 33 45 433
3817 Schépfstrale / AMS-Geschaftsstelle 33 35 46 43 64 55 62 58 66 48 91 86 93 94 874
3818 Studentenheim Rechengasse 13 59 70 49 69 80 97 57 48 40 48 62 43 56 791
3819 Adlers Hotel / PEMA 1 50 40 25 32 39 23 25 13 12 21 17 46 31 54 429
3820 SchapfstraBe / Klinik 47 32 438 59 80 75 52 54 20 18 43 76 71 95 770
3821 Furstenweg / Med-El 5 23 24 37 34 24 23 27 47 68 73 52 437
3822 UNI 5 22 65 68 43 54 30 127 143 123 165 845
3823 SOWI 6 52 73 96 46 54 29 88 122 106 132 804
3824 SOHO (bis Mdrz 2015) 15 35 32 26 6 8 24  |aufgelassen 146

General Eccher-Stralie 84 52 92 228
3825 Technik 22 31 40 93

Summe Monat 19 726 863 991 1026 1340 1567 1615 1032 900 734 1421 2084 1809 2216 18343
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